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1 Ziele und Aufgabenstellung des Projekts

Individuelle Gesundheitsleistungen (IGeL) sind vereinfacht &drztliche Leistungen,
die nicht im Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) ent-
halten sind und fiir deren Kosten Verbraucherinnen und Verbraucher! somit selbst
aufkommen miissen. IGeL finden sich in unterschiedlichen medizinischen Leis-
tungsbereichen, etwa bei den Vorsorgeuntersuchungen, bei medizinisch-
kosmetischen Leistungen oder bei Laborleistungen. Derartige Leistungen werden
dem Patienten nach der fiir privatdrztliche Leistungen giiltigen Gebiihrenordnung

fiir Arzte (GOA) in Rechnung gestellt.

Fiir Verbraucherinnen und Verbraucher stellt sich bei IGeL die individuelle Frage
der Einschidtzung von Bedarf, Notwendigkeit, Wirksamkeit und Angemessenheit

(inkl. Risiken) der Leistungen und der Angemessenheit ihrer Preise.

Es existiert zudem kein abgrenzbarer Katalog von 1GeL mit Leistungsdefinitio-
nen, Preisen und ggf. Qualitatskriterien, wie dies etwa im vertragsérztlichen Leis-
tungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV), dem Einheitlichen
Bewertungsmalstab (EBM), der Fall ist. Dies unterscheidet den Markt fiir IGeL.
mafgeblich von den regulierten Markten fiir stationdre und vertragsirztliche Leis-
tungen.2 Solche einheitlichen Leistungsdefinitionen haben insbesondere im stati-
ondren Sektor, durch die Einfilhrung des Fallpauschalensystems (G-DRG-
System), zu einer zunehmenden Transparenz des Leistungsgeschehens auch fiir

die Verbraucherinnen und Verbraucher gefiihrt.

I Im vorliegenden Bericht werden mit Verbraucherinnen und Verbrauchern i. d. R.
gesetzlich Versicherte (GKV-Versicherte) bezeichnet. Sofern sich Ausfithrungen
(insbesondere) auch auf privat Versicherte (PKV-Versicherte) beziehen, wird dies
kenntlich gemacht.

2 Die Regulierung dieser Mirkte ist u.a. durch die Vorgabe des Preises, der Zugangs-
bestimmungen fiir Anbieter oder einzuhaltende Qualitéitsstandards gekennzeichnet.
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Verbraucherinnen und Verbraucher sind somit im Bereich der IGeLL — unabhéngig
von bestehenden Informationsasymmetrien zwischen ihnen und den Anbietern —
in starkerem Maf3e als in dem regulierten Markt der GKV-Leistungen auf transpa-

rente Informationen als Entscheidungsgrundlage angewiesen.

Vor diesem Hintergrund ist das Ziel der Studie, das aktuelle Informationsangebot
zu IGeL systematisch und wissenschaftlich zu analysieren und insbesondere aus
Sicht der Verbraucherinnen und Verbraucher die bestehende Transparenz und die
Moglichkeit zur Bildung von Entscheidungskompetenz zu bewerten. Die aktuelle
Transparenz flir die Verbraucherinnen und Verbraucher aber auch deren aktuelles
Nutzungsverhalten und deren Priferenzen sollen dargestellt werden. Dies ermog-

licht auch die Identifikation moglicher Méangel.

Der Patient ist bei seiner Entscheidung, eine der je nach Autor der Aufstellung
mehr als 300 offerierten Leistungen in Anspruch zu nehmen u. a. auf den fach-
kundigen Rat des behandelnden Arztes angewiesen. Fiir diesen konnte mogli-
cherweise ein Konflikt zwischen Budgetdruck, Beurteilung der Indikation und
vertrauensvoller Beratung des Patienten entstehen. Klart der Arzt dariiber auf,
dass eine Individuelle Gesundheitsleistung zur Verfiigung steht, oder empfiehlt er
sie sogar, konnte dem Patienten die Ablehnung moglicherweise schwerfallen,
selbst wenn die personlichen Mittel knapp sind. Das Informationsungleichgewicht
zwischen Arzt und Patient birgt hier besonderes Spannungspotenzial, der Arzt als
vertrauensvoller Berater des Patienten nimmt zugleich die Rolle eines privaten
Leistungsanbieters ein. Besondere Bedeutung kommt vor diesem Hintergrund den
rechtlichen Implikationen ordnungsgemifler drztlicher Aufklarung und Informati-
on sowie den gesetzlichen Bedingungen der Entstehung und Auflosung eines
wirksamen Vertrages iiber IGeLL zu (Formerfordernisse, Widerruf oder Kiindi-
gung). Die in diesem Kontext bestehenden rechtlichen Rahmenbedingungen wur-
den im Rahmen der vorliegenden Untersuchung ausgearbeitet und mit Blick auf

einen rechtlich wirksamen Patienten- und Verbraucherschutz evaluiert.

Auf Basis dieser Erkenntnisse soll das Bundesministerium fiir Erndhrung, Land-

wirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV) in die Lage versetzt werden, ggf.
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MaBnahmen zur Schaffung von Transparenz fiir Verbraucherinnen und Verbrau-
cher vornehmen zu konnen. Besondere Beriicksichtigung kommt dabei auch der
Beurteilung von Ausgestaltungs- und Umsetzungsmoglichkeiten einer geeigneten
IGeL-Liste zu. Auch die Moglichkeiten zum Qualitdtsmonitoring und zur Quali-
tétssicherung fiir IGeL wurden erarbeitet. Zur Erreichung dieser Ziele wurden im
Rahmen der Studie Empfehlungen fiir Malnahmen und geeignete Informations-
wege erarbeitet und fiir das BMELV unter Beriicksichtigung von Kooperations-

moglichkeiten eingeordnet.

Die Untersuchung erfolgte, wie methodisch vom Bundesministerium fiir Erndh-
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz vorgegeben, in Form einer Literatur-
analyse und die Gliederung des Berichts folgt den Mallgaben der Leistungsbe-
schreibung des Auftraggebers.

Der vorliegende Bericht untersucht insbesondere folgende Fragestellungen zu

1GeL:

e Welche Informationsmoglichkeiten haben Verbraucherinnen und Verbraucher
derzeit zur IGeL-Thematik insgesamt und zu einzelnen IGeL und wie zuver-

lassig sind die jeweiligen Quellen einzuschitzen?

e In welchem Ausmal werden die Informationsmoglichkeiten genutzt, sind die
gebotenen Informationen fiir Verbraucherinnen und Verbraucher zielfiihrend
und welche Informationen sind in der Gesprachssituation beim Arzt verflig-

bar?

e Welche fiir Verbraucher entscheidungsrelevanten Kriterien zur Beurteilung
von IGeL lassen sich allgemein oder bezogen auf einzelne hiufige Leistungen

benennen?

e Welche Mallnahmen kommen in Betracht, um Inhalte, Nutzen und Preise von

IGeL fiir Verbraucherinnen und Verbraucher transparent zu machen?

e Welche Informationswege sind in Ergdnzung der bestehenden Informations-

moglichkeiten sinnvoll?
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Welche Mallnahmen kommen in Betracht, um Verbraucherinnen und Ver-
brauchern Entscheidungskriterien und Entscheidungshilfen fiir und gegen ein-
zelne 1GeL insbesondere im Bereich der Fritherkennung an die Hand zu ge-

ben, und wie sind sie zu bewerten?

Welche differenzierte Konzeption einer Liste von IGeL ist zweckméBig (in-
haltlich; rechtliche Verbindlichkeit versus informatorische Internetliste; Tra-
gerschaft; Kooperationsmdglichkeiten z. B. mit der Arzteschaft oder den

Krankenversicherungen)?

Welche Méglichkeiten der Qualitiitssicherung und -Uberwachung einzelner

IGeL-Leistungen sind denkbar und wie sind diese zu bewerten?

Welche rechtlichen Konkretisierungen der drztlichen Informationspflichten
(z. B. zur Standardisierung von Informationen, Ubergabe bestimmter Unterla-

gen) sind moglich und welche Vor- und Nachteile sind damit verbunden?

Besteht ein Schutzinteresse der Verbraucherinnen und Verbraucher fiir ein zu
schaffendes Widerrufsrecht in Verbindung mit § 355 BGB bei Vertridgen iiber

IGeL allgemein oder bei bestimmten 1GeL?

Welche Bedeutung hat der Markt der nicht erstattungsfahigen Leistungen fiir
PKV-Versicherte, insbesondere fiir Personen, die im Basistarif oder in Tarifen
mit geringerem Leistungsumfang bzw. ohne Zusatzversicherung versichert

sind?

Besteht fiir diese PKV-Versichertengruppen ein Schutzbediirfnis fiir eine

Schriftformerfordernis des Behandlungsvertrages?
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2 Planung und Ablauf des Projekts

Fiir die Durchfiihrung der Untersuchung war eine Bearbeitungszeit von vier Mo-
naten durch den Auftraggeber vorgesehen (29. November 2011 bis 31. Mirz
2012). Entsprechend dieser Bearbeitungszeit sah das Untersuchungskonzept keine
Primérdatenerhebung vor, sdmtliche Fragestellungen sollten mit Literaturstudien

beantwortet werden.

Bei der Durchfiihrung der Untersuchung haben sich keine Abweichungen von der

Planung ergeben.
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3 Wissenschaftlicher und technischer Stand, an den angekniipft
wurde

Im Folgenden wird zunichst eine Definition von IGeL fiir diesen Bericht vorge-
nommen, um dann eine kurze Ubersicht iiber IGeL und deren Leistungsmengen

und Leistungsvolumen vorzunehmen.

3.1 Definition von IGeL

Eine einheitliche Definition oder Systematik von IGeL liegt bisher nicht vor und
IGeL sind auch gesetzlich nicht definiert. Das Konzept und die erste Liste3 der
IGeL wurden erstmals auf einer Pressekonferenz der Kassenérztlichen Bundes-
vereinigung (KBV) am 18. Mérz 1998 vorgestellt und beinhaltete eine von KBV
und &rztlichen Verbidnden und Berufsverbidnden erstellte Liste von 68 Leistun-
gen.4 Dadurch sollten Leistungen definiert werden, die von Vertragsirzten fiir
GKV-Versicherte erbracht werden konnen, leistungsrechtlich aber keine GKV-
Leistung sind und entsprechend von Vertragsirzten privat liquidiert werden kon-

nen.”

Dies betrifft Leistungen, die nicht zum GKV-Leistungskatalog gehdren und auch
keine Satzungsleistungen gem. § 11 Abs. 6 SGB V der individuellen Krankenkas-

se (z. B. reisemedizinische Impfungen) darstellen.

3 Es existiert keine abschlieBende und allgemein akzeptierte definitorische "IGeL-
Liste"; da sich der Begriff durchgesetzt hat, wird er auch in diesem Bericht verwen-
det und entspricht einer beliebigen Aufstellung von Leistungen, die der jeweilige
Autor als IGeL bezeichnet.

4 Die IGeL-Liste wurde 1999 um 11 Leistungen erweitert vgl. Maus, Deutsches
Arzteblatt 1999,

5 Es handelt sich somit um eine primir leistungsrechtliche Abgrenzung.
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Es existieren unterschiedliche Definitionen von IGeL, die auch die unterschiedli-
chen Blickwinkel und Interessen der jeweiligen Organisationen bzw. Autoren auf

IGeL widerspiegeln:
Die Bundesirztekammer® definiert IGeL als drztliche Leistung, die
e generell oder im Einzelfall nicht der Leistungspflicht der GK'V unterliegen,

e aus arztlicher Sicht erforderlich oder empfehlenswert, zumindest aber vertret-

bar sind und
e von Patientinnen und Patienten ausdriicklich gewiinscht werden.

Raspe’ definiert IGeL hingegen als nicht-gewerbliche Leistungen von Vertrags-

arzten
e fiir kranke und gesunde GKV-Versicherte,
e die aktuell nicht zum Leistungsumfang der GKV gehoren,

e damit das MalB des sozialrechtlich aktuell als niitzlich, notwendig und

wirtschaftlich Definierten tiberschreiten,
e von Patienten jedenfalls akzeptiert werden,
e von ihnen vollstidndig privat zu finanzieren sind und
e damit zu einer Quelle zusitzlicher arztlicher Einkiinfte werden.
Der IGeL-Monitor® definiert IGeL als Leistungen, die

e per Gesetz nicht zu den Aufgaben der GKV gehoren oder

6 Bundescrztekammer, Beschlussprotokoll des 109. Deutschen Arztetages vom 23. -
26. Mai 2006 in Magdeburg, 2006.

7 Raspe, Ethik in der Medizin 2007.

8  MDS Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e.V.,
IGeL-Monitor. URL:http://www.igel-monitor.de (Zugriff: 29.02.2012).
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e medizinische MaBBnahmen zur Vorsorge, Fritherkennung und Therapie von
Krankheiten, die nicht zeigen konnen oder nicht gezeigt haben, dass sie
ausreichend, zweckmiflig und wirtschaftlich sind und das Mal3 des Not-

wendigen nicht {iberschreiten.

IGeL konnen u. a. leistungsrechtlich und zur Abgrenzung gegeniiber GKV-

Leistungen, die abschlieBend im einheitlichen Bewertungsmalistab (EBM) be-

schrieben sind (vgl. § 87 Abs. 2 SGB V), differenziert werden in Leistungen, die

e nach SGBVY bzw. nach Bundesmantelvertrag!l® von der GKV-
Leistungspflicht ausgeschlossen sind, z. B. Einstellungs- oder Tauglich-
keitsuntersuchungen

e von der GKV-Leistungspflicht wegen fehlender Anerkennung durch den
Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) ausgeschlossen sind.!! Hierunter
fallen

o Leistungen mit negativem Beschluss des G-BA 12, z. B. die Extra-

korporale StoBwellentherapie (ESWT) bei orthopédischen, chirur-

10

11

12

Weil sie nicht durch eine origindre Heilbehandlung veranlasst sind (s. §§ 2 Abs. 1
S. 1,11 Abs. 1, 20 ff. SGB V), sondern auf individuelle Bediirfnisse zuriickgehen.

§ 3 des Bundesmantelvertrags Arzte (BMV-A) bzw. § 2 Bundesmantelvertrag —
Arzte/Ersatzkassen (EKV) beinhalten einen Katalog von Leistungen, die von der
Leistungspflicht der GKV ausgeschlossen sind. Hierunter fallen z. B. Reihen-, Ein-
stellungs-, Eignungs- und Tauglichkeitsuntersuchungen (einschlieBSlich Sporttaug-
lichkeit), auch wenn sie fiir bestimmte Betétigungen fiir Angehorige bestimmter Be-
rufsgruppen vorgeschrieben sind oder Leistungen, fiir die ein Tréger der Unfall-, der
Rentenversicherung, der Sozialhilfe oder ein anderer Trager (z. B. Versorgungsbe-
horde) zustindig ist oder dem Arzt einen Auftrag gegeben hat.

Fir die Mehrheit der IGeL steht entweder diese Beratung der Leistung durch den
G-BA oder zumindest eine positive Beschlussfassung noch aus; vgl Windeler, in: VZ
NRW, Markttransparenz im Gesundheitswesen.

Die somit nach einer Uberpriifung des diagnostischen und therapeutischen Nutzens
sowie der medizinischen Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit durch den G-BA
gem. § 135 Abs.1 SGB YV aus der vertragsarztlichen Versorgung ausgeschlossen
wurden.
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gischen und schmerztherapeutischen Indikationen oder die
Ultraviolettbestrahlung des Blutes (UVB)13

o Leistungen fiir die bisher kein Beschluss des G-BA gefasst wurde
z. B. die ,virtuelle® Darmspiegelung oder die nicht-invasive
Koronararteriographie (EBCT)

e von der GKV-Leistungspflicht wegen fehlender Wirtschaftlichkeit nach
§ 12 Abs. 1 S.2 SGB YV ausgeschlossenen sind; diese Leistungen sind
zwar Bestandteil des GKV-Leistungskatalogs und sind entsprechend im
Einheitlichen BewertungsmafBstab (EBM) abrechnungsfihig, im konkreten
Behandlungsfall sind sie hingegen als unwirtschaftlich anzusehen. Hierzu
zdhlen z. B. bestimmte Fritherkennungsuntersuchungen auf3erhalb des spe-
zifizierten Anspruchs z. B. durch die Krebsfritherkennungs-Richtlinie

(KFE-RL).14

IGeL wurden somit als Selbstzahlerleistungen (oder auch ,,Wahlleistung®,
»Wunschleistung® o. 4.) fiir GKV-Versicherte bei Vertragsiarzten konzipiert und
werden als solche auch heute noch tiblicherweise verstanden, allerdings existieren
auch fiir PKV-Versicherte Leistungen ohne Kostenerstattungsanspruch, die als
IGeL bezeichnet werden sollten (s. hierzu Abschnitt 5.9) und auch rein privatérzt-
lich titige Arzte kénnen IGeL sowohl bei GKV als auch bei PKV-Versicherten

erbringen.

13 vgl. Gemeinsamer  Bundesausschuss,  Richtlinie = des  Gemeinsamen
Bundesausschusses zu  Untersuchungs- und  Behandlungsmethoden  der
vertragsarztlichen Versorgung (Richtlinie Methoden vertragsérztliche Versorgung),
2011b.

14 versicherte haben ab dem Alter von 55 Jahren Anspruch auf insgesamt zwei Kolo-
skopien zur Friiherkennung des kolorektalen Karzinoms. Die zweite Koloskopie
kann friithestens zehn Jahre nach Durchfiihrung der ersten Koloskopie beansprucht
werden (vgl. dazu Gemeinsamer Bundesausschuss, Richtlinie des Gemeinsamen
Bundesausschusses ~ iiber die  Fritherkennung von  Krebserkrankungen
(Krebsfritherkennungs-Richtlinie / KFE-RL), 2011a). Zur Abrechnung dient die Ge-
biihrenordnungsposition 01741 (Koloskopischer Komplex geméafl den Krebsfriither-
kennungs-Richtlinien) des EBM.



20 IGES / Katzenmeier

IGeL definieren sich zusammenfassend somit i. d. R. durch normativ-formelle
Abgrenzung der Leistungen vom Leistungsspektrum der GKV15 und sind aus
Verbraucherinnen- und Verbraucherperspektive insbesondere dadurch definiert,

dass die Leistungen von ihnen privat zu finanzieren sind.

Der vorliegende Bericht beschriankt sich auf IGeL fiir Verbraucherinnen und Ver-
braucher (GKV und PKV Versicherte) im ambulanten Sektor ohne Beriicksichti-
gung zahnirztlicher Leistungen; IGeL im Krankenhaus, die auch moglich sind,
werden nicht betrachtet. 16 Ebenso werden IGeL, die die Verordnung von Medi-

kamenten betreffen, nicht berticksichtigt.

3.2 Aktueller Wissensstand

Studien zeigen, dass IGeL von Arzten zunehmend angeboten werden. Nach einer
Studie von Zok wird mehr als jedem vierten GKV-Versicherten (28,9%) innerhalb
eines Jahres eine derartige Leistung angeboten. Gegeniiber 2001 (8,9%) stellt dies
eine Verdreifachung dar.!7 Auch die Versichertenbefragungen der KBV 18 zeigen
eine Zunahme von 19% im Jahr 2006 auf 24% im Jahr 2011 der GKV-
Versicherten, denen bei einem Arztbesuch in den vorangegangen Jahren vom Arzt
IGeL angeboten wurden.!9 Der Gesundheitsmonitor 2007 der Bertelsmann Stif-
tung zeigt mit 53% einen hoheren Anteil von gesetzlich Versicherten, denen in

den letzten 12 Monaten IGeL angeboten wurde und der sich zwischen 2004 und

15 Hess, in: Hess/Klakow-Franck, S. 5; Schuldzinski, VuR 2007, 428.

16 Die Rechtslage erschwert im stationdren Sektor noch stirker als im ambulanten Sek-
tor die Abgrenzung von allgemeinen Krankenhausleistungen und Wabhlleistungen.
Vgl. dazu Kersting/Pillokat, Zeitschrift fir Evidenz, Fortbildung und Qualitdt im
Gesundheitswesen 2006.

17 7ok, WIdOmonitor 2010.

18 Im Rahmen der Versichertenbefragung der KBV Befragung wurden die Fragen zu
IGeL ausschlieBlich GKV-versicherten Befragten gestellt.

19 Forschungsgruppe Wahlen Telefonfeld, Versichertenbefragung der Kassenirztlichen

Bundesvereinigung - Ergebnisse einer reprasentativen Bevolkerungsumfrage, 2006
2006, 2011.
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2006 mehr als verdoppelt hat.20 Allerdings wurden die angebotenen Leistungen
den ersten beiden Befragungen im Jahr 2004 zufolge noch von 79% bzw. 86% der
Versicherten angenommen, die Befragung im Jahr 2006 zeigte lediglich eine In-

anspruchnahme der angebotenen IGeL durch 56% der Versicherten.

Das Volumen der IGeL betrdgt nach Zok — bei durchschnittlichen Kosten von
98 € je IGeL und 15,8 Millionen IGeL — jéhrlich ca. 1,5 Mrd. Euro.2!

Diese Schitzung verdeutlicht auch die Bedeutung von IGeL fiir Arzte; laut einer
gemeinsamen Studie der GfK und der Stiftung Gesundheit aus dem Jahr 2005
bieten 74% der befragten Arzte IGeL an und 49% geben an, dass ihre Praxis ohne
Individuelle Gesundheitsleistungen auf Dauer nicht mehr wirtschaftlich zu betrei-
ben sei.2?2 Der Umsatzanteil aus Selbstzahlerleistungen lag nach Angabe der be-
fragten Arzte im Jahr 2009 bei 48% der Arzte zwar bei unter 5%, betrug aller-
dings bei 27% der Arzte zwischen 5% und 10% des Umsatzes und bei 8% der

Arzte machten IGeL mehr als 20% des Umsatzes aus.23

Verbraucherinnen und Verbraucher fragen beim Arztbesuch z. T. gezielt nach
bestimmten Zusatzleistungen, wie z. B. kosmetischen Leistungen oder ,,Verfahren

und Therapien [...], die vergleichsweise stark beworben werden (Hautkrebsvor-

20 Schuldzinski/Vogel in: Bdcken/Braun/Amhof, Gesundheitsmonitor 2007.

21 Schitzung des Volumens nach Zok, WIdOmonitor 2010. Dies entspricht etwa 5%
der vertragsarztlichen Gesamtvergiitungen (vgl. Deutscher Bundestag, Bericht des
Bewertungsausschusses  iiber die  Entwicklung der Vergiitungs- und
Leistungsstruktur in der vertragsarztlichen Versorgung fiir das 1. bis 4. Quartal 2009,
2010).

22 Gesellschaft fiir Konsumforschung/Stiftung Gesundheit, Arzte im Zukunftsmarkt
Gesundheit - Gemeinsame Studie der GfK und der Stiftung Gesundheit, 2005.

23 Arzte Zeitung/Die Privatirztlichen Verrechnungsstellen, 1GeLn — immer ein
Gewinn? Auswertung der IGeL Umfrage im Jahr 2009, 2009.
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sorge24, PSA-Test, Medikamente)*, in den meisten Fillen (71%) fragen sie je-
doch nicht von sich aus nach 1GeL.25:26 Auch durch die Arzthelferinnen, auslie-
gende Broschiiren oder Plakate im Wartezimmer des Arztes werden Patienten auf
IGeL aufmerksam gemacht.27 Dabei werden iiberwiegend eigene Praxismateria-
lien (z. B. Flyer, Aufsteller, Plakate, Prisentationen etc.) verwendet und eher sel-

ten externes Informationsmaterial etwa von der pharmazeutischen Industrie.28

Im Rahmen des 109. Arztetages im Jahr 2006 wurden Hinweise fiir das Erbringen
individueller Gesundheitsleistungen verabschiedet, da ,,jedes Angebot individuel-
ler Gesundheitsleistungen [...] der hohen é&rztlichen Verantwortung gegeniiber
Patientinnen und Patienten Rechnung tragen [muss], die auch bei nicht notwendi-
gen Leistungen nicht zu Kunden werden. Nur ein seridses Anbieten individueller

Gesundheitsleistungen kann das fiir den Erfolg jeder Heilbehandlung unverzicht-

24 Im Jahr 2008 wurde das Hautkrebs-Screening eine GKV-Leistung (vgl. dazu
Gemeinsamer  Bundesausschuss, Bekanntmachung eines Beschlusses des
Gemeinsamen Bundesausschusses iiber eine Anderung der Krebsfriiherkennungs-
Richtlinien: Hautkrebs-Screening. Vom 15. November 2007). Als IGeL kann die
Hautkrebsvorsorge weiterhin angeboten werden, z. B. mit einer anderen Untersu-
chungstechnik.

25 vgl. Zok, WIdOmonitor 2010.

26 Der Untersuchung der privatirztlichen Verrechnungsstellen aus dem Jahr 2009 zu-
folge sprechen 23% der befragten Arzte ihre Patienten i. d. R. bei allen Patienten-
kontakten aktiv auf IGeL-Angebote an. 58% der dort befragten Arzte geben an, Pati-
enten zwar aktiv auf ihre IGeL-Angebote anzusprechen, allerdings nur bedarfsweise
im  é&rztlichen Einzelgespriach (Arzte  Zeitung/Die  Privatdrztlichen
Verrechnungsstellen, 1GeLn — immer ein Gewinn? Auswertung der IGeL. Umfrage
im Jahr 2009, 2009). Beim Angebot von IGeL muss stets beriicksichtigt werden,
dass anpreisende Werbung gem. § 27 Abs. 3 MBO-A berufswidrig ist und deren Un-
zuldssigkeit im Rahmen des 109. Deutschen Arztetages auch bezogen auf IGeL be-
tont wurde (vgl. Bundesdrztekammer, Beschlussprotokoll des 109. Deutschen
Arztetages vom 23. - 26. Mai 2006 in Magdeburg, 2006).

27 Zok/Schuldzinski, in: WIdO/VZ NRW, Private Zusatzleistungen.

28 Adrzte Zeitung/Die Privatirztlichen Verrechnungsstellen, 1GeLn — immer ein
Gewinn? Auswertung der IGeL Umfrage im Jahr 2009, 2009.
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bare Vertrauensverhiltnis zwischen Patienten und Arzten erhalten*.2% Diese Ge-
bote beziehen sich u. a. auf die Aufklarungspflichten des Arztes, das Schlieen
eines Behandlungsvertrages oder die GOA-Liquidation. Richter et al. beziehen
sich bei ihrer Untersuchung auf diese Forderungen und die Anwendungserfahrun-
gen der Befragten zu diesen Aspekten.30 Dabei zeigt sich, dass annihernd 90%
der Befragten iiber die Kosten und den Nutzen der Leistung, allerdings nur 46%
iiber die Risiken aufgeklédrt wurden und 71% geniigend Zeit zur Information bzw.
82% geniigend Zeit zur Entscheidung hatten (vgl. Abbildung 1). Nur 39% der
Befragten gaben an, schriftliche Informationen erhalten zu haben und bei 21%
wurde eine schriftliche Vereinbarung getroffen. Zudem fiihlten sich 8% der Be-

fragten gedriangt und sogar 14% verdngstigt oder verunsichert.

Abbildung 1:  Bewertung der Erbringung von IGeL (Anteil ja-Antworten in Prozent)

o
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Quelle: Richter et al. (2009)

29 Bundescirztekammer, Beschlussprotokoll des 109. Deutschen Arztetages vom 23. -
26. Mai 2006 in Magdeburg, 2006.

30 Richter/Rehder/Raspe, Deutsches Arzteblatt 2009.
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Auch die Berliner Patientenbeauftragte Karin Stotzner berichtet in ithrem Tatig-
keitsbericht, dass sich Patienten z. T. zu IGeL gedringt fithlen3!, ebenso wie
Ombudsstellen von Schwierigkeiten der Patienten in Bezug auf 1GeL-Angebote

beim Arzt berichten.32

Vor diesem Hintergrund zeigt sich, dass Verbraucherinnen und Verbraucher
transparente Informationen zu IGeL bendtigen, die sie bei der Erwdgung einer
Inanspruchnahme umfassend sowohl iiber die formalen Anforderungen an eine
solche Leistung, als auch iiber die jeweilige Leistung selbst informieren. Transpa-
rente Informationen sollen Verbraucherinnen und Verbraucher ,,befdhigen, eigen-
staindig oder gemeinsam mit Anderen Entscheidungen zu Gesundheitsfragen zu
treffen, die ihren personlichen Praferenzen, Wertvorstellungen und Lebenssituati-
onen so weit wie mdglich entsprechen.* 33 Dariiber hinaus gelten Kompetenz und
Entscheidungsbeteiligung, d. h. Partizipation ,,als Schliisselqualititen der Nutzer
von Gesundheitsleistungen fiir eine optimale Beanspruchung des Gesundheitswe-

sens und zur Steuerung der Versorgung®.34

Auch der HTA-Bericht (Health Technology Assessment) des Deutschen Instituts
fir Medizinische Dokumentation und Information (DIMDI) zu Individuellen
Gesundheitsleistungen aus dem Jahr 201135 fordert Informationen zu IGeL als

Grundlage fiir Transparenz: ,,Um mehr Transparenz herzustellen, sollte den For-

31 Senatsverwaltung fiir Gesundheit Titigkeitsbericht Patientenbeauftragte fiir Berlin,
2008 Dariiber hinaus wird dort von eingegangenen Beschwerden der Patienten be-
richtet, die sich u. a. auf eine unzureichende Aufklarung iiber IGeL, Unklarheiten bei
den Kosten oder ,,wiederholtes Ansprechen der Leistung, trotz mehrmaliger Ableh-
nung in einer Behandlungssituation beziehen.

32 Beispielsweise dazu Titigkeitsbericht Ombudsverein Schleswig-Holstein 2005 nach
Rehder, Individuelle Gesundheitsleistungen und Leistungsbegrenzungen in
Deutschland : Hintergriinde, Angebote, Patientenerfahrungen, 2008.

33 Klemperer et al. Die ,Gute Praxis Gesundheitsinformation®.
34 Klemperer et al. Die ,Gute Praxis Gesundheitsinformation®.

35 Schnell-Inderst/Hunger/Hintringer/Schwarzer/Seifert-Klauss/Gothe/Wasem/Siebert,
Individuelle Gesundheitsleistungen, 2011, S. 2.
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derungen nach wissenschaftlich fundierten, unabhingigen Patienteninformationen
entsprochen werden. Ob eine offizielle Positiv- und Negativliste ein geeignetes
Orientierungsinstrument fiir Patienten und Arzte sein kdnnte, muss gepriift wer-

13

den.
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4 Material und Methoden

Die Untersuchung erfolgte, wie methodisch vom BMELV vorgegeben, insbeson-
dere in Form einer Literaturanalyse. Auf der Grundlage von Untersuchungen zur
Nutzung von Informationsquellen zu gesundheitlichen Themen (vgl. dazu die
Ausfiihrungen unter Abschnitt 5.1) wurden im Rahmen einer internen, strukturier-
ten Expertendiskussion Datenquellen ausgewéhlt, iiber die sich Verbraucherinnen
und Verbraucher zu IGeL informieren konnen und die im Rahmen der Untersu-
chung zum Informationsangebot zu IGeL schwerpunktméBig betrachtet werden
sollen. Im Fokus der Untersuchung stehen demzufolge insbesondere Informati-
onsangebote im Internet, Biicher und Zeitschriften sowie die von Arzten bereitge-
stellten schriftlichen Informationen. Um diese Informationsmdglichkeiten unter-
suchen zu konnen, wurden mithilfe einer systematischen Internetsuche und einer
Recherche in Arztpraxen konkrete Beispiele fiir diese Datenquellen zusammenge-

tragen.

4.1 Systematische Literaturrecherche zu Studien iiber Informationsmog-
lichkeiten zu IGeL

Zur Identifikation von bereits durchgefiihrten Untersuchungen zu bestehenden
Informationsmdoglichkeiten und dem Umfang der Nutzung dieser Mdoglichkeiten

wurde eine systematische Literaturrecherche durchgefiihrt.

Die Suche wurde mit den Begriffen ,,IGeL* und ,,individual health services* in

den Literaturdatenbanken PubMed und Embase durchgefiihrt.

Die Treffer der systematischen Literaturrecherche (157) wurden um Duplikate
bereinigt und die verbliebenen Treffer (96) anhand des Titels und des Abstracts
auf Relevanz gepriift. Davon wurden 26 Treffer beschafft bzw. bestellt, die nach
ithrem Eingang im Volltext auf Relevanz gepriift wurden (vgl. Abbildung 2). Nach
der Volltextpriifung verblieben 2 Treffer, wobei es sich bei einem Treffer um den

HTA-Bericht des DIMDI zu Individuellen Gesundheitsleistungen handelt, der als
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Ubersichtsarbeit auch relevante Ergebnisse zu den fiir Verbraucherinnen und Ver-
braucher bestehenden Informationsmoglichkeiten und dem Umfang deren Nut-

zung beinhaltet.36

Abbildung 2:  Literaturauswahl im Rahmen der systematischen Recherche

Treffer Medline Treffer Embase
n=0>51 n = 106

A

Treffer wurden anhand ihres Titels und Abstracts
auf Relevanz gepriift
n =96

/

Treffer wurden anhand ihres Volltextes
auf Relevanz gepriift
n =26

A

Eingeschlossene Treffer
n=2

Quelle: IGES; zu den Treffern der systematischen Literaturrecherche vgl. Tabelle 6
im Anhang

Um die Trefferzahl der systematischen Literaturrecherche auch durch graue Lite-
ratur zu erginzen, wurde dariiber hinaus eine ausfiihrliche Handsuche in nicht
gelisteten Zeitschriften, Biichern und im Internet durchgefiihrt, bei der 67 Treffer

identifiziert werden konnten.

Die Treffer der Handsuche wurden nach dem Eingang ebenfalls anhand ihres
Volltextes auf Relevanz gepriift. Insgesamt konnten 31 relevante Treffer identifi-

ziert werden. Die Treffer der systematischen Literaturrecherche und der Handsu-

36 Schnell-Inderst/Hunger/Hintringer/Schwarzer/Seifert-Klauss/Gothe/Wasem/Siebert,
Individuelle Gesundheitsleistungen, 2011.
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che (33) wurden im weiteren Verlauf in die Untersuchung einbezogen und fiir die

Beantwortung der Fragestellungen herangezogen.

4.2 Systematische Recherche zu Informationsmaterialien iiber IGeL im
Internet

Aufbauend auf den Ergebnissen der Voriiberlegungen zu den Informationsmdg-
lichkeiten fiir Verbraucherinnen und Verbraucher zu IGeL wurden fiir die Recher-
che von Informationsmoglichkeiten im Internet systematisch die Internetseiten
relevanter Organisationen (vgl. Tabelle 7 bis Tabelle 19 im Anhang) durchsucht.
Dabei wurde zunichst anhand des Begriffes IGeL und ggf. — sofern diese Suche
zu unspezifische Ergebnisse erzielte oder eine Trefferzahl > 30 ergab — anhand
weiter modifizierter Suchbegriffe (vgl. Tabelle 1) innerhalb der gesamten Inter-
netadresse (URL; Uniform Resource Locator) der jeweiligen Organisation ge-

sucht.

Tabelle 1: Suchbegriffe der Internetrecherche (stufenweises Vorgehen)

Suchbegriff

IGeL
"Individuelle Gesundheitsleistung” OR "Individuelle Gesundheitsleistungen"
"Individuelle Gesundheitsleistung" OR "Individuelle Gesundheitsleistungen"
UND Patient
"Individuelle Gesundheitsleistung” OR "Individuelle Gesundheitsleistun-
gen" UND Patienteninformation

Quelle: IGES

Samtliche Suchergebnisse wurden anschlieBend gepriift und relevante Treffer
gesichert. Insgesamt konnten mit der systematischen Internetrecherche 292 Tref-
fer erzielt werden, wobei sich die gefundenen Informationsmaterialien (Internet-

seite, Broschiire etc.) fiir Verbraucherinnen und Verbraucher sowohl auf allge-



IGES / Katzenmeier 29

meine Informationen zu IGeL als auch auf einzelne IGeL beziehen.37 Die Ergeb-
nisse der Recherchen wurden zunéchst auf Relevanz gepriift und sofern dabei ein-
zelne Treffer einen zu geringen Detaillierungsgrad aufwiesen oder als nicht pri-
mir relevant fiir Verbraucherinnen und Verbraucher eingestuft wurden, von der
weiteren Untersuchung ausgeschlossen (vgl. Abbildung 3). AuBlerdem wurden
identische Informationsmaterialien (insbesondere Broschiiren) ausgeschlossen, die
von unterschiedlichen Organisationen bereitgestellt werden, sich in einigen Fillen
jedoch nur durch eine Anpassung des Layouts an die bereitstellende Organisation

voneinander unterscheiden, im Hinblick auf den Inhalt aber identisch sind.

Abbildung 3:  Ergebnisse der Internetrecherche

Treffer der Internetrecherche
n =292

/

Priifung auf Mehrfachtreffer
n =195

/

Patientenrelevante Treffer
n=91

\J

Auswabhl fiir Bewertung
n=12

Quelle: IGES

Insgesamt verblieben nach der Priifung und dem Ausschluss von Mehrfachtreffern

91 patientenrelevante Treffer der Internetrecherche, aus denen 12 Treffer ausge-

37 Die Informationsmaterialien werden den Verbraucherinnen und Verbrauchern
i. d. R. kostenlos zur Verfiigung gestellt, lediglich eine der im Rahmen der Internet-
recherche gefundenen Broschiiren war kostenpflichtig.
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wéhlt wurden, die im Rahmen der weiteren Untersuchung hinsichtlich ihrer Zu-
verldssigkeit und dem Informationsgehalt bewertet wurden. Die Auswahl beinhal-
tet ausschlieBlich Informationsmaterialien, die einen relevanten eigenstéindigen
Textanteil aufweisen und iiber allgemeine bzw. definitorische Informationen hin-

ausgehen.38

Die Treffer einer separaten Handsuche zu Informationsmdglichkeiten flir Patien-
ten (Ratgeber ,,IGeL - Medizinische Zusatzleistungen. Was Sie selbst zahlen miis-
sen“39 sowie das Internetportal www.igel-monitor.de) wurden zudem in die wei-
tere Untersuchung einbezogen?0, sodass insgesamt 14 Informationsmaterialien im
Rahmen der Bewertung untersucht wurden (vgl. Abschnitt 5.3.1). Insgesamt
konnten somit 93 patientenrelevante Treffer im Rahmen der Internetrecherchen

bei relevanten Organisationen und der Handsuche identifiziert werden.

4.3 Recherche zu Informationsmaterialien iiber IGeL in Arztpraxen

Dartiber hinaus wurde eine nicht reprisentative Auswahl von Informationsmateri-
alien, die Verbraucherinnen und Verbrauchern in Vertragsarztpraxen zur Verfii-
gung gestellt werden, zusammengetragen. Dazu wurden 50 Arztpraxen in Berlin
aufgesucht und um die Bereitstellung des bei ihnen angebotenen Informationsma-
terials zu IGeL gebeten. Die Auswahl der Arztpraxen erfolgt zufillig innerhalb
eines Postleitzahlbereiches anhand der Arztsuche der KV Berlin. Aufgesucht

wurden Arztpraxen verschiedener Fachrichtungen (vgl. Tabelle 20), wobei die

38 D. h. Informationsmaterialien, die vorrangig weiterfiihrende Links zu IGeL bereit-
stellen, sind in dieser Auswahl nicht enthalten, ebenso wie Checklisten mit zu beach-
tenden Aspekten bei eciner IGeL-Inanspruchnahme oder Auflistungen typischer
IGeL.

39 Schneider/Wigger, 1GeL - Medizinische Zusatzleistungen. Was Sie selbst zahlen
miissen, 2007.

40 Die Handsuche lieferte mit dem Ratgeber ,,Der groBle IGeL-Check: Wann medizini-
sche Zusatzleistungen sinnvoll sind und was sie kosten* (Hader, Bernd; Knaur,
Miinchen 2005) einen weiteren Treffer, der jedoch nicht in die weitere Untersuchung
einbezogen wurde, da er liber den reguldren Buchhandel derzeit nicht mehr lieferbar
ist.
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Auswabhl der Praxen korrespondierend zu der Verteilung der Vertragsirzte inner-
halb Deutschlands (Quelle Arztestatistik der Bundesirztekammer fiir das Jahr
2010) erfolgte. Von dieser Verteilung wurde bei einzelnen Fachrichtungen ggf.
abgewichen, um eine Mindestanzahl von drei Arztpraxen je Fachrichtung bzw.
Schwerpunkt aufsuchen zu konnen. Die Auswertung der von Arztpraxen bereitge-
stellten Informationsmaterialien erfolgte unabhidngig von dem Arzt bzw. dessen
Fachrichtung. Bei der Recherche handelt es sich aufgrund der geringen Anzahl
von befragten Vertragsdrzten und der regionalen Eingrenzung um eine nicht re-

prasentative Erhebung.

Durch die Recherche in den Arztpraxen konnten insgesamt 51 Informationsmate-
rialien unterschiedlicher Fachrichtungen zusammengestellt werden. Davon bezo-
gen sich 20 Informationsmaterialien nicht bzw. nur indirekt auf 1GeL, sondern
etwa auf einzelne Krankheitsbilder (z. B. Speiserdhrenkrebs) bzw. deren Therapie
(z. B. Hiiftgelenksimplantation) oder es handelte sich um eine Praxisbeschrei-
bung, die ggf. auch das Leistungsangebot und darunter auch IGeLL umfasst, sodass
letztlich 31 Informationsmaterialien zu IGeL durch die Recherche in den Arztpra-

xen identifiziert wurden.

4.4 Recherche zu Bewertungsinstrumenten fiir Verbraucherinformatio-
nen

Nach der Sichtung der Rechercheergebnisse wurden die identifizierten Informati-
onsmaterialien systematisch ausgewertet, analysiert und anhand eines Bewer-
tungsschemas beurteilt. Vorbereitend fiir die Entwicklung des Bewertungssche-
mas wurden zundchst anhand einer Literaturrecherche und einer Handsuche Me-
thoden zur Bewertung von Verbraucherinformationen im Gesundheitswesen re-

cherchiert. Bei der Recherche wurden auch thematische Ubersichtsarbeiten zu
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Bewertungsinstrumenten4! und die dort aufgefiihrten, fiir die Untersuchung rele-

vanten Instrumente beriicksichtigt.

Insgesamt wurden 12 Instrumente identifiziert, von denen 8 nach Priifung auf eine
mogliche Ubertragbarkeit als Grundlage fiir die Entwicklung des Bewertungs-

schemas verwendet wurden.42

Dariiber hinaus wurden in diesem Zusammenhang auch einzelne Expertengespra-
che u. a. zum Thema evidenzbasierte Patienteninformation43 gefiihrt, um die An-
wendungsmoglichkeiten bereits entwickelter Verfahren und Methoden zu erdr-

tern.

Der Fokus der identifizierten Methoden liegt in der Regel auf der Erstellung von
Patienteninformationen und den dabei zu beriicksichtigenden Qualititsanforde-
rungen ohne explizite Beriicksichtigung von IGeL. Daher wurde basierend auf
den bestehenden Methoden ein Kriterienkatalog entwickelt, der die Besonderhei-
ten von IGeL und die Anforderungen an diesbeziigliches Informationsmaterial
beriicksichtigt, um die relevanten Ergebnisse der Recherchen anschlieBend hin-
sichtlich ihrer Zuverldssigkeit und dem Informationsgehalt bewerten zu kdnnen.
Die Bewertung erfolgte unabhingig voneinander durch zwei Autoren; bei abwei-
chender Bewertung wurden die Ergebnisse diskutiert und konsentiert. Der entwi-
ckelte Kriterienkatalog, der auf ausgewdhlte Informationsangebote angewendet

wurde, wird in Kapitel 5.3 dargestellt.

41 Beispiclsweise ~ Kopke/Berger/Steckelberg/Meyer, — Zeitschrift  fir ~ Evidenz,
Fortbildung und Qualitit im Gesundheitswesen 2005.

42 Fiir die Entwicklung des Bewertungsschemas wurden sehr kurze, iibersichtsartige
Kriterienzusammenstellungen nicht beriicksichtigt.

43 Evidenzbasierte Patienteninformationen basieren auf objektiven und wissenschaft-
lich belegten Aussagen zu Erkrankungen und deren Untersuchungs- und Behand-
lungsmdglichkeiten und stellen eine Grundlage fiir Patienten da, sich fiir oder gegen
in Frage kommende Untersuchungs- und Behandlungsmethoden zu entscheiden.
Evidenzbasierte Patienteninformationen beriicksichtigen sowohl die zum Zeitpunkt
der Erstellung vorhandenen besten und aussagekriftigsten Daten zu den untersuchten
Themen als auch Erfahrungen und Bediirfnisse betroffener Patienten (vgl. AZQ
Manual Patienteninformation).
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5 Ergebnisse zum Informationsangebot zu 1GeL

Torsten Fiirstenberg, Mareike Laschat
(IGES)

5.1 Welche Informationsmoglichkeiten haben Verbraucherinnen und
Verbraucher derzeit zur IGeL-Thematik insgesamt und zu einzelnen
IGeL und wie zuverléssig sind die jeweiligen Quellen einzuschitzen?

Fiir Verbraucherinnen und Verbraucher bestehen unterschiedliche Moglichkeiten,
Informationen zu Gesundheitsleistungen und im Speziellen zu IGeL zu beziehen.
Bei Informationen zu IGeL muss unterschieden werden zwischen allgemeinen
Informationen zum Thema IGeL und Verbraucherinformationen zu speziellen

Leistungen.

Dem behandelnden Arzt kommt als Anbieter der IGeL eine entscheidende Infor-
mationsfunktion zu. Dieser bietet dem Patienten die IGeL entweder von sich aus
an oder er reagiert auf eine gezielte Nachfrage des Patienten zu einer speziellen
IGeL. In beiden Fillen obliegt es ihm, den Nutzen und ggf. bestechende Risiken
der Behandlung zu erldutern (vgl. zu drztlichen Aufkléarungspflichten Abschnitt
6.1.1). Da die Kosten der IGeL nicht von der gesetzlichen Krankenversicherung
getragen werden, regelt § 18 Abs. 8 Nr. 3 BMV-A, dass der Vertragsarzt als Vo-
raussetzung fiir einen Vergiitungsanspruch den Patienten auf die Pflicht zur Uber-

nahme der Kosten hinzuweisen hat.

Die Information durch den Arzt wird vielfach durch Informationsbroschiiren er-
ginzt, die entweder von ihm selbst oder von anderen Unternehmen und Organisa-
tionen (z. B. pharmazeutische oder medizintechnische Unternehmen, Anbieter

labordiagnostischer Leistungen, Deutsche Krebshilfe o. 4.) erstellt wurden.

Bei der Recherche von Informationsmaterialien zu IGeL in Arztpraxen zeigte
sich, dass die fiir Patienten bestimmten Broschiiren entweder gut ersichtlich auf
dem Empfangstresen bzw. im Wartezimmer ausliegen, von den Praxismitarbeitern

ausgegeben werden oder den Patienten im Behandlungsraum bzw. durch den Arzt



34 IGES / Katzenmeier

bereitgestellt werden. Einige Praxen bieten keine Informationsmaterialien in Pa-
pierform an. Diese gaben dazu etwa an, dass IGeL in ihrer Praxis nur geringe Be-
deutung hitten, dass anstelle von Flyern bzw. Broschiiren die Informationen zu
IGeL auf der Internetseite der Praxis zu finden seien oder die IGeL ausschlielich
personlich bzw. individuell vom Arzt erkldrt wiirden (vgl. die Ausfiihrungen in

Abschnitt 5.2 zu Beratungsgesprichen durch Arzte).44

Auch Krankenkassen, Kassenirztliche Vereinigungen oder Arztekammern, Ver-
braucherzentralen, Patientenberatungsstellen und andere patientenbezogene Orga-
nisationen erstellen gesundheitliche Informationsmaterialien fiir Verbraucherin-

nen und Verbraucher als Printinformation oder aber auch als Internetangebot.

Insbesondere das Angebot von internetbasierten Informationen hat in den vergan-
genen Jahren stetig zugenommen. Die dariiber bereitgestellten Informationen ste-
hen Verbraucherinnen und Verbrauchern entweder in Textform auf einer Internet-
seite oder als Broschiire zur Verfligung, die von der Internetseite heruntergeladen

werden kann.

Unabhingig von der Art und Weise der Bereitstellung des Informationsmaterials
konnen z.T. erhebliche Unterschiede im Hinblick auf die Qualitit der enthaltenen

Informationen bestehen.

McClung et al. fiihrten eine Qualitdtsanalyse von Internetinformationsméglichkei-
ten flir Patienten bzw. Eltern im péadiatrischen Bereich durch und stellten fest, dass
nur 20% der gefundenen Materialien den aktuellen wissenschaftlichen Standards
der American Academy of Pediatrics entsprachen und forderten daher einen kriti-
schen Umgang mit dem internetbasierten Informationsangebot.45 Die Erfiillung
von vereinbarten Qualitdtsanforderungen hat mit der steigenden Inanspruchnahme

des Informationsangebotes im Internet stetig an Bedeutung gewonnen und es

44 Angaben zum Arztgesprich beziiglich IGeL wurden im Rahmen der Untersuchung
nicht erhoben.

45 McClung/Murray/Heitlinger, Pediatrics 1998.
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wurden verschiedene Mallnahmen entwickelt, um dies zu gewéhrleisten (vgl. dazu
Abschnitte 4 und 5.3). Neben eventuellen inhaltlichen Einschrinkungen sind zu-
dem nicht alle Internetangebote barrierefrei gestaltet, sodass sie ggf. aufgrund von
korperlichen oder technischen Einschrankungen nicht allen Verbraucherinnen und
Verbrauchern zur Verfiigung stehen.46 Bei den Recherchen zum Informationsan-
gebot zu IGeL wurden keine fremdsprachigen Informationsmaterialien identifi-
ziert, sodass das bestehende Informationsangebot fiir Verbraucherinnen und Ver-
braucher mit nicht ausreichenden Sprachkenntnissen nur eingeschrinkt nutzbar

ist.

Insgesamt ist das Informationsangebot im Internet sehr vielfaltig. Verbraucherin-
nen und Verbraucher konnen Informationen selbst recherchieren, sie finden je-
doch auch Zusammenstellungen von Informationsmaterialien verschiedener An-
bieter zu IGeL, beispielsweise auf der Internetseite patienten-information.de, die
vom AZQ im Auftrag der Bundesirztekammer und der Kassenirztlichen Bundes-
vereinigung betreut wird. Fiir einige der dort aufgelisteten Informationsmateria-
lien werden auch die Ergebnisse einer durchgefiihrten Qualitédtspriifung mit dem

DISCERN:-Instrument auf der Internetseite veroffentlicht.

Im Januar 2012 startete mit dem IGeL-Monitor (www.igel-monitor.de) zudem ein
sehr umfangreiches Internetangebot des Medizinischen Dienstes des Spitzenver-
bandes Bund der Krankenkassen (MDS), das Verbraucherinnen und Verbrauchern
einerseits Informationen zu IGeL und den Akteuren im IGeL-Markt bereitstellt
und andererseits einzelne (derzeit 25) IGeLL wissenschaftlich bewertet und so eine
Entscheidungsgrundlage fiir oder gegen eine IGeL anbieten mochte, die kontinu-

ierlich erweitert werden soll.

Daneben konnen auch Gespriache im Familien- und Bekanntenkreis vielfach ge-

nutzt werden, um Informationen zu gesundheitlichen Themen zu erhalten. Insbe-

46 Im Rahmen der Recherchen zum Informationsangebot zu IGeL erfolgte keine ge-
sonderte Priifung auf eine barrierefreie Gestaltung der internetbasierten Informati-
onsmoglichkeiten.
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sondere bei IGeL, die i. d. R. keine sofortige Inanspruchnahme erfordern und fiir
die vom Arzt zunéchst ausreichend Bedenkzeit gewéhrt werden sollte, kann davon
ausgegangen werden, dass Verbraucherinnen und Verbraucher Erfahrungen mit

Freunden, Bekannten oder Verwandten austauschen.

Auch Krankenkassen stellen Informationsmaterial zu IGeL bereit, entweder spe-
ziell fiir ihre Versicherten (z. B. in Form von Artikeln in der Mitgliederzeitschrift)
oder auch fiir Nicht-Mitglieder (z. B. auf der Internetseite). Einige Krankenkassen
bieten aullerdem eine telefonische oder personliche Beratung in den Geschéfts-
stellen an, die jedoch i. d. R. ausschlieBlich den eigenen Versicherten vorbehalten
ist. Die Internetrecherche nach Informationsangeboten fiir Verbraucherinnen und
Verbraucher zeigte, dass insbesondere Krankenkassen umfangreiche Informatio-
nen zu IGeL bereitstellen, ggf. auch, um den Verbraucherinnen und Verbraucher
zu erkldren, warum die Kosten fiir bestimmte medizinische Leistungen nicht von
der Gesetzlichen Krankenkasse {ibernommen werden und welche Leistungen

IGeL sind.

Telefonische oder personliche Beratung wird dariiber hinaus beispielsweise auch
von Verbraucherzentralen, der Unabhédngigen Patientenberatung Deutschland

(UPD), Selbsthilfegruppen und weiteren Organisationen angeboten.

Verbraucherinnen und Verbraucher kénnen Informationen zu IGeL auBerdem
durch Printmedien erhalten, etwa durch Biicher oder Beitrdge in Verbraucher- und
Gesundheitszeitschriften. Das Angebot ist sehr umfangreich und bezieht sich so-

wohl allgemein auf das Thema IGeL als auch auf spezielle Leistungen.

Die Bewertung des im Rahmen der Internetrecherche und der Arztrecherche zu-
sammengestellten Informationsangebotes — u. a. auch hinsichtlich der Zuverlis-

sigkeit — wird in Abschnitt 5.3 dargestellt.
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5.2 In welchem Ausmal} werden die Informationsmoéglichkeiten genutzt,
sind die gebotenen Informationen fiir Verbraucherinnen und Verbrau-
cher zielfiihrend und welche Informationen sind in der Gesprichssituati-
on beim Arzt verfiighar?

Die Informationsmoglichkeiten fiir Verbraucherinnen und Verbraucher zu ge-
sundheitlichen Fragestellungen und somit auch zu IGeL sind, wie im vorangegan-
gen Abschnitt gezeigt, sehr vielfdltig. Auch bei der Nutzung der angebotenen In-
formationsmdglichkeiten sind Unterschiede festzustellen. Die Nutzung des Infor-
mationsangebotes wird stark von dessen Akzeptanz bei Verbraucherinnen und
Verbrauchern beeinflusst. So zeigt eine Untersuchung von Biirger, dass anndhernd
90% der Befragten die Kompetenz der Informationsquelle als wichtigstes Kriteri-
um fiir die Wahl einer Quelle ansehen, gefolgt von der Verstindlichkeit der In-
formation, die fiir 70% der Befragten ein entscheidendes Kriterium darstellt.4”
Der mit der Informationssuche verbundene Zeit- und Kostenaufwand wird hinge-

gen nur von 43% bzw. 39% als wichtiges Kriterium betrachtet.43

Aufgrund seiner fachlichen Kompetenz und deren Bedeutung fiir die Verbrauche-
rinnen und Verbraucher ist der Arzt einer Untersuchung des Robert Koch-Instituts

(RKI) aus dem Jahr 2006 zufolge die weitaus haufigste Informationsquelle (vgl.

47 Biirger, Patientenorientierte Information und Kommunikation im Gesundheitswesen,
2003.

48 Biirger, Patientenorientierte Information und Kommunikation im Gesundheitswesen,
2003, S. 206.
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Abbildung 4).49 Die Patienten erwarten von ihrem Arzt, umfassend und verstéind-

lich informiert zu werden. 0

Abbildung 4:  Nutzung von Informationsquellen fiir gesundheitliche Fragen
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Quelle: Ellert et al. (2006)

Diese Erwartungen werden jedoch nicht immer vollstidndig erfiillt. So berichten
Dierks et al., dass 93% der Befragten das Informationsbediirfnis als sehr wichtig

einstuften, aber nur 50% dieser Patienten sehr zufrieden mit den erhaltenen In-

49 Ellert/Wirz/Ziese, Telefonischer Gesundheitssurvey des Robert Koch-Instituts (2.
Welle): Deskriptiver Ergebnisbericht, 2006.

50 Die vorgestellten Untersuchungen und deren Ergebnisse beziehen sich i. d. R. allge-
mein auf Informationsmoglichkeiten zu gesundheitlichen Fragestellungen und nicht
explizit auf IGeL. Studien zur Nutzung der Informationsmoglichkeiten in Zusam-
menhang mit IGeL konnten nicht identifiziert werden. Bei der Untersuchung zu ge-
nutzten Informationsmdglichkeiten fiir I[GeL gehen die Autoren von der Annahme
aus, dass fiir IGeL dhnliche Informationsmoéglichkeiten bestehen und genutzt wer-
den.
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formationen waren.>! Eine Umfrage bei Verbrauchern in Baden-Wiirttemberg im
Jahr 2009 im Auftrag des Ministeriums fiir Erndhrung und Léndlichen Raum Ba-
den-Wiirttemberg zeigte, dass 81% der befragten Personen, denen IGeL angebo-
ten wurden, sehr gut oder eher gut von ihrem Arzt vorab iiber Nutzen und Kosten
der Behandlung beraten wurden, 17% dagegen fiihlten sich dagegen eher schlecht

oder sehr schlecht informiert.52

Das Internet hat in den vergangenen Jahren fiir gesundheitliche Fragestellungen
stark an Bedeutung gewonnen und wird einer Untersuchung aus dem Jahr 2010
zufolge bereits als zweit hiufigste Informationsquelle genutzt (vgl. Abbildung
5).53 Allerdings besteht insbesondere bei Informationen zu gesundheitlichen Fra-
gestellungen aus dem Internet auch die Gefahr, auf missverstiandliches oder sogar
fehlerhaftes Informationsmaterial zu stoflen, wie beispielsweise Untersuchungen

von McClung et al.54 gezeigt haben (vgl. dazu Abschnitt 5.1).

Der Erfahrungsaustausch mit Freunden, Bekannten oder Verwandten hat fiir Ver-
braucherinnen und Verbraucher ebenfalls eine hohe Bedeutung, um sich zu ge-
sundheitlichen Themen zu informieren. Die Bedeutung dieser Informationsquellen
konnte in ihrer Vertrauenswiirdigkeit liegen, da sie keine finanziellen Interessen
verfolgen und ohne groBen Zeitaufwand verfiigbar sind, jedoch sollte die eher

begrenzte Kompetenz dieses Personenkreises beriicksichtigt werden. 53

51 Dierks/Schwartz/Walter: Patienten als Kunden - Informationsbedarf und Qualitit
von Patienteninformation aus Sicht der Public-Health-Forschung, in:
Gesundheitskommunikation 2000.

52 Infratest dimap, Umfrage zu Verbrauchern in Baden-Wiirttemberg 2009 im Auftrag
des Ministeriums fiir Ernédhrung und Léndlichen Raum Baden-Wiirttemberg, 2009.

53 Prognos, Wissenschaftliche Begleitung des Modellverbundes nach § 65b SGB V,
Unabhingige Patientenberatung in Deutschland, 2. Zwischenbericht, 2010.

54 McClung/Murray/Heitlinger, Pediatrics 1998.

55 Biirger, Patientenorientierte Information und Kommunikation im Gesundheitswesen,
2003, S. 297.
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Auch das Angebot der Krankenkassen — entweder in Form von Broschiiren oder
Zeitschriften oder auch die personliche Beratung — wird von den Verbraucherin-
nen und Verbrauchern vielfach genutzt, ebenso wie die Informationen durch Mas-

senmedien (TV, Zeitung, Radio).

Abbildung 5:  Nutzung von Informations- und Beratungsangeboten
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Das Angebot von Beratungsstellen, Verbraucherzentralen oder Selbsthilfegruppen

wird hingegen vergleichsweise selten in Anspruch genommen (vgl. Abbildung 5).

Die Wissenschaftliche Begleitung des weiterentwickelten Modellvorhabens nach
§ 65b SGB V (Unabhingige Patientenberatung) dokumentierte, dass auf den
Themenbereich Gebiihrenordnung/IGeL-Leistungen 17,8% der an die Beratungs-
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und Informationsstellen gerichteten Anfragen zu finanziellen Aspekten entfie-

len.56

Zur Beantwortung der Fragestellung, welche Informationen in der Gesprichssi-
tuation beim Arzt verfiigbar sind, konnte im Rahmen der Literaturrecherche keine
Untersuchung identifiziert werden. Aufgrund der Besonderheiten von 1GelL wur-
den zur Beantwortung der Fragestellung auch keine Studien einbezogen, die sich

nicht spezifisch mit der Frage der Gespréchssituation bei IGeL beschéftigen.

Die Stiftung Warentest fiithrte Tests zur Beratung von Verbraucherinnen bei IGeL
u. a. in gyndkologischen Arztpraxen durch und berichtet, dass die Verbraucherin-
nen in den Beratungsgesprichen teilweise unzureichend von den Arzten beraten
wurden, z. B. weil Nutzen und Risiken nicht oder nur ungeniigend thematisiert
wurden oder fachlich falsche Begriindungen fiir die Empfehlung einer IGeL ange-
fiihrt wurden.57 Auch in Bezug auf die rechtlichen Anforderungen bei IGeL wur-
den zum Teil nicht zufriedenstellende Ergebnisse gezeigt. Bei einem im Jahr 2008
durchgefiihrten Test zur Glaukomfritherkennungsuntersuchung wurde nur selten
der Behandlungsvertrag vor der Untersuchung geschlossen, teilweise ,,wurde er
erst danach unterschrieben, nicht ausgehindigt oder gar nicht geschlossen*.58
Eine Priifung der Beratungsqualitdt fiir die PSA-Wert-Bestimmung zur Friiher-
kennung von Prostatakrebs in urologischen Arztpraxen zeigte zudem, dass viel-
fach nicht einmal die Anforderungen an die Beratungsinhalte erfiillt wurden, ,,die

die Leitlinien der eigenen Fachgesellschaften festlegen®.59

56 Prognos, Wissenschaftliche Begleitung des Modellverbundes nach § 65b SGB V, 1.
Zwischenbericht, Einschitzungen zum Modellverlauf bis November 2007, 2008 An-
gaben zum Beratungsaufkommen ausschlieBlich zu IGeL sind nicht gesondert aus-
gewiesen.

ST Stiftung Warentest, test 2008a.
58 Stiftung Warentest, test 2008b.
59 Stiftung Warentest, test 2004.
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Bei der Entscheidung iiber die Inanspruchnahme einer IGeL sollten Verbrauche-
rinnen und Verbraucher daher neben dem Beratungsgespriach beim Arzt mdglichst
auch dariiber hinausgehende Informationsmoglichkeiten nutzen, um anhand von
unterschiedlichen Informationsquellen eine zuverldssige Entscheidungsgrundlage

zu erhalten.

5.3 Welche fiir Verbraucher entscheidungsrelevanten Kriterien zur Be-
urteilung von IGeL lassen sich allgemein oder bezogen auf einzelne haufi-
ge Leistungen benennen?

Um IGeL beurteilen zu konnen und auf dieser Grundlage eine Entscheidung fiir
oder gegen die Inanspruchnahme von IGeL treffen zu konnen, bendtigen Ver-

braucherinnen und Verbraucher umfassende und zuverldssige Informationen.

Damit Informationsmaterial auch tatsdchlich als Entscheidungshilfe verwendet
werden kann, sollten bestimmte Kriterien — in Bezug auf inhaltliche und formale
Anforderungen — erfiillt werden. Auf der Grundlage dieser Forderung wurden
national wie international verschiedene Instrumente zur Bewertung bzw. Einhal-
tung von Qualitatskriterien gesundheitlicher Verbraucherinformationen entwi-
ckelt. Im Rahmen der Recherchen konnten zahlreiche Instrumente identifiziert
wurden. Keines dieser Instrumente beriicksichtigt IGeL explizit. Wie in Abschnitt
4 bereits dargestellt, wurde daher auf Basis einer Auswahl identifizierter Instru-
mente zur Qualitdtsbewertung ein auf die Bewertung von Informationsmaterialien
zu IGeL abgestimmter Kriterienkatalog entwickelt, der die fiir IGeL verbraucher-
relevanten Aspekte beinhaltet. Bevor detailliert auf diesen Kriterienkatalog einge-
gangen wird, sollen zunéchst die Instrumente, die fiir dessen Entwicklung heran-
gezogen wurden, vorgestellt werden (vgl. Abschnitt 4.4 zur Identifizierung und
Auswabhl der Instrumente). Bei der Entwicklung des Kriterienkatalogs wurden die

in Tabelle 2 dargestellten Instrumente berticksichtigt:
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Tabelle 2: Instrumente zur Bewertung von Patienteninformationen
Instrument Beschreibung
DISCERN Katalog zur Uberpriifung der methodischen Qualitit von Patientenin-
formationen, vom Institut fiir Epidemiologie, Sozialmedizin und
Gesundheitssystemforschung der Medizinische Hochschule Hanno-
ver und AZQ ins Deutsche iibertragen©0
Check-In Instrument zur Qualitdtsbewertung von gedruckten

und elektronischen Gesundheitsinformationen (u. a. in Anlehnung an
DISCERN)®!

Gute Praxis
Gesundheitsin-
formation

gemeinsames Grundsatzpapier verschiedener Institutionen des
Gesundheitswesens zur Festlegung von Qualitétskriterien fiir Patien-

teninformationen©2

Manual Patien-

Empfehlungen zur Erstellung evidenzbasierter Patienteninformatio-

teninformation  nen erstellt durch das AZQ063

Mediendoktor Kriterien zur Bewertung von Beitrdgen iiber medizinische Themen
aus deutschen Medien durch Wissenschafts- und Medizinjournalis-
ten* 64

AFGIS Kriterien zur Kennzeichnung von qualitativ hochwertigen Gesund-
heitsinformationsangeboten im Internet durch ein Qualitétslogo des
Aktionsforums Gesundheitsinformationssystem (AFGIS)**65

HON-Code Kiriterien der Health on the Net Foundation zur Qualititspriifung von
Gesundheitsinformationen im Internet 60

eEurope 2002 Qualitétskriterien fiir Websites zum Gesundheitswesen zusammenge-
stellt durch die Kommission der Européischen Gemeinschaften 67

Quelle: IGES

*

es wurden nur medizinjournalistische Kriterien beriicksichtigt, allge-

meinjournalistische Kriterien hingegen nicht

k3

ohne Beriicksichtigung enthaltener technischer Anforderungen, z. B.

Verwendung Google Analytics, bendtigte Zusatzsoftware, aktuelle Browser-
version, Design und Navigation der Webseite

60 DISCERN online - Das DISCERN-Instrument.

61  Singer et al. Check-In Instrument.

62 Klemperer et al. Die ,Gute Praxis Gesundheitsinformation®.

63 470 Manual Patienteninformation.

64 Medien-Doktor - Die Kriterien.

65 afgis-Transparenzkriterien und -Bausteine und afgis-Checkliste

66  Health On the Net Foundation (HON) - HONcode Prinzipien

67 Kommission der Europiischen Gemeinschaften - eEurope 2002
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Bei den Bewertungsinstrumenten kann differenziert werden zwischen solchen, die
Empfehlungen fiir die Erstellung von Patienteninformationen beinhalten und sol-
chen, die der Bewertung von bereits erstellten Informationsmaterialien dienen.
Bei AFGIS und HON-Code handelt es sich um Qualitétssiegel, mit denen (Inter-
net-)Informationsangebote gekennzeichnet werden konnen, welche die fiir die
Kennzeichnung jeweils vorgesehenen Qualitdtsmerkmale erfiillen. Trotz der un-
terschiedlichen Schwerpunkte der Instrumente werden einige Kriterien von allen
identifizierten Instrumenten gefordert, wie z. B. ein Quellenbeleg der Informatio-
nen bzw. die Forderung nach wissenschaftlicher Evidenz oder die Unabhédngigkeit
der Information respektive die Kennzeichnung von mdoglicherweise bestehenden

Interessenkonflikten.

Auf Basis dieser Instrumente wurden spezifische Kriterien zur Beurteilung der
Informationen zu IGeL zusammengestellt, die die Besonderheiten von 1GeL und
die Anforderungen an diesbeziigliches Informationsmaterial explizit beriicksichti-
gen (vgl. Tabelle 3). Der Kriterienkatalog beinhaltet insgesamt 22 Kriterien, von
denen die meisten auch von den Instrumenten zur Bewertung von Patienteninfor-
mationen (vgl. Tabelle 2) angewendet werden. In Tabelle 3 wird daher auch ange-
geben, welche Instrumente die aufgefiihrten Kriterien enthalten.®® Erginzt wur-
den zudem zwei IGeL-spezifische Kriterien (notwendige rechtliche Hinweise fiir
Verbraucherinnen und Verbraucher bei IGeL (Kriterium Nr. 8 in Tabelle 3) und
enthaltene Begriindung warum eine Leistung eine IGeL und keine GKV-Leistung

ist (Kriterium Nr. 22 in Tabelle 3)).

Einige der zusammengestellten Kriterien lassen sich nur auf leistungsspezifisches
Informationsmaterial zu einzelnen IGeL anwenden, andere gelten jedoch sowohl
fiir allgemeine Informationen zu IGeL als auch fiir leistungsspezifische Informati-

onen (s. Anwendungsbereich).

68 Die Kriterien werden durch die einzelnen Instrumente unterschiedlich benannt; fiir
die Erstellung des in Tabelle 3 dargestellten Kriterienkataloges und die dort angege-
benen Verweise zu den Instrumenten erfolgte daher eine Zusammenfassung dhnli-
cher Kriterien basierend auf den Erlduterungen der Instrumente.
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Tabelle 3: Kriterientiibersicht fiir die Bewertung des Informationsangebotes
Nr. Kriterium Kurzbeschreibung Instru- Anwendungsbe-
ment reich
1 Ziel der Information/ fiir welche Fragestellung wurde Information verfasst; A, C,D, allgemein
Zielerreichung/ werden genannte Ziele der Publikation erreicht; E, H, MP
Zielgruppe der Information fiir welche Zielgruppe wurde Information verfasst
2 Bedeutsamkeit werden mogliche Fragen der Leser angesprochen; Information liefert realistisches Bild iiber Kenntnisstand D,G allgemein
hinsichtlich Ursachen, Diagnostik, Verlauf, Krankheitsbewiltigung, bestehenden Beratungs- und Kontakt-
moglichkeiten, Praventions-, Fritherkennungs- und Behandlungsméglichkeiten und -ergebnisse;
3 Autor genannt/ Autor namentlich oder bei Institution Ansprechpartner genannt; A,C,E, allgemein
Qualifikation des Autors/ beruflicher Werdegang oder Angabe zu derzeitiger Beschiftigung; ggf. Angabe, dass verschiedene Autoren G, H,
Betreiber der Seite/Impressum aus verschiedenen Fachgebieten beteiligt waren; MP
(Internet) Betreiber mit Adresse genannt; Beschreibung des Betreibers und dessen Absichten
4 Erstellungsdatum/ Giiltigkeits- Erstellungsdatum der Publikation; Hinweis auf Anderung beim Vorliegen neuer Erkenntnisse oder Datum fiir A, C, D, allgemein
vermerk/ nichste geplante Uberarbeitung; E, H, MP
Datum fiir Uberarbeitung
5 weiterfiilhrende Informationen ausreichende Angaben iiber erginzende Hilfen; weiterfiihrende Informationen (Ansprechpartner, Literatur, A,C,D, allgemein
andere Institutionen etc.) genannt MP
6 unabhingig und interessen- Finanzierung offengelegt; Hinweis, dass finanzierende Stelle keinen Einfluss auf Inhalt hatte; kein Driangen in A, C, D, allgemein
neutral/ausgewogen und unbe- eine Entscheidungsrichtung; Nachweis, dass mehrere Quellen verwendet wurden; externe Begutachtung E,G, H,
einflusst, objektiv, keine Inte-  erfolgt; redaktionelle Unabhéngigkeit M, MP
ressenkonflikte
7 Verstindlichkeit keine Fachbegriffe oder Verwendung eines Glossars; einfacher Satzbau; iibersichtliche Gliederung des Tex- A, C, E, allgemein
tes; Abbildungen und Tabellen enthalten , fiir jeweilige Zielgruppe verstdndlich G, MP
8  rechtliche Hinweise Abschluss eines Behandlungsvertrages bei GKV-Versicherten, Rechnungsstellung, keine Praxisgebiihr, keine — allgemein
Vorlage der Versichertenkarte notwendig (EE)
9  Patientenbeteiligung Einbezug Patienten/Selbsthilfegruppen in Erstellung: Beschreibung der Erfahrungen von Patienten; Priifung  C, G, MP leistungsspezifisch
durch Patienten vor Verdffentlichung; Nennung der angewendeten Methode fiir Patienteneinbezug (z.B.
Durchsicht des Manuskriptes 0.4.)
10  wissenschaftliche Quellen, Quellenangabe vorhanden oder iiber Autor zu beziehen; Information muss vorhandene wissenschaftliche A, C,D, leistungsspezifisch
evidenzbasiert, Art der wis- Erkenntnisse beriicksichtigen; aktuell; zugrunde liegende Evidenz muss transparent sein; Evidenzklassen E, G, H,
senschaftlichen Quelle M, MP
11 Qualitétsrichtlinien angewen-  Angabe, ob Information nach bestimmten Qualititsrichtlinien erstellt wurde (z.B. DISCERN); C, E, MP leistungsspezifisch

det/

Teilnahme des Internetangebots an einer Qualitétsinitiative (z.B. AFGIS, HON)
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Nr. Kriterium Kurzbeschreibung Instru-  Anwendungsbe-
ment reich
Qualitétsinitiative (Internet)
12 Wirkungsweise Beschreibung der Wirkungsweisen dargestellter Mafinahmen C, D, MP leistungsspezifisch
13 Nutzen Beschreibung des Nutzens dargestellter Malnahmen inkl. Quellenangabe C,D, G, leistungsspezifisch
M, MP
14  Risiken/Schaden/ Beschreibung des Risikos (verbal oder als Statistik) dargestellter Malnahmen inkl. Quellenangabe C,D, G, leistungsspezifisch
Auswirkungen auf Leben, Hinweis und ausfiihrliche Beschreibung méglicher Auswirkungen M, MP
Lebensqualitét, Alltagstatig-
keiten
15  widerspriichliche Anwen- Angabe iiber Unsicherheiten oder widerspriichliche Erfahrungen; unterschiedliche Expertenmeinungen; Hin- C, D, G, leistungsspezifisch
dungserfahrungen, Bereiche ~ weis auf nicht ausreichend starke Evidenz MP
ohne sichere Informationen
16 alternative Mallnahmen Information enthélt alle derzeit bekannten MaBnahmen ggf. inkl. Beschreibung oder zumindest Hinweis, dass C, D, G, leistungsspezifisch
es andere Mafinahmen gibt; Vergleich der Ergebnisse unterschiedlicher Mafinahmen H, M,
MP
17 Erkrankungsverlauf ohne Verlauf bei unbehandelter Erkrankung, Vergleich Durchfiihrung-Nichtdurchfiihrung C,D, G, leistungsspezifisch
MafBnahme, natiirlicher Ver- MP
lauf
18 partnerschaftliche Entschei-  Publikation hilfreich fiir shared decision-making z.B. durch Vorschlidge zu Fragen D leistungsspezifisch
dungsfindung
19 Kosten Angabe von iiblicherweise erbrachten Leistungen (gem. GOA) und iiblicherweise entstehenden Kosten M leistungsspezifisch
20 keine Krankheitserfindungen ,,Disease mongering* (Krankheitserfindungen oder/-iibertreibungen) Darstellung normaler Zusténde/Stadien M leistungsspezifisch
enthalten als Krankheit (Haarausfall, Falten); Ubertreibung der Hiufigkeit einer Krankheit/Stérung
21 Beratung Hinweis, dass Beratung (Internet auch personalisiert) kein Ersatz fiir Beratungskonsultation des Arztes ist E,H leistungsspezifisch
22 Begriindung IGeL neutrale Begriindung, warum Leistung eine IGeL ist und nicht Bestandteil des GK'V-Leistungskatalogs - leistungsspezifisch
(EE)
Quelle: IGES (allgemein: Kiriterien sind anwendbar auf allgemeine Informationen zu IGeL, leistungsspezifisch: Kriterien sind anwendbar auf leis-

tungsspezifische Informationen zu einer IGeL; A: AFGIS, C: Check-In, D: DISCERN, E: eEurope 2002, EE: eigene Erginzung, G:Gute
Praxis Gesundheitsinformation, H. HON-Code, M: Mediendoktor, MP: Manual Patienteninformation)



IGES / Katzenmeier 47

Wohingegen eine Vielzahl der aufgefiihrten Kriterien fiir Gesundheitsinformatio-
nen im Allgemeinen gilt, sind einzelne Kriterien bei Informationsmaterialien spe-

ziell zu IGeL von besonderer Bedeutung.

So sollten Informationsangebote auf die rechtlichen Aspekte bei IGeL hinweisen
(vgl. Nr. 8), denn anders als bei Leistungen, deren Kosten von der Krankenkasse
getragen werden, regeln §§ 3 Abs. 1 S.3 und 18 Abs. 8 Nr.2 BMV-A den Ab-
schluss eines schriftlichen Behandlungsvertrages bei Vertragsirzten vor Beginn
der Behandlung. Eine Information fiir Verbraucherinnen und Verbraucher sollte
daher einen Hinweis darauf, ebenso wie darauf, dass fiir eine IGeL keine Vorlage

der Versichertenchipkarte erforderlich und keine Praxisgebiihr zu zahlen ist.

Informationen zu einer IGeL sollten auch eine Angabe zu den iiblicherweise ent-
stechenden Kosten beinhalten (vgl. Nr. 19), die fiir Verbraucherinnen und Ver-
braucher bei der Inanspruchnahme zu berticksichtigen sind. Dabei sollte auch auf
die Abrechnung nach der Gebiihrenordnung fiir Arzte (GOA) und die damit ver-
bundene Preisspanne durch die mogliche Anwendung eines Steigerungssatzes

hingewiesen werden. 69

Dariiber hinaus sollte auch eine neutrale Begriindung enthalten sein, warum eine
bestimmte Leistung eine IGeL ist und nicht Bestandteil des GKV-
Leistungskataloges (vgl. Nr. 22). Es sollte ggf. auch darauf hingewiesen werden,
dass einzelne Leistungen unter bestimmten Voraussetzungen, beispielsweise bei
konkreten Verdachtsmomenten, bei Risikogruppen oder ab einer bestimmten Al-

tersgrenze, durchaus Leistungen der GKV sein kénnen.

Diese Zusammenstellung von Kriterien zur Beurteilung von Informationen zu
IGeL definiert hohe Anforderungen an das Informationsmaterial. Selbst wenn eine

Information nicht alle Kriterien vollstindig erfiillt, kann der Erfiillungsgrad der

69 In der GOA sind die Leistungen mit Punktzahlen bewertet, die mit einem einheitli-
chen Punktwert in Hohe von 5,82873 Cent (vgl. § 5 Abs. 1 GOA) multipliziert den
Gebiihrensatz (Einfachsatz) ergeben. U. a. nach Schwierigkeitsgrad und Zeitaufwand
wird die Hohe der einzelnen Gebiihr i.d.R. nach dem Einfachen bis
Dreieinhalbfachen des Gebiihrensatzes bemessen.
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Kriterien Verbraucherinnen und Verbrauchern einen maligeblichen Hinweis lie-

fern, ob eine Information als Grundlage zur Entscheidungsfindung geeignet ist.

5.3.1 Untersuchung einer Auswahl des recherchierten Informationsmate-
rials zu IGeL

Auf der Grundlage des unter Abschnitt 5.3 dargestellten Kriterienkataloges wurde
eine nicht reprisentative Auswahl des recherchierten Informationsmaterials’0

hinsichtlich Zuverlissigkeit und Informationsgehalt bewertet.”!

Viele Informationsmaterialien enthalten neben allgemeinen Informationen zu
IGeL auch Angaben zu einzelnen IGeL. Fiir diese Informationsmaterialien wurde
die Bewertung daher fiir beide Elemente gemeinsam vorgenommen, sodass alle in
Tabelle 3 aufgefiihrten Kriterien fiir die Bewertung herangezogen wurden. Im
Folgenden werden die Bewertungen der untersuchten Informationsmaterialien

zusammenfassend dargestellt.

5.3.1.1 Untersuchung der Informationsmaterialien mit allgemeinen In-
formationen zu IGeL

Zunichst werden Informationsmaterialien betrachtet, die Verbraucherinnen und
Verbrauchern allgemeine Informationen zum Thema IGeL zur Verfiigung stellen.

In der Auswahl sind die folgenden Informationsmaterialien enthalten:

e MDS ,Individuelle Gesundheitsleistungen* (IGeL) - Grundlegende Informati-

oneén

e Bundesirztekammer und Kassenérztliche Bundesvereinigung ,,Selbst zahlen?
Individuelle Gesundheitsleistungen (IGeL) — ein Ratgeber fiir Patientinnen

und Patienten*

70 Die Auswahl beinhaltet ausschlieBlich Informationsmaterialien, die einen relevanten
eigenstandigen Textanteil aufweisen und Uber allgemeine bzw. definitorische Infor-
mationen hinausgehen (vgl. Abschnitt 4.2).

71 Die Bewertung erfolgte unabhingig voneinander durch zwei Autoren; bei abwei-
chender Bewertung wurden die Ergebnisse diskutiert und konsentiert.
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¢ Bundesirztekammer ,,Individuelle Gesundheitsleistungen - was Sie iiber IGeL

wissen sollten®

e Verbraucherzentrale  Nordrhein-Westfalen ,Patiententipps zu  IGeL-

Leistungen - Wenn Sie beim Arzt extra bezahlen sollen*
e Verbraucherzentrale Hessen ,,Selbst zahlen beim Arzt*

e Arztekammer Nordrhein, Kassenirztliche Vereinigung Nordrhein ,,IGeL - Die

private Inanspruchnahme individueller Gesundheitsleistungen*

e Bundesministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz

»Individuelle Gesundheitsleistungen (IGeL) - Die wichtigsten Tipps*
e Barmer GEK ,,Individuelle Gesundheitsleistungen* (Onlineinformation)

e Der Beauftragte der Bundesregierung fiir die Belange der Patientinnen und

Patienten ,,Individuelle Gesundheitsleistungen* (Onlineinformation).

Die Broschiire des Medizinischen Dienstes des Spitzenverbandes Bund der Kran-
kenkassen (MDS) (,,Individuelle Gesundheitsleistungen* (IGeL) - Grundlegende
Informationen) erklért umfangreich den Unterschied zwischen IGeL und GKV-
Leistungen, geht auf ,,hdufige Fehlinformationen iiber IGeL* ein und stellt Hin-
weise zum Umgang mit einem [GeL-Angebot fiir Versicherte zusammen. Es sind
jedoch keinerlei Angaben zu weiterfithrenden Informationen enthalten, auch nicht
zu den vom MDS erstellten Informationsbroschiiren zu einzelnen 1GeL. Trotz
einiger nicht oder nicht vollstindig erfiillter Kriterien des Kriterienkatalogs (vgl.
Tabelle 3), eignet sich die Broschiire des MDS als Verbraucherinformation, da sie

viele Empfehlungen zum Umgang mit IGeL enthélt.

Neben einer Definition von IGeL enthilt die Broschiire von Bundesirztekammer
und Kassendrztlicher Vereinigung, die in Zusammenarbeit mit dem Deutschen
Netzwerk Evidenzbasierte Medizin e.V. erstellt wurde (Selbst zahlen? Individuel-
le Gesundheitsleistungen (IGeL) — ein Ratgeber fiir Patienten und Patienten), eine
IGeL-Checkliste, die Verbraucherinnen und Verbrauchern die Mdoglichkeit geben
soll, zu tlberpriifen, ob sie von ihrem Arzt gut beraten wurden. Es werden auch

Fragen vorgeschlagen, die Verbraucherinnen und Verbraucher ihrem Arzt stellen
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kénnen. Dariiber hinaus werden beispielhaft einige IGeL aufgelistet. 72 Diese Bro-
schiire erfillt alle untersuchten Kriterien vollstdndig bzw. groftenteils und stellt
fiir Verbraucherinnen und Verbraucher eine sehr gute Mdglichkeit dar, sich iiber

IGeL zu informieren.

Die Bundesdrztekammer hat zudem eine weitere Informationsbroschiire zu 1GeL
erstellt (Individuelle Gesundheitsleistungen - was Sie liber IGelL wissen sollten).
Diese beantwortet einige mogliche Fragen von Verbraucherinnen und Verbrau-
chern und beinhaltet daneben eine Checkliste, mit deren Hilfe Patienten {iberprii-
fen konnen, ob sie von ihrem Arzt ,,in Threm Interesse und seriés® beraten wur-
den. Obwohl die Broschiire insgesamt eher kurz gehalten ist, stellt sie den Ver-
braucherinnen und Verbrauchern die grundlegenden Informationen zum Thema

IGeL zur Verfiigung.

Die Broschiire der Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen (,,Patiententipps zu
IGeL-Leistungen - Wenn Sie beim Arzt extra bezahlen sollen* ) wurde ,,im Rah-
men des Projektes »Markttransparenz im Gesundheitswesen« der Verbraucher-
zentralen Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Sachsen, gefordert vom
Bundesministerium flir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, er-
stellt.“ Sie nennt u. a. Fragen, die Verbraucherinnen und Verbraucher vor der In-
anspruchnahme einer IGeL mit ihrem Arzt erdrtern sollten (beispielsweise in Be-
zug auf Nutzen, Risiken und wissenschaftliche Evidenz der IGeL) und gibt ihnen

insgesamt einen guten Uberblick zu wichtigen Aspekten bei IGeL.

Die im Auftrag des Hessischen Ministeriums fiir Umwelt, Energie, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz von der Verbraucherzentrale Hessen erstellte In-
formationsbroschiire ,,Selbst zahlen beim Arzt* enthilt neben allgemeinen Infor-
mationen und Hinweisen zum Umgang zu IGeL auch detaillierte Angaben zu 4

ausgewihlten IGeL (u. a. Beschreibung der Leistung, Kosten, Bewertung, Vo-

72 Da es sich dabei jedoch nur um eine Aufzihlung einzelner Leistungen mit einer kur-
zen Erkldarung der IGeL-Art (z. B. Fritherkennungsuntersuchungen, Medizinisch-
kosmetische Leistungen) handelt, wird die Broschiire nicht auch anhand der leis-
tungsspezifischen Kriterien bewertet.



IGES / Katzenmeier 51

raussetzungen fiir Kassenleistung). Die Broschiire enthdlt zudem Hinweise, unter
welchen Voraussetzungen die vorgestellten IGeL sinnvoll sein konnen, erscheint
im Ganzen sehr ausgewogen und stellt insgesamt eine gute Informationsbroschiire
dar, die Verbraucherinnen und Verbrauchern wichtige Informationen zu IGeL

bereitstellt.

Unter dem Titel ,,IGeL - Die private Inanspruchnahme individueller Gesundheits-
leistungen* haben die Arztekammer Nordrhein und die Kassenirztliche Vereini-
gung Nordrhein einen ,,Wegweiser fiir gesetzlich krankenversicherte Patientinnen
und Patienten erstellt. Sie enthélt u. a. ein Muster fiir eine Patienten-Erklarung
und eine beispielhafte Auflistung moglicher IGeL. Die Broschiire weist jedoch
einen teilweise geringen Detaillierungsgrad auf, sodass sie Verbraucherinnen und
Verbrauchern eher einen ersten Eindruck von IGeL liefert und nur bedingt als
geeignete Verbraucherinformation betrachtet werden kann. Eine Auflistung von
weiterfilhrenden Informationsmoglichkeiten wére daher sinnvoll, fehlt allerdings

in dieser Broschiire.

Das Bundesministerium flir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
hat ein Informationsblatt erstellt (,,Individuelle Gesundheitsleistungen (IGeL) -
Die wichtigsten Tipps*), das stichpunktartig auf wichtige Aspekte bei 1GeL hin-
weist. Wenngleich die Kurzinformation aufgrund des geringen Detaillierungsgra-
des keine umfassende Verbraucherinformation darstellen kann, sind viele relevan-
te Informationen enthalten. Positiv zu bewerten sind auch die Hinweise zu weiter-
fiihrenden Informationen bei verschiedensten Institutionen, die jedoch i. d. R. nur
auf die Internetseite der Institutionen verweisen, auf denen Verbraucherinnen und
Verbraucher dann selbst nach ergéinzenden Informationsmaterialien suchen miis-

sSen.
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Das Informationsangebot auf den Internetseiten der Barmer GEK 73 zu IGeL stellt
neben grundlegenden Informationen auch kurze Erlduterungen zu fiinf ausgewahl-
ten IGeL bereit. Diese enthalten eine Bewertung der IGeL — i. d. R. werden auch
wissenschaftliche Erkenntnisse zu den Leistungen angefiihrt, jedoch ohne Quel-
lenangabe — und benennen die Voraussetzungen unter denen die Krankenkasse die
Kosten der jeweiligen Untersuchungen tragt. Das Internetinformationsangebot
enthdlt zwar durchaus relevante Informationen fiir Verbraucherinnen und Ver-
braucher, konnte an einigen Stellen jedoch einen hoheren Detaillierungsgrad auf-

weisen und umfangreichere Angaben zu weiterfithrenden Informationen enthalten.

Die auf den Internetseiten des Beauftragten der Bunderegierung fiir die Belange
der Patientinnen und Patienten bereitgestellte Information zu IGeL enthéilt einige
wichtige Hinweise, etwa auf die Notwendigkeit der weiterfilhrenden Information
und mogliche Informationsquellen. Die Verbraucherfreundlichkeit der bereitge-
stellten Informationen und der Informationsgehalt konnte moglicherweise durch
eine leserfreundlichere Darstellung und tiefergehende Informationen gesteigert

werden.

5.3.1.2 Untersuchung der Informationsmaterialien mit leistungsspezifi-
schen Informationen zu einer 1GeL

Im Folgenden werden Informationsmaterialien mit leistungsspezifischen Informa-
tionen zu IGeL untersucht. In der Auswahl fiir die Untersuchung sind folgende

Informationsmaterialien enthalten:

e MDS , www.igel-monitor.de* (Onlineinformation; Priifung des Internetange-
botes hinsichtlich allgemeiner Informationen zu IGeL und beispielhaft fiir eine
einzelne IGeL (PSA-Test zur Fritherkennung von Prostatakrebs), der Aufbau

und der Inhalt der Informationen zu anderen IGeL ist jedoch i.d.R. identisch)

73 Aus den Informationsmaterialien der Krankenkassen wurde beispielhaft das Infor-
mationsangebot der Barmer GEK fiir die Bewertung allgemeiner Informationen zum
Thema IGeL ausgewéhlt.
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e MDS ,,Zusatzdiagnostik in der Schwangerschaft: Zusitzliche Ultraschallunter-
suchungen auf Wunsch der Schwangeren®, ,,Untersuchung zur Fritherkennung

des Glaukoms* und ,,Prostatakarzinom-Screening mittels PSA-Bestimmung*

e Verbraucherzentrale Hamburg ,,IGeL - Selbst zahlen beim Arzt fiir Individuel-

le Gesundheits-Leistungen*

e Schneider C, Wigger C. ,IGeL - Medizinische Zusatzleistungen. Was Sie

selbst zahlen miissen* (Printinformation in Form eines Buches)

e Techniker Krankenkasse ,,Noch bessere Vorsorge®, ,,Individuelle Gesund-
heitsleistungen sinnvoll nutzen®, Beratungsblétter der TK zu StoBwellenthera-
pie bei orthopéddischen Erkrankungen, Knochendichtemessung, Professionelle

Zahnreinigung (Onlineinformation).

Diese Informationsmaterialien enthalten teilweise auch allgemeine Informationen
zum Thema IGeL, beinhalten jedoch vorrangig ausfiihrliche Informationen zu

einzelnen 1GeL.

Das Internetinformationsportal des MDS www.igel-monitor.de liefert Informatio-
nen zu einzelnen ausgewéhlten IGeL, bewertet diese auf der Grundlage der vor-
liegenden wissenschaftlichen Evidenz und soll dadurch den ,,Versicherten helfen,
die Vor- und Nachteile einzelner IGeL richtig einschitzen zu konnen*.74 Bislang
finden sich im IGeL-Monitor 25 bewertete IGeL, das Angebot soll kontinuierlich
ausgebaut werden. Insgesamt erdffnet der IGeL-Monitor den Verbraucherinnen
und Verbrauchern eine auBlerordentlich gute Informationsmoglichkeit zu IGeL,
nicht zuletzt wegen der verschiedenen Detaillierungsgrade, zwischen denen sie

bei der Darstellung der Bewertungen wihlen konnen. 75

74 Vgl. http://www.igel-monitor.de/IGeL-Markt.htm

75 Auf der Internetseite www.patienten-information.de, die vom AZQ im Auftrag der
Bundesérztekammer und der Kassendrztlichen Bundesvereinigung betreut wird,
wurden Bewertungen fiir die Informationen des IGeL-Monitors zu einzelnen 1GeL
mithilfe des DISCERN-Instruments vorgenommen und deren Qualitdt durchgingig
als sehr gut bewertet (Stand: 12.03.2012).
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Der MDS hat dariiber hinaus Informationsbroschiiren zu verschiedenen IGeL er-
stellt. Hieraus wurden beispielhaft die Broschiiren zu drei typischen 1GeL (gyna-
kologische Ultraschalluntersuchungen, Glaukomfritherkennungsuntersuchung und
PSA-Wert-Bestimmung) anhand des Kriterienkatalogs untersucht. Die betrachte-
ten Broschiiren des MDS zu einzelnen IGeL liefern insgesamt einen guten Uber-
blick iiber die betrachteten Leistungen und stellen Verbraucherinnen und Ver-

brauchern fundierte Informationsgrundlagen bereit.

Die Informationsbroschiire der Verbraucherzentrale Hamburg (,,JGeL - Selbst
zahlen beim Arzt fiir Individuelle Gesundheits-Leistungen®) beinhaltet Informati-
onen zu IGeL, sowohl in allgemeiner Hinsicht als auch zu einzelnen ausgewahlten
IGeL, fiir die u. a. Nutzen, Kosten, Voraussetzungen unter denen die Krankenkas-
se die Kosten der jeweiligen Untersuchungen trigt und eine Bewertung der 1GeL
beschrieben werden. Obwohl insbesondere die Erlduterungen zu einzelnen 1GeLL
teilweise eine geringe Detailtiefe aufweisen, stellt die Broschiire fiir Verbrauche-
rinnen und Verbrauchern insgesamt eine umfangreiche Informationsmoglichkeit

dar.

Der Taschenguide ,,IGeL. - Medizinische Zusatzleistungen. Was Sie selbst zahlen
miissen® erscheint insgesamt eher ungeeignet, um Verbraucherinnen und Ver-
brauchern eine geeignete Informationsgrundlage zur Verfiigung zu stellen, da le-
diglich eine Vielzahl von IGeL, meist anhand von Beispielféllen, kurz beschrie-
ben werden, ohne jedoch mdégliche Risiken oder wissenschaftliche Quellen aufzu-
greifen. Bei dem Taschenguide handelt sich vielmehr um eine Auflistung mogli-

cher IGeL und deren Anwendungsgebiete als um eine Verbraucherinformation.

Auf den Internetseiten der Techniker Krankenkasse’¢ stehen Verbraucherinnen
und Verbrauchern zahlreiche Informationen und sog. Beratungsblitter zu 1GeL

zur Verfiigung, sowohl allgemein zum Thema IGeL als auch zu einigen ausge-

76 Aus den Informationsmaterialien der Krankenkassen wurde beispielhaft das Infor-
mationsangebot der Techniker Krankenkasse fiir die Bewertung leistungsspezifischer
Informationen zu IGeL ausgewéhlt.
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wihlten IGeL. Insgesamt stellt das Informationsangebot eine gute Moglichkeit der
Verbraucherinformation dar, wobei einige durchaus wichtige Informationen, etwa

zu Rechnung oder Vertrag, nicht enthalten sind.

5.3.2 Bewertung des recherchierten Informationsmaterials zu IGeL nach
Organisationsgruppen

Neben den in Abschnitt 5.3.1 vorgestellten und bewerteten Informationsmateria-
lien finden Verbraucherinnen und Verbraucher zahlreiche weitere Informations-
angebote im Internet. Die Untersuchung einzelner Informationsmaterialien soll
daher durch eine Bewertung zum insgesamt recherchierten Informationsangebot
ergdnzt werden. Dies geschieht zusammenfassend fiir die Organisationsgruppen,
bei denen im Rahmen der Internetrecherche nach Informationsmaterial gesucht

wurde (vgl. Tabelle 7).77

Von den Arztekammern werden neben den Informationen zu IGeL, die sich an
Arzte richten (z. B. Vertragsbeispiele, Hinweise zur Abrechnung, vom 109. Deut-
schen Arztetag beschlossene Gebote zum Umgang mit IGeL), auch Informationen
fiir Patienten bereitgestellt. Informationsmdglichkeiten zu IGeL sind auch auf
eigenstindigen Internetseiten der Arztekammern zur Patientenberatung zu fin-

den.78

Auf den Internetseiten der Arztekammern und der Bundesérztekammer selbst fin-
den sich Definitionen und Wegweiser zum Umgang mit IGeL. AuBerdem werden
verschiedene Informationsbroschiiren, etwa die der Bundesédrztekammer (z. B.
»Individuelle Gesundheitsleistungen — was Sie liber IGeLL wissen sollten* (vgl.
Abschnitt 5.3.1.1)) oder gemeinschaftlich erstellte bzw. herausgegebene Broschii-
ren (z. B. ,,Selbst zahlen? Individuelle Gesundheits-Leistungen (IGeL) — ein Rat-

77T Hierbei ist zu beachten, dass das recherchierte Informationsangebot nicht den An-
spruch auf Vollstdndigkeit erheben kann. Die Bewertungen beziehen sich aus-
schlieBlich auf die identifizierten Informationsmaterialien.

78 7. B. Arztekammer Westfalen-Lippe in Zusammenarbeit mit der regionalen Kassen-
arztlichen Vereinigung (www.patientenberatung-wl.de).
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geber fiir Patientinnen und Patienten®, herausgegeben von der Bundesirztekam-
mer und der Kassendrztlichen Bundesvereinigung oder ,,IGeL - Die private Inan-
spruchnahme individueller Gesundheitsleistungen* der Arztekammer Nordrhein
und der Kassenérztlichen Vereinigung Nordrhein (vgl. Abschnitt 5.3.1.1)) bereit-
gestellt, die Verbraucherinnen und Verbraucher als PDF-Dokumente herunterla-
den konnen. Diese Broschiiren beziehen sich allgemein auf IGeL und enthalten

wichtige Ratschldge zum Umgang mit IGeL.

Abgesehen von den Informationsbroschiiren, werden von den Arztekammern viel-
fach grundlegende Informationen zu IGeL bereitgestellt, die jedoch aufgrund des
teilweise geringen Detaillierungsgrades nicht als fundierte Verbraucherinformati-
on angesehen werden konnen, sondern eher generelle Erlduterungen beinhalten

und einen Uberblick iiber die Thematik verschaffen.

Auch die Kasseniirztlichen Vereinigungen stellen auf ihren Internetseiten neben
den Informationen fiir Arzte Informationsmaterial fiir Verbraucherinnen und Ver-
braucher bereit. Dazu gehoren erkldrende Kurzinformationen, Beispiele fiir IGeL
oder eine Checkliste mit wichtigen Inhalten eines &rztlichen Beratungsgespréchs
zu IGeL. Die von der Kassenirztlichen Bundesvereinigung gemeinsam mit der
Bundesirztekammer herausgegebene Informationsbroschiire (vgl. Abschnitt
5.3.1.1) findet sich auch im Internetangebot der einzelnen Kassenirztlichen Ver-
einigungen. Dariiber hinaus wird auch auf das Informationsangebot anderer Orga-
nisationen verwiesen, so fiithrt die Kassenérztliche Bundesvereinigung unter der
Rubrik ,,weiterfithrende Informationen® beispielsweise iiber einen Link direkt zu

den Patienteninformationen des MDS.

Mit der Informationsbroschiire und den ergéinzenden, allerdings in weiten Teilen
vergleichsweise allgemeinen Informationen erhalten Verbraucherinnen und Ver-
braucher bei den Kassenirztlichen Vereinigungen geeignete Informationsmog-
lichkeiten, die durch den Verweis auf die Patienteninformationen des MDS auch

Entscheidungshilfen zu einzelnen IGeL aufzeigen.

Fiir Verbraucherschutz zustindige Landesministerien sowie das Bundesmi-

nisterium fiir Landwirtschaft, Ernidhrung und Verbraucherschutz geben
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Verbraucherinnen und Verbraucher ebenfalls Tipps zum Umgang mit IGeL. Diese
sind z. T. direkter Bestandteil des Internetangebotes der Ministerien, wie etwa die
Kurzinformation des Bundesministerium fiir Landwirtschaft, Erndhrung und Ver-
braucherschutz (vgl. Abschnitt 5.3.1.1), aber auch Verbrauchermagazine oder
Ratgeber zu Rechtsfragen enthalten Informationen fiir Verbraucherinnen und
Verbraucher zu diesem Thema. Insgesamt werden jedoch tiberwiegend allgemeine
Informationsmdoglichkeiten angeboten, detaillierte Informationen etwa zu einzel-

nen IGeL werden nicht bereitgestellt.

Bei den fiir das Gesundheitsressort zustindigen Ministerien der Linder wur-
den ebenso wie bei Bundesgesundheitsministerium im Rahmen der durchge-
filhrte Recherche keine eigenstdndigen Informationsangebote zu 1GeL gefunden.
Das Bundesgesundheitsministerium listet jedoch eine Zusammenstellung von ex-
ternen Informationsmoglichkeiten flir Verbraucherinnen und Verbraucher auf,
iiber die man beispielsweise iiber die Seiten der Bundeszentrale fiir gesundheitli-
che Aufklirung (BZgA) zum Informationsangebot des AOK-Bundesverbandes
oder zur Informationsbroschiire ,,Selbst zahlen? Individuelle Gesundheits-
Leistungen (IGeL) — ein Ratgeber fiir Patientinnen und Patienten* der Bundesérz-
tekammer und der Kassenarztlichen Bundesvereinigung gelangt. Dadurch werden
Verbraucherinnen und Verbrauchern, die bei den fiir Gesundheit zustindigen Mi-
nisterien der Linder oder dem Bundesgesundheitsministerium Informationen zu
IGeL suchen, Informationsmoglichkeiten aufgezeigt, wenngleich sie dort keine

eigenstdndigen Informationen der Ministerien erhalten.

Auch die Landesportale der Bundeslinder’® bieten Informationen zum Thema
IGeL. Diese beinhalten neben Kurzinformationen u. a. Tipps zum Umgang, Fra-
gensammlungen zur Vorbereitung auf das Beratungsgesprach mit dem Arzt oder
auch weiterfiihrende Informationsbroschiiren, etwa der Verbraucherzentralen oder

des MDS. Die auf den Landesportalen zur Verfiigung stehenden Informationen zu

79 Bei den Landesportalen der Bundeslinder handelt es sich um die Internetseiten der
Landesregierungen.
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IGeL werden hédufig von den fiir Verbraucherschutz oder Gesundheit zustindigen
Ministerien oder Behorden bereitgestellt. Die Landesportale zeigen somit — neben
den selbst bereitgestellten Kurzinformationen — Mdglichkeiten auf, {iber die Ver-

braucherinnen und Verbraucher weitergehende Informationen erhalten kdnnen.

Die Kassenverbiinde und die untersuchten Krankenkassen80 bicten auf ihren
Internetseiten zum Teil sehr umfangreiche Informationen fiir Verbraucherinnen
und Verbraucher an. Dabei werden sowohl Informationsbroschiiren bereitgestellt
(z. B. des MDS oder der Kassenédrztlichen Bundesvereinigung und der Bundesérz-
tekammer), aber auch das Internetangebot selbst enthélt i. d. R. ausfiihrliche In-
formationen zu IGeL. Neben definitorischen Erklarungen von IGeL werden auch
haufige 1GeL aufgelistet und detailliert hinsichtlich der Methode der Leistung,
dem Nutzen und den Voraussetzungen fiir eine Kosteniibernahme durch die GKV
beschrieben. Die angebotenen Informationen liefern auch Ratschlige zum Um-
gang mit IGeL-Angeboten und vielfach wird auch auf die Mdglichkeit der telefo-

nischen Beratung durch die Kassen verwiesen.

Bei den betrachteten Krankenkassen zeigten sich deutliche Unterschiede hinsicht-
lich Ausgestaltung und Umfang der angebotenen Informationsmdoglichkeiten. Das
von einigen Krankenkassen z. T. sehr umfangreiche, vorgehaltene Informations-
angebot bietet Verbraucherinnen und Verbrauchern durchaus geeignete Informa-
tionsmdglichkeiten zu 1GeL (vgl. zur Bewertung des Informationsangebotes der

Barmer GEK und der Techniker Krankenkasse Abschnitte 5.3.1.1 und 5.3.1.2).

Das Informationsangebot der Medizinischen Dienste der Krankenversicherung
(MDS) ist insgesamt sehr umfangreich und bietet Verbraucherinnen und Verbrau-
chern mit der Broschiire ,,Individuelle Gesundheitsleistungen* (IGeL) - Grundle-
gende Informationen® und den Informationsmaterialien zu einzelnen IGeL fun-

dierte Informationsmdglichkeiten (vgl. Abschnitt 5.3.1). Mit dem IGeL-Monitor

80 Im Rahmen der Untersuchung wurde das Informationsangebot der 10 mitglieder-
stirksten Krankenversicherungen betrachtet (gem. Beitrdge zur Gesellschaftspolitik,
dfg-Ranking: Liste der deutschen Krankenkassen. Ranking nach Mitgliederzahlen.
Stichtag 1. Oktober, 2011).
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(www.igel-monitor.de) stellt der MDS seit Januar 2012 den Verbraucherinnen
und Verbrauchern dariiber hinaus ein sehr gut aufbereitetes Internetinformations-

angebot zur Verfiigung. 8!

Das Informationsangebot der Medizinischen Berufsverbiinde richtet sich {iber-
wiegend nicht an Verbraucherinnen und Verbraucher, sondern an die Verbands-
mitglieder. Sofern Informationen fiir Verbraucherinnen und Verbraucher angebo-
ten werden, handelt es sich i. d. R. um die Vorstellung des Leistungsangebotes
einzelner Arztpraxen, um eine kurze Beschreibung einzelner IGeL und in Einzel-
fallen wird zudem zusétzlich zu einer Definition von 1GeL die Broschiire ,,Indivi-
duelle Gesundheitsleistungen — was Sie liber IGeL wissen sollten der Bundesérz-
tekammer bereitgestellt. Das von den wenigen Verbédnden, die iiberhaupt Informa-
tionsmaterial bereitstellen, vorgehaltene Informationsangebot ist insgesamt wenig
geeignet, um Verbraucherinnen und Verbraucher relevante Informationen zu

IGeL zu vermitteln.

Ahnliches gilt fiir die Medizinischen Fachgesellschaften, die mehrheitlich keine
Informationen fiir Verbraucherinnen und Verbraucher anbieten. Die von einigen
Fachgesellschaften bereitgestellten Informationen sind sehr unterschiedlich, so
finden sich darunter Patienteninformationsblitter mit wichtigen Hinweisen zur
Inanspruchnahme von IGeL, Informationsbroschiiren anderer Organisation (z. B.
der Bundesirztekammer), ein Verweis auf den HTA-Bericht des DIMDI82 oder

eher anpreisende Beschreibungen einzelner facharztspezifischer IGeL.

Auch die Informationen der Privatirztlichen Verrechnungsstellen zu IGeL sind
vornehmlich auf Arzte ausgerichtet. Allerdings finden sich dort auch Informatio-
nen, die u.U. fiir Verbraucherinnen und Verbrauchern von Interesse sein konnten.

So wird beispielsweise auf das Erscheinen der Patienteninformation der Bundes-

81 Im IGeL-Monitor sind auch einige IGeL enthalten, zu denen der MDS bisher eigen-
stindige Informationsbroschiiren erstellt hat (z. B. zur Glaukomfritherkennungs-
untersuchung oder der PSA-Wert-Bestimmung) vgl. Abschnitt 5.3.1.2.

82 Schnell-Inderst/Hunger/Hintringer/Schwarzer/Seifert-Klauss/Gothe/Wasem/Siebert,
Individuelle Gesundheitsleistungen, 2011.
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arztekammer und der Kassenérztlichen Bundesvereinigung hingewiesen und eini-
ge Inhalte dieser Broschiire werden zusammengefasst vorgestellt. Insgesamt kann
das Informationsangebot der Privatérztlichen Verrechnungsstellen allerdings nicht

als relevante Verbraucherinformation angesehen werden.

Bei Anbietern von IGeL-Leistungsbestandteilen (Arzneimittel, Medizintech-
nik etc.) wurden auf den Seiten der ausgewdhlten Anbieter im Rahmen der
durchgefiihrten Recherchen keine relevanten Patienteninformationen zu IGeL
gefunden. Allerdings finden sich dort diverse Links zu Patienteninformationssei-
ten liber einzelne Krankheitsbilder. Wenngleich auch fiir einige der dort betrachte-
ten Krankheitsbilder IGeL angeboten werden konnen, wurden diese Informations-
seiten nicht in die Untersuchung einbezogen, da sie sich i. d. R. nicht explizit auf

die damit in Verbindung stehende, mogliche IGeL beziehen.

Das Informationsangebot der Verbraucherzentralen der Linder und der Ver-
braucherzentrale Bundesverband zu IGeL ist zum Teil sehr umfangreich. Ne-
ben eigenen Informationsbroschiiren werden beispielsweise auch die Broschiire
der Bundesdrztekammer und der Kassendrztlichen Vereinigung bereitgestellt,
ebenso wie externe Verlinkungen zu Seiten mit Informationen zu IGeL, wo Ver-
braucherinnen und Verbraucher beispielsweise einen IGeL.-Katalog mit den zuge-
horigen Abrechnungsziffern der GOA finden. Die Informationsbroschiiren der
Verbraucherzentralen enthalten neben Tipps zum Umgang mit IGeL auch Vor-
schldge zu Fragen, die dem Arzt vor der Inanspruchnahme einer IGeL gestellt
werden sollten und stellen den Verbraucherinnen und Verbrauchern, sowohl fiir
IGeL allgemein, als auch fiir einzelne 1GeL, relevante Informationen als Ent-
scheidungsgrundlage bereit (vgl. zu den Broschiiren der Verbraucherzentrale
Hamburg (,,IGeL - Selbst zahlen beim Arzt fiir Individuelle Gesundheits-
Leistungen®), der Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen (,,Patiententipps zu
IGeL-Leistungen - Wenn Sie beim Arzt extra bezahlen sollen*) und der Verbrau-

cherzentrale Hessen (,,Selbst zahlen beim Arzt™) Abschnitt 5.3.1).

Das Informationsangebot der Verbraucherzentralen ist in der Summe sehr vielsei-

tig, jedoch gibt es bei den einzelnen Verbraucherzentralen der Bundeslédnder
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durchaus Unterschiede in Bezug auf den Umfang und die Ausgestaltung der In-
formationsmaterialien. Es wird selten auf die Informationsangebote der Verbrau-
cherzentralen in anderen Bundeslédndern verwiesen, was jedoch das Auffinden der
Informationsmaterialien fiir Verbraucherinnen und Verbrauch mdglicherweise

erleichtern konnte.

Bei den Vertretern der Patienteninteressen finden Verbraucherinnen und Ver-
braucher ebenfalls Informationen zu IGeL. Die BundesArbeitsGemeinschaft der
PatientInnenstellen und -Initiativen hat dazu eine Informationsbroschiire erstellt,
die wichtige Hinweise zum Umgang mit IGeL enthdlt und auch der Beauftragte
der Bundesregierung filir die Belange der Patientinnen und Patienten informiert
auf seiner Internetseite liber einige wichtige Aspekte im Umgang mit IGeL (vgl.
Abschnitt 5.3.1.1). Die Stiftung Warentest hat neben Tests zur Beratungsqualitét
von IGeL-Informationsgesprachen auch systematische Literaturrecherchen zur
wissenschaftlichen Evidenz von einzelnen IGeL durchgefiihrt und stellt auf ihrer
Internetseite auBBerdem kurze Informationsartikel zum Umgang mit IGeL bereit.
Im Rahmen der durchgefiihrten Recherchen konnten bei der Bundeszentrale fiir
gesundheitliche Aufklarung (BZgA) und bei der Unabhéngigen Patientenberatung
(UPD) keine relevanten eigenen Verbraucherinformationen zu IGeL identifiziert
werden. Das vom Institut fiir Qualitdt und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswe-
sen (IQWIG) betriebene Internetangebot www.gesundheitsinformation.de enthalt
ebenfalls keine spezifischen Patienteninformationen zu IGeL. Bei diesen Organi-
sationen finden sich jedoch Linkzusammenstellungen zu Informationsméglichkei-
ten, Beratungsfalldarstellungen mit Hinweisen zum Umgang mit IGeL, Glossar-
eintrdge oder Artikel zu Fritherkennungsuntersuchungen, die z. T. auch IGeL dar-

stellen konnen.

Verbraucherinnen und Verbraucher finden auch bei weiteren Anbietern Informa-
tionsmaterialien zu IGeL, etwa in Form des Taschenguides von Schneider und
Wigger (,,IGeL - Medizinische Zusatzleistungen. Was Sie selbst zahlen miissen®),
der jedoch eher ungeeignet scheint, um ihnen eine fundierte Entscheidungshilfe an

die Hand zu geben (vgl. Abschnitt 5.3.1.2).



62 IGES / Katzenmeier

5.3.3 Untersuchung des recherchierten Informationsmaterials aus Arzt-
praxen

Im Rahmen der Recherche in den Praxen niedergelassener Vertragsirzte konnten
31 Informationsmaterialien zu IGeL identifiziert werden. Dabei zeigen sich z.T.
deutliche Unterschiede hinsichtlich ihrer Form und ihres Umfangs ebenso wie

hinsichtlich des Informationsgegenstandes (vgl. Tabelle 4).

Tabelle 4: Ubersicht der Informationsmaterialien zu IGeL aus der Recherche in Arztpra-
xen

Gegenstand des Informationsmaterials An-
zahl

Labordiagnostische Leistungen 7
Vorsorgeuntersuchung (z. B. Glaukom, Osteoporose-Test) 5
Behandlungsverfahren (z. B. Lasertherapie, Kéltetherapie, Magnetfeldtherapie, 5
Schrépfbehandlung)

Medikament6se Therapien (z. B. Hyaluroninjektion) 4
Alternative Heilverfahren (z. B. Akupunktur) 2
Freizeit, Urlaub, Sport, Beruf 2
IGeL allgemein 1
Arztliche Leistungen zur Steigerung des Wohlbefindens (z. B. Vitamintherapie) 1
Arztliche Serviceleistungen 1
Ubersicht Honorarliste aller IGeL der Praxis 1
Psychotherapeutische Angebote (z. B. Biofeedback-Therapie) 1
Neuartige Untersuchungs- u. Behandlungsverfahren (z. B. StoBwellentherapie) 1

Quelle: IGES

Eine Anwendung der in Tabelle 3 dargestellten Kriterien zur Bewertung von In-
formationsmaterialien ist nicht sinnvoll, da die Informationsbroschiiren mehrheit-
lich die grundlegenden Anforderungen an Verbraucherinformationen nicht erfiil-
len. Vielfach werden Krankheitsbilder und deren Therapiemoglichkeiten vorge-
stellt oder direkt einzelne 1GeL. Die Informationsbroschiiren/-flyer enthalten re-
gelmiBig keine Angaben zu mdglichen Risiken oder zur wissenschaftlichen Evi-
denz der Leistungen. Einige der Flyer stellen das IGeL-Angebot der Praxis, teil-
weise auch unter Angabe der jeweiligen Preise fiir die Leistungen, vor. Zu jeweils
gleichen Anteilen wurden die Flyer von der Arztpraxen selbst, von Labordienst-
leistern oder Medizin-Produkte-Herstellern erstellt oder zwar von diesen erstellt,

jedoch mit der Mdglichkeit einer Personalisierung des Flyers durch das Einfiigen
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des Praxisstempels versehen. Die Broschiiren der Arztpraxen zu einzelnen IGeL
benennen teilweise auch die entstchenden Kosten, bei Broschiiren von Labor-
dienstleistern oder Medizin-Produkte-Herstellern fehlen diese Angaben in der
Regel vollstindig. Einige der im Rahmen der Recherche zusammengestellten

Flyer weisen einen vergleichsweise anpreisenden Charakter auf.

Insgesamt eignen sich die im Rahmen der Recherche in den Arztpraxen zusam-
mengestellten Informationsmaterialien keineswegs als Verbraucherinformation,
da sie iiberwiegend sehr oberflachlich Leistungen vorstellen, ohne die fiir die Ent-
scheidung flir oder gegen eine IGeL notwendige Grundlage an Informationen be-

reitzustellen.

Angaben zum tatsdchlichen Arztgesprich beziiglich IGeL wurden im Rahmen der
Untersuchung nicht erhoben (vgl. auch Abschnitt 5.2 zu den Untersuchungen der

Stiftung Warentest zu drztlichen Beratungsgespriichen).83

5.3.4 Zusammenfassende Bewertung des recherchierten Informationsma-
terials

Insgesamt zeigt die detaillierte Untersuchung ausgewdhlter Informationsmateria-
lien zu IGeL, dass den Verbraucherinnen und Verbrauchern eine Vielzahl von
Moglichkeiten zur Verfligung steht, um entscheidungsunterstiitzende Informatio-
nen einzuholen. Diese Moglichkeiten unterscheiden sich jedoch sowohl hinsicht-
lich des Umfangs, des Informationsgehalts und der Qualitit deutlich voneinander.
Viele der identifizierten Informationsmaterialien sind kaum geeignet, um Ver-
braucherinnen und Verbrauchern eine fundierte Entscheidung fiir oder gegen eine
IGeL zu ermoglichen. Insbesondere bei den Informationsbroschiiren, die Verbrau-

cherinnen und Verbraucher in Arztpraxen zur Verfligung gestellt werden, zeigte

83 Bei dem recherchierten Informationsmaterial handelt es sich aufgrund der geringen
Anzahl von befragten Vertragsirzten und der regionalen Eingrenzung um eine nicht
reprasentative Erhebung.
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sich im Rahmen der Untersuchung, dass diese vielfach keine zuverldssige Ver-

braucherinformation darstellen.

Die Bewertung einzelner Informationsmaterialien anhand des Kriterienkataloges
zeigte ebenso wie die Priifung der Informationsangebote bei den verschiedenen
Organisationsgruppen, dass fiir Verbraucherinnen und Verbraucher durchaus auch
einige geeignete Informationsmdglichkeiten bestehen, die ihnen die notwendigen
Informationen bereitstellen und sie bei ihrer Entscheidung fiir oder gegen die In-

anspruchnahme einer IGeL unterstiitzen konnen.

Aufgrund der Vielzahl der Informationsmoglichkeiten und der zum Teil erhebli-
chen Unterschiede zwischen den Informationsangeboten konnten Verbraucherin-
nen und Verbraucher jedoch Schwierigkeiten haben, direkt geeignete Informati-
onsquellen zu identifizieren. Daher sollten zum derzeitigen Stand moglichst ver-
schiedene Informationsquellen herangezogen werden, um eine differenzierte und

moglichst vollstindige Entscheidungsgrundlage erhalten zu kdnnen.

5.4 Welche Mafinahmen kommen in Betracht, um Inhalte, Nutzen und
Preise von IGeL fiir Verbraucherinnen und Verbraucher transparent zu
machen?

Damit Verbraucherinnen und Verbraucher eine informierte und partizipative Ent-
scheidung fiir oder gegen die Inanspruchnahme einer IGeL treffen konnen, miis-
sen ihnen transparente Informationen zu den Inhalten, dem Nutzen und den ent-

stehenden Kosten der IGeL zur Verfiigung stehen (vgl dazu auch Abschnitt 3.2).

Transparente Informationen sind keineswegs durch ein schlichtes Mehr an Infor-
mationen gekennzeichnet, da bei steigender Informationsmenge die Nachvoll-
ziehbarkeit sinkt und relevante von irrelevanten Informationen getrennt werden
miissen. Vielmehr miissen die verfiigbaren Informationen strukturiert und fiir die
jeweilige Zielgruppe verstiandlich aufbereitet sein. Bei verbraucherorientierte In-
formationen zu IGeL muss daher ein ausgewogenes Verhiltnis zwischen medizi-
nischer Wissensvermittlung und der Verstdandlichkeit fiir medizinische Laien ge-

funden werden.



IGES / Katzenmeier 65

Damit Verbraucherinnen und Verbraucher vorliegende Informationen fiir ihre
Entscheidung nutzen kdnnen, miissen diese dariiber hinaus fiir sie relevant und
verwertbar sein. Eine Information zu IGeL muss daher alle relevanten Aspekte
beispielsweise zum Nutzen, zu den Risiken, zu moglichen Alternativen und auch
zu den Kosten sowie evtl. entstehenden Folgekosten enthalten. Die angebotenen
Informationen miissen auBBerdem vollstédndig und inhaltlich korrekt sein, damit sie

eine zuverldssige Entscheidungsgrundlage bieten konnen.

Daneben kann eine einheitliche Struktur, bezogen auf Inhalt, Autbau und Quali-
tatsanforderungen die Transparenz der Informationen fiir Verbraucherinnen und
Verbraucher fordern, da ein standardisiertes Informationsangebot die Verstind-
lichkeit erleichtern kann und sicherstellt, dass alle relevanten Aspekte beinhaltet
sind. Dies ist vor allem in Bezug auf das Informationsangebot fiir einzelne 1GeL
von Bedeutung. Wihrend fiir einige, hiufig erbrachte 1GeL (z. B. Untersuchung
zur Glaukom-Fritherkennung) zum Teil zahlreiche Informationsmaterialien ver-
schiedenen Umfangs existieren, steht fiir eher selten erbrachte IGeL zum Teil ein
vergleichsweise wenig ausfiihrliches Informationsangebot zur Verfiigung. Ein
standardisiertes Informationsformat fiir alle IGeL konnte sicherstellen, dass die
relevanten Informationen, insbesondere hinsichtlich Inhalten, Nutzen und Kosten
der IGeL den Verbraucherinnen und Verbrauchern fiir alle IGeL zuverldssig zur

Verfiigung stehen.

Entscheidend ist zudem die Zuginglichkeit im Sinne der Beschaffungsmdglich-
keit der Informationen fiir Verbraucherinnen und Verbraucher. Auch dabei muss
die Zielgruppe beriicksichtigt werden und sofern sich die Zugénglichkeit zwi-
schen den Zielgruppen unterscheidet, miissen ggf. unterschiedliche Zugénge zu
den angebotenen Informationen geschaffen werden, damit alle Zielgruppen er-
reicht werden konnen. Beispielsweise konnte ein ausschlieliches Angebot von
Informationen im Internet dazu fithren, dass Verbraucherinnen und Verbrauchern,
die das Internet nicht aktiv verwenden, nicht erreicht wiirden. Daher sollten stets

unterschiedliche Zugénge zum Informationsangebot in Betracht gezogen werden.
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Daneben ist auch die transparente Darstellung des Ursprungs der Informationen
von Bedeutung. Da sich die Darstellung von Informationen zum Thema IGeL
moglicherweise aufgrund der unterschiedlichen Interessen der Akteure voneinan-
der unterscheiden konnte, muss fiir Verbraucherinnen und Verbraucher klar er-
sichtlich sein, wer der Herausgeber des Informationsmaterials ist. Um mogliche
Interessenkonflikte zu vermeiden, sollten Verbraucherinformationen zu IGeL bes-

tenfalls von neutralen Organisationen erstellt werden.

Da medizinische Leistungen dem wissenschaftlichen Fortschritt unterliegen, miis-
sen Informationen zu IGeL neue Erkenntnisse beriicksichtigen und fortwéhrend
auf einem aktuellen Stand gehalten werden. Eine kontinuierliche Uberpriifung —
im Sinne von QualititssicherungsmaBinahmen — der Informationen, die Verbrau-

cherinnen und Verbrauchern angeboten werden, muss daher gewiahrleistet sein.

Die MalBinahmen fiir eine transparente Informationsdarstellung sind vielféltig. Fiir
Verbraucherinnen und Verbraucher sind Informationen — insbesondere zu den
Inhalten, dem Nutzen bzw. den Risiken und den entstehenden Kosten einer IGeL
— im Rahmen der Entscheidungsfindung fiir oder gegen die Inanspruchnahme ei-
ner IGeL notwendig (vgl. Abschnitt 3.2). Bei der Erstellung von Informationsan-
geboten sollte daher darauf geachtet werden, bei diesen Aspekten fiir Verbrauche-
rinnen und Verbraucher eine groBtmogliche Transparenz zu erzielen, um so eine

zuverléssige Entscheidungsgrundlage zu schaffen.

Grundlage fiir eine solche, transparente Entscheidungsgrundlage ist eine inhaltli-
che Definition der einzelnen IGeL. Diese muss sowohl die Kernleistung, d. h. die
medizinische Leistung an sich (beispielsweise die Messung des Augeninnen-
drucks zur Vorsorge und Fritherkennung eines Glaukoms) als auch die Begleit-
leistungen, etwa in Form der notwendigen Vor- und Nachgespriche, umfassen
(vgl. hierzu auch Abschnitt 5.7.1). Aufbauend auf einer verbindlichen Leistungs-
definition konnen auch der Nutzen einer IGeL untersucht bzw. bestimmt werden
und die Kosten anhand der relevanten GOA-Ziffern angegeben werden. Die ein-
heitliche Leistungsdefinition bildet somit die Grundlage fiir eine standardisierte

Information zu einer IGeL. Diese konnen Verbraucherinnen und Verbraucher als
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Entscheidungsgrundlage sowohl fiir oder gegen die Inanspruchnahme einer 1GeL

nutzen als auch fiir den Vergleich einzelner IGeL-Anbieter.

Transparente Informationen konnen erreicht werden, indem entweder verbindliche
Vorgaben fiir die Erstellung der Information bzw. der Informationsmaterialien
bestimmt werden, die gewéhrleisten, dass auch Informationen unterschiedlicher
Quellen (beispielsweise einzelner Arzte) fiir Verbraucherinnen und Verbraucher
vergleichbar sind oder indem die Informationen zentral zur Verfiigung gestellt

werden.

5.5 Welche Informationswege sind in Ergianzung der bestehenden Infor-
mationsmoglichkeiten sinnvoll?

Fiir Verbraucherinnen und Verbraucher bestehen zahlreiche Moglichkeiten, sich
zu gesundheitlichen Fragestellungen und somit auch iiber IGeL zu informieren.
Die bestehenden Angebote werden z. T. sehr unterschiedlich hdufig genutzt (vgl.
Abschnitt 5.1 und 5.2). Neben der vom Robert-Koch Institut gezeigten unter-
schiedlichen Nutzung von Informationsquellen fiir gesundheitliche Fragen bei
Ménnern und Frauen (vgl. Abbildung 4)84, kénnen auch weitere Faktoren fiir die
unterschiedliche Inanspruchnahme der Informationsangebote ausschlaggebend
sein, etwa das Alter oder individuelle Priferenzen (z. B. Lesen von Zeitschriften
der Krankenversicherung, Anschauen von Gesundheitsinformationssendungen im

Fernsehen, individueller Umfang der Internet-Nutzung).

Aufgrund der unterschiedlichen nutzerspezifischen Anforderungen an die Infor-
mationsmoglichkeiten ist auch eine Vielseitigkeit der Informationswege sinnvoll,
um allen Zielgruppen den Zugang zum Informationsangebot zu ermdglichen. Die
Informationswege miissen sicherstellen, dass die verfligbaren Informationen von
den Verbraucherinnen und Verbrauchern — unabhingig von ihren individuellen

Nutzungspréferenzen — abgerufen werden kénnen.

84 Ellert/Wirz/Ziese, Telefonischer Gesundheitssurvey des Robert Koch-Instituts (2.
Welle): Deskriptiver Ergebnisbericht, 2006.
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Wie beispielsweise die Untersuchungen von Prognos zur Nutzung von Informati-
ons- und Beratungsangeboten zeigen, sind die bestehenden Informationswege
bereits sehr vielfiltig (vgl. Abbildung 5).85 Eine konkrete Ergéinzungsnotwendig-
keit der bestehenden Informationsmdglichkeiten um weitere Informationswege

scheint daher unter den gegebenen Umstédnden nicht zu bestehen.

Allerdings zeigen die Untersuchungen zum Informationsangebot flir Verbrauche-
rinnen und Verbraucher zum Thema IGeL, dass die einzelnen Informationsange-

bote vielfach nur jeweils einen Informationsweg nutzen.

Die Erreichbarkeit eines Informationsangebotes und somit die Informationsmdg-
lichkeiten fiir Verbraucherinnen und Verbraucher kénnten durch die Nutzung un-
terschiedlicher Informationswege bzw. unterschiedlicher Formate verbessert wer-
den. Dabei miissten jedoch ggf. AnpassungsmaBBnahmen an die jeweiligen Spezi-
fika der Informationswege vorgenommen werden, um beispielsweise eine Infor-
mationsplattform im Internet als Print-Information in Form eines Ratgebers iiber-

tragen zu konnen.

Sofern die Verbreitung eines Informationsangebotes tiber verschiedene Informati-
onswege wenig sinnvoll ist, etwa weil dadurch die Vorteile eines Informations-
weges verloren gehen (beispielsweise einfache Aktualisierungsmoglichkeiten bei
internetbasierten Informationsangeboten), sollten zumindest moglichst viele un-
terschiedliche Informationswege genutzt werden, um Verbraucherinnen und Ver-

braucher auf ein bestehendes Informationsangebot aufmerksam zu machen.

Die bereits bestehende Vielfiltigkeit der Informationswege konnte gezielt dazu
genutzt werden, Verbraucherinnen und Verbrauchern auf Informationsangebote
hinzuweisen oder sie ihnen sogar iiber unterschiedliche Informationswege zur
Verfligung zu stellen, um die Erreichbarkeit des Informationsangebotes zu erho-
hen und somit die Informationsmoglichkeiten fiir Verbraucherinnen und Verbrau-

cher zu verbessern.

85 Prognos, Wissenschaftliche Begleitung des Modellverbundes nach § 65b SGB V,
Unabhingige Patientenberatung in Deutschland, 2. Zwischenbericht, 2010.
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5.6 Welche Mafinahmen kommen in Betracht, um Verbraucherinnen und
Verbrauchern Entscheidungskriterien und Entscheidungshilfen fiir und
gegen einzelne IGeL insbesondere im Bereich der Friiherkennung an die
Hand zu geben, und wie sind sie zu bewerten?

Um sich fiir oder gegen die Inanspruchnahme einer IGeL entscheiden zu konnen,
bendtigen Verbraucherinnen und Verbraucher eine zuverldssige Entscheidungs-
grundlage. Die Entscheidung sollte stets auf Basis aller relevanten Informationen
getroffen werden, damit sie so weit wie moglich den individuellen Anforderungen
entspricht (vgl. dazu Abschnitt 3.2). Eine solche Entscheidungsgrundlage kann

durch bereitgestellte Informationsmaterialien geschaffen bzw. unterstiitzt werden.

Wie die Betrachtung des bestehenden Informationsangebotes in den Abschnitten
5.3.1 und 5.3.2 gezeigt hat, sind jedoch nicht alle verfiigbaren Informationsmate-
rialien uneingeschréinkt als Entscheidungshilfe geeignet, beispielsweise aufgrund
von zu geringer Detailtiefe, einer unausgewogenen oder einer unvollstindigen
Darstellung. Verbraucherinnen und Verbraucher sollten daher unter allen Um-
stainden kritisch priifen, ob angebotene Informationsmaterialien ihren Anforde-
rungen entsprechen. Die Beurteilung von Informationsmaterialien sollte auch an-
hand der in Tabelle 3 (vgl. Abschnitt 5.3) dargestellten Kriterien fiir die Bewer-
tung des Informationsangebotes erfolgen. Ein hoher Erfiillungsgrad der dort auf-
gelisteten Kriterien kann Anhaltspunkte liefern, inwiefern Informationsmateria-

lien als Entscheidungshilfe geeignet sind.

Insbesondere bei Fritherkennungsuntersuchungen, zu denen eine Vielzahl der an-
gebotenen IGeL gehort, sind Informationen zum Nutzen, zu Risiken und zu mog-

licherweise bestehenden Unsicherheiten fiir Verbraucherinnen und Verbraucher
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von entscheidender Bedeutung.86 Krebsfriiherkennungsuntersuchungen werden
teilweise kritisch bewertet, da dadurch moglicherweise auch Krebsformen diag-
nostiziert werden, die keine gesundheitlichen Probleme verursacht hitten und so
zu unndtigen Behandlungen fithren.87 AuBerdem besteht die Gefahr von falsch-
negativen Befunden, die Patienten zu Unrecht in Sicherheit wiegen oder falsch-
positiven Ergebnisse, bei denen sich Patienten mit einem Krebsverdacht konfron-
tiert sehen, der sich bei weiteren Untersuchungen nicht bestétigt, fiir die Patienten

jedoch sehr belastend ist.

Entscheidungshilfen fiir Verbraucherinnen und Verbraucher miissen daher stets
auch Angaben zu den Risiken und mdglichen Konsequenzen einer IGeL-
Inanspruchnahme, sowie den aktuellen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse

zu dieser Leistung beinhalten.

Bei der Erfiillung der geforderten Kriterien sollte darauf geachtet werden, dass die
Informationsangebote die mdglicherweise unterschiedlichen Anforderungen der
Zielgruppe erfiillen. So ist ,,es wichtig, Ausfiihrlichkeit und Evidenzbasierung von
Gesundheitsinformationen und die Nennung aller wissenschaftlichen Quellen zu
fordern, gleichzeitig konnen auf diese Weise aber Materialien entstehen, die auf-
grund ihres Umfangs und ihrer Aufmachung moglicherweise gerade Menschen

mit niedrigem Bildungsstatus oder wenig Interesse an Gesundheitsthemen ab-

86 Im Rahmen eines Gemeinschaftsprojektes des AOK-Bundesverbandes, dem Krebs-
informationsdienst des Deutschen Krebsforschungszentrums und der Universitét
Bremen wurde eine internetbasierte Entscheidungshilfe zur Friitherkennung von
Prostatakrebs entwickelt. Sie beinhaltet evidenzbasierte Informationen zum Krank-
heitsbild Prostatakrebs und zu Nutzen, Risiken zum PSA-Test. Dariiber hinaus haben
Verbraucher die Mdoglichkeit, die vermittelten Informationen abschnittsweise dahin-
gehend zu bewerten, ob diese fiir sie personlich fiir oder gegen die Durchfiihrung ei-
nes PSA-Tests sprechen. Diese Bewertungen einzelner Textabschnitte werden in ei-
ner Ubersicht zusammengestellt, aus der sich fiir Verbraucher ,,vielleicht ein noch
besseres Bild [ergibt], ob fiir Sie der mogliche Nutzen oder die méglichen Nachteile
eines PSA-Tests iiberwiegen (vgl. www.psa-entscheidungshilfe.de).

87 Miihlhauser/Steckelberg, Zeitschrift fiir Allgemeinmedizin 2005.
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schrecken*.88 Um dies zu beriicksichtigen, konnte beispielsweise das Angebot
von Informationen in unterschiedlichen Detaillierungstiefen ausgestaltet sein,
zwischen denen Verbraucherinnen und Verbraucher bedarfsgerecht wéhlen kon-

nen.

Sie miissen sich aullerdem darauf verlassen konnen, dass die ihnen vorliegende
Entscheidungshilfe vollstindig und ausgewogen ist und so eine tatsdchliche Ent-

scheidungsgrundlage liefern kann.

Als Kennzeichnung flir Informationsmaterialien — unabhéngig von ihrer Form
(Print, Internet) —, die die Kriterien einer ,,guten* Information erfiillen, wiren bei-
spielsweise Qualitédtssiegel moglich, dhnlich dem HON-Code (Health On the Net
Foundation) fiir Gesundheitsinformationen im Internet. Anhand einer solchen
Zertifizierung konnten Verbraucherinnen und Verbraucher leicht erkennen, ob
sich ein Informationsangebot als Entscheidungshilfe eignet; vorausgesetzt, dass
sie liber die Bedeutung des Qualitétssiegels informiert sind und bewusst darauf

achten.

Ein Informationsangebot, das Informationen zu unterschiedlichen IGeL anbietet,
konnte Verbraucherinnen und Verbrauchern das Auffinden von fiir sie relevanten
Informationen erleichtern, indem es standardisierte Entscheidungsgrundlagen fiir
die einzelnen Leistungen gebiindelt bereitstellt. Das Suchen nach Informationen
bei unterschiedlichen Quellen wiirde dadurch entfallen und — sofern ein solches
zentrales Angebot inhaltlich und qualitativ zuverldssige Informationen anbietet —

fur Verbraucherinnen und Verbraucher konnte es eine zentrale Anlaufstelle dar-

88  Loss/Nagel, Bundesgesundheitsblatt - Gesundheitsforschung - Gesundheitsschutz
20009.
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stellen.89 Eine wichtige Voraussetzung fiir die Akzeptanz eines zentralen Infor-
mationsangebotes konnte neben der Erfiillung der Kriterien fiir ein zuverldssiges
Informationsangebot auch der Herausgeber sein, der frei von jeglichen Interessen-
konflikten sein sollte. Auch ein kooperativ erstelltes Informationsangebot von
Vertretern verschieden ausgerichteter Interessengruppen konnte das Vertrauen der

Verbraucherinnen und Verbraucher in eine solche Entscheidungshilfe erhéhen.90

Unabhéngig von der Ausgestaltung der Informationsangebote kann Informati-
onsmaterial zu IGeL unter keinen Umstidnden allgemeingiiltig sein und kann somit
lediglich als unterstiitzende Entscheidungshilfe angesehen werden, da es sich bei
der Inanspruchnahme einer IGeL stets um eine Einzelfallentscheidung handelt, die

stark von den individuellen Umstidnden der Patienten gepragt ist.

Eine Entscheidungshilfe kann und sollte daher unterschiedliche Situationen der
Patienten beriicksichtigen, erldutern, unter welchen Umsténden eine Leistung von
der Krankenkasse iibernommen ist und somit keine IGeL darstellt und auf die

notwendige individuelle Beratung durch den behandelnden Arzt verweisen.

5.7 Welche differenzierte Konzeption einer Liste von IGeL ist zweckma-
Big (inhaltlich; rechtliche Verbindlichkeit versus informatorische Inter-
netliste; Triigerschaft; Kooperationsmoglichkeiten z. B. mit der Arzte-
schaft oder den Krankenversicherungen)?

Es existiert derzeit keine abschlieBende und allgemein akzeptierte einheitliche

definitorische ,,IGeL-Liste”. Ein solch abschlielendes Verzeichnis kann es der

89 Ein zentrales Informationsangebot kénnte zudem verhindern, dass unterschiedliche
Versionen von Informationsmaterialien im Internet zu finden sind und Verbrauche-
rinnen und Verbrauchern somit auch moglicherweise liberholtes Informationsmateri-
al zur Verfiigung steht (die Broschiire des MDS zu zusétzlichen ,,Ultraschalluntersu-
chungen auf Wunsch der Schwangeren® wurde im Rahmen der Recherchen bei-
spielsweise in zwei verschiedenen Versionen (Stand 12/2001 und Stand 12/2008) ge-
funden.

90  Aufgrund der zum Teil sehr unterschiedlichen Interessenlagen konnte eine koopera-
tive Erstellung eines gemeinsamen Informationsangebotes ggf. schwer umzusetzen
sein.
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Definition nach auch nicht geben, da sich IGeL iiber eine Negativdefinition be-
stimmen, die dadurch gekennzeichnet ist, dass IGeL Leistungen darstellen, die
von Verbraucherinnen- und Verbrauchern privat zu finanzieren sind (vgl. Ab-
schnitt 3.1), also insbesondere nicht zum Leistungsumfang der GKV gehoren.
Eine eigentliche Definition der entsprechenden Leistungen wird nicht vorgenom-

men.

Ohne eine einheitliche Definition, welche Leistungen exakt als IGeL definiert

werden, kann es allerdings auch kein einheitliches Verzeichnis von IGeL geben.

Dennoch werden Versuche unternommen IGeL zu definieren. Beispiele fiir der-

zeit bestehende ,,Versuche® einer Aufstellung von IGeL sind:
e IGeL-Kompendium fiir die Arztpraxis®!

e MEGO. MedWell-Gebuhrenverzeichnis fir Individuelle Gesundheitsleitun-

e die KBV verzichtet aktuell auf ein IGeL.-Verzeichnis und verzeichnet auf ihrer

Internetseite?3 lediglich ,,einige typische Beispiele fiir diese Leistungen*94

e zahlreiche z. B. nach wirtschaftlicher Rentabilitdt zusammengestellte, im In-

ternet verfiigbare ,,IGeL-Listen*“95

e zahlreiche weitere Abrechnungs- und IGeL Ratgeber, die hiufig ein 1GeL-

Verzeichnis beinhalten96

91 Hess/Klakow-Franck, 1GeL-Kompendium fiir die Arztpraxis, 2005a.
92 Krimmel/Kleinken, MEGO 2011.
93 Vgl. http://www.kbv.de/patienteninformation/23739.html

94 Die KBV hatte im Jahr 1998 das Konzept und eine IGeL-Liste vorgestellt und diese
auch erweitert vgl. dazu Maus, Deutsches Arzteblatt 1999.

95 7.B eine IGeL-Marktiibersicht vgl. N.N., IGeL-Marktiibersicht 2009: So rentabel
sind IGeL wirklich!, 2009.
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»Zudem ist der Begriff IGeL nicht geschiitzt und hat somit keine weiteren Bedeu-

tungsregeln, [...]“.97 Dies bedeutet auch, dass

e jeder Arzt eine Leistung von einer der IGeL-Verzeichnisse erbringen kann,

ohne sie IGeL zu nennen;

e jeder Arzt Leistungen erbringen und IGeL nennen kann, die auf keinem 1GeL-

Verzeichnis verzeichnet sind.98

Die Arzteschaft hat sich insbesondere in den Jahren 2005 bis 2008 mit der The-
matik von IGeL-Verzeichnissen befasst. Auf dem 108. Deutschen Arztetag im
Jahr 2005 wurde ein Antrag gestellt, durch Landesédrztekammern und die Kassen-
arztlichen Vereinigungen eine offizielle und zu ver6ffentlichende Positiv- und
Negativliste von IGeL in Verbindung mit einem Qualitdtssicherungskonzept fiir

IGeL zu erstellen.%9

Auf dem 109. Deutschen Arztetag hat die Arzteschaft dann eine EntschlieBung zu
IGeL gefasst, die u. a. eine Definition von IGeL beinhaltet und insbesondere zehn
Hinweise fiir das Erbringen von IGeL enthilt. 100 Der Antrag auf Erstellung einer
,,Positivliste” von IGeL durch die Bundesiarztekammer wurde zur weiteren Bera-

tung an den Vorstand der Bundesirztekammer iiberwiesen.

96 7. B. des Berufsverbandes der Fachirzte fiir Orthopadie und Unfallchirurgie e. V.
Berufsverband der Fachdrzte fiir Orthopddie und Unfallchirurgie e.V., Individuelle
Gesundheitsleistungen in Orthopiddie und Unfallchirurgie, 2007 Individuelle
Gesundheitsleistungen in Orthopddie und Unfallchirurgie.

97 Harder, Der groBe IGeL-Check: Wann medizinische Zusatzleistungen sinnvoll sind
und was sie kosten, 2008.

98 vgl. Windeler, G+G Wissenschaft 2006.

99 Bundesdrztekammer, Beschlussprotokoll des 108. Deutschen Arztetages vom 3. - 6.
MAI 2005 in Berlin, 2005.

100" Bundescirztekammer, Beschlussprotokoll des 109. Deutschen Arztetages vom 23. -
26. Mai 2006 in Magdeburg, 2006.
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Die Bundesirztekammer hat dann von der Erstellung einer solchen ,,Positivliste*
Abstand genommen und stattdessen ihre Informationsangebote fiir Arzte und Pa-
tienten zum Thema IGeL ausgebaut (vgl. a. Abschnitt 5.3.1). Als Griinde wurden
insbesondere Abgrenzungsprobleme und die Notwendigkeit zur permanenten Ak-
tualisierung eines solchen Verzeichnisses genannt.10! Auch von anderen Akteu-
ren (z. B. Kassenérztlichen Vereinigungen) wurde eine solche ,,Positivliste* oder

»Negativliste® bisher nicht realisiert.

Die Problematik, dass sich durch Innovationen, Rechtsprechung oder G-BA-
Beschliisse der Leistungskatalog der GKV und damit verbunden das mogliche
Leistungsspektrum von IGeL kontinuierlich verdandert, besteht zweifelsfrei. Aller-
dings existieren sowohl im stationdren Sektor mit dem G-DRG-System und den
begleitenden Regelungen als auch im ambulanten Sektor mit dem Einheitlichen
Bewertungsmalstab Leistungskataloge, die jahrlich (G-DRG-System) bzw. konti-
nuierlich (EBM) an solche Verdnderungen angepasst werden. Im G-DRG-System
existiert auch ein gesonderter ,,Leistungskatalog* fiir neue Behandlungsverfah-
ren.102 Zudem existieren standardisierte Verfahrensabliufe zur Aufnahme neuer

Leistungen in den GKV-Leistungskatalog.

Somit ist sicherlich davon auszugehen, dass ein wie auch immer geartetes IGeL-
Verzeichnis kontinuierlich angepasst werden miisste. Ein permanent stabiles

IGeL-Verzeichnis kann es nicht geben.

Aufgrund der Negativdefinition von IGeL in Verbindung mit der Therapiefreiheit
des Arztes kann es allerdings ebenso wenig ein abschlieBendes IGeL-Verzeichnis

geben.

101 vgl. Rabbata, Deutsches Arzteblatt 2008
102 Neue Untersuchungs- und Behandlungsmethoden (NUB).
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5.7.1 IGeL-Liste; Begriffsbestimmung

Unter Transparenzgesichtspunkten aus der Sicht der Verbraucherinnen und Ver-
braucher wire eine eindeutige Begriffsbestimmung fiir IGeL zu empfehlen. Da
sich IGeL allerdings durch eine Negativdefinition (Leistungen, die der Verbrau-
cher selbst zahlen muss) auszeichnen, konnte eine einschrinkende Neudefinition

des Begriffs IGeL eine solche Moglichkeit darstellen.

IGeL konnten somit als Leistungen fiir GKV-Versicherte 103 definiert werden, die
in einem spezifischen Leistungskatalog,104 einer IGeL-Liste, enthalten sind. Un-
abhingig von in dieser IGeL-Liste gefithrten Leistungen kénnen die Arztinnen
und Arzte jedoch selbstverstindlich beliebige weitere Leistungen (z. B. Leistun-
gen, die nicht in der IGeL-Liste gefiihrt werden; ,,IGeL* nach der bisherigen De-

finition) erbringen.

In der Konsequenz dieser systematischen Umstellung der Leistungsabgrenzung
sollten (bzw. miissten) Arztinnen und Arzte, wenn sie eine Leistung aus der IGeL-
Liste erbringen, diese in der Verbraucherkommunikation als IGeL bezeichnen. Im
Umkehrschluss sollten (bzw. diirften) Arztinnen und Arzte andere Leistungen
nicht als IGeL bezeichnen. Eine solche eindeutige Definition von Leistungen, die
als IGeL zu bezeichnen sind, sofern sie aullerhalb der vertragsérztlichen Versor-
gung fiir GKV-Versicherte erbracht werden, schrankt die Behandlungsfreiheit des
Arztes in keiner Weise ein. Auf der anderen Seite bedeutet die Aufnahme einer
Leistung in die IGeL-Liste nicht, dass eine solche Leistung nicht Bestandteil des
Leistungskataloges der GKV ist. Die Leistungserbringung auflerhalb des GKV-
Leistungsrahmens definiert sie in der Kombination mit der Nennung in der IGeL-

Liste als IGeL(-Leistung).

103 Die Einschrinkung der Anwendung der Definition der IGeL-Liste auf GKV-
Versicherte erfolgt hier zwecks Komplexitétsreduktion.

104 Ein solcher Leistungskatalog sollte zumindest eine Leistungsbezeichnung und eine
detaillierte Leistungsbeschreibung inkl. der vorhandenen Leistungsbestandteile ent-
halten und kann zum Beispiel um die gem. GOA abrechenbaren Leistungen erweitert
werden.
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Zentraler Vorteil eines solchen Leistungsverzeichnis wire neben der Abgrenzung
des Begriffs (IGeL sind Leistungen, die in der IGeL-Liste aufgefiihrt sind, fiir
GKV-Versicherte erbracht werden!05 und im individuellen Behandlungsfall nicht
zum Leistungsumfang der GKV gehoren) auch, dass die Leistungen dieser 1GeL-
Liste dann mit Informationen fiir Verbraucherinnen und Verbraucher hinterlegt

werden konnen. 106

Eine solche IGeL-Liste wiirde also zunédchst primér eine Positivdefinition der ei-
gentlichen Leistung einer IGeL ermdglichen. Eine Bewertung der Leistung aus
Verbraucherinnen- und Verbraucherperspektive ist mit der Aufnahme in die Liste

nicht direkt verbunden. 107,108

Aus der Perspektive der Verbraucherinnen und Verbraucher sind mit einer sol-
chen IGeL-Liste und der damit verbundenen einheitlichen Leistungsdefinition
allein allerdings zundchst wahrscheinlich noch keine deutlichen Verbesserungen

der Transparenz verbunden. 109

Aus Sicht der Autoren ist eine eindeutige Leistungsdefinition lediglich die Basis
und die Voraussetzung fiir eine Verbesserung der Transparenz flir Verbraucherin-

nen und Verbraucher. Anhand einer eindeutigen Zuordnung von Leistungen

105 Dies konnte sowohl fiir Vertragsirzte als auch fiir rein privatirztlich titige Arztinnen
und Arzte gelten.

106 Theoretisch konnen fiir diese Leistungen dann auch bestimmte Qualititsanforderun-
gen hinterlegt werden.

107 Eine Bewertung der Leistungen und das Erginzen transparenter Patienteninformati-
onen unter Beriicksichtigung des Nutzens und der Risiken sollte natiirlich ebenfalls
erfolgen, kann aber auch aufgrund der Meinungsvielfalt der Akteure zundchst unab-
héngig von einer solchen IGeL Liste durchgefiihrt werden.

108 Natiirlich ist es auch moglich, bestimmte Leistungen, z. B. solche, die vom G-BA
negativ bewertet wurden, nicht in die IGeL-Liste aufzunehmen.

109 Es konnte sogar dazu fithren, dass die Erstellung einer solchen IGeL-Liste unabhén-
gig von der Erstellung von Patienteninformation dazu fiihrt, dass Verbraucherinnen
und Verbraucher, aber auch Arztinnen und Arzte mit der Aufnahme einer Leistung
in die IGeL-Liste eine (positive) Bewertung verbinden, und die IGeL-Liste somit als
Positiv-Liste interpretieren, was sie allerdings nicht ist (s. u.).
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(IGeL) zu einem Leistungskatlog (IGeL-Liste) konnen zukiinftig weitere Anforde-
rungen im Hinblick auf eine Verbesserung der Transparenz fiir Verbraucherinnen
und Verbraucher umgesetzt werden (s. hierzu ausfiihrlich Abschnitt 5.4). Hierfiir
ist allerdings zwingend erforderlich, dass eine solche IGeL-Liste und der Begriff

IGeL geschiitzt werden miissen (s. a. Abschnitt 5.8).110

Hierbei ist zu beachten, dass ein solcher Leistungskatalog per definitionem nie
eine vollstdndige Liste aller mdglichen 1GeL (nach derzeitiger Definition) umfas-
sen kann.!!l Im Prozess der Erstellung einer solchen IGeL-Liste sollte eine
Priorisierung nach IGeL vorgenommen werden, die hdufig erbracht werden bzw.
hinsichtlich der Kosten einen hohen Umsatzanteil am gesamten IGeLL-Markt ha-

ben. 112

5.7.2 1GeL-Liste; mogliche Akteure

Zur Entwickelung und Herausgabe einer solchen einheitlichen 1GeL-Liste kom-

men verschiedenen Akteure in Betracht.

110" Der eigentliche Name dieser Leistungen ist hierbei unbedeutend, zur klaren Abgren-
zung von dem bestehenden Begriff IGeL. konnte ein neuer Begriff evtl. hilfreich
sein.

IT Theoretisch kann sogar die IGeL-Liste zunichst nur eine einzelne Leistung umfas-
sen.

112" Ultraschalluntersuchungen und Krebsfritherkennungsuntersuchungen gehoren zu den
hiufigsten erbrachten 1GeL (vgl. etwa Richter/Rehder/Raspe, Deutsches Arzteblatt
2009 oder Zok, WIdOmonitor 2010). Diese IGeL beinhalten verschiedene Einzelleis-
tungen, zu denen i. d. R. keine differenzierten Informationen zur Haufigkeit vorlie-
gen. Zok beispielsweise berichtet daneben jedoch auch die Haufigkeit einzelner
IGeL und dabei zeigt sich, dass allein auf 3 Leistungen 26,2% aller IGeL entfallen
(Glaukomuntersuchungen (16,2%), PSA-Wert-Bestimmung (6,2%) und Knochen-
dichtemessung (3,8%)); (Zok, WIdOmonitor 2010. Die Angabe der Haufigkeit be-
zieht sich auf insgesamt 791 angebotene oder nachgefragte Leistungen). Dies lésst
erkennen, dass einige wenige Leistungen einen groflen Anteil an allen IGeL ausma-
chen und Leistungsbeschreibungen bzw. Informationen zu diesen ,,typischen” 1GeL
fiir Verbraucherinnen und Verbraucher daher von gro3er Bedeutung sind.
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Zu den potentiellen Akteuren zdhlen u. a.

e die Arzteschaft (Landes- bzw. Bundesirztekammer) bzw. die Vertragsirzte-

schaft (Kassenérztliche Vereinigungen bzw. Kassendrztliche Bundesvereini-
gung)
e die GKV (Krankenkassen, deren Verbiande, der MDK (bzw. MDS)

e die gemeinsame Selbstverwaltung im Gesundheitswesen (z. B. der Gemein-

same Bundesausschuss oder der Bewertungsausschuss)
e das Institut fiir Qualitdt und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG)

e Verbraucherschutzorganisationen (z. B. Verbraucherzentrale Bundesverband

oder Stiftung Warentest)
e Behorden wie Bundes- oder Landesministerien

Im Folgenden werden diejenigen Akteure kurz vorgestellt, die bereits umfangrei-
che leistungsbezogene Patienteninformationen oder spezifische Patienteninforma-

tionen tber IGeL bereitstellen.

5.7.2.1 Institut fiir Qualitit und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen

Das Institut fiir Qualitdt und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG)
wurde 2004 gegriindet. Trager des Instituts ist die Stiftung fiir Qualitdt und Wirt-
schaftlichkeit im Gesundheitswesen. Thr Zweck ist die Forderung von Wissen-
schaft und Forschung. Auftraggeber des IQWiG sind der G-BA und das Bundes-
gesundheitsministerium (BMG). Das IQWiG kann auch in eigener Verantwortung
Themen aufgreifen (Generalauftrag). Aufgaben, Zustindigkeiten und Finanzie-

rung des Instituts sind insbesondere in den §§ 139a bis 139¢c SGB V geregelt.

Zu den Aufgaben des Instituts gehort gem. §139a Abs.3 Nr.6 SGB V insbesonde-
re auch die Bereitstellung von fiir alle Biirgerinnen und Biirger verstindlichen,

allgemeinen Informationen zur Qualitdt und Effizienz in der Gesundheitsversor-
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gung sowie zu Diagnostik und Therapie von Krankheiten mit erheblicher epide-

miologischen Bedeutung. 113

Hierzu hat der G-BA zuletzt im Jahr 2008 eine Erweiterung des Generalauftrags
zur Erstellung von Patienteninformationen an das IQWIG beschlossen mit dem
somit alle Patienteninformationen ausschlieBlich durch das IQWiG erstellt wer-

den.114

Die vom IQWIG erstellten Patienten- bzw. Verbraucherinformationen gehen her-

vor: 115
e aus Direktauftrigen des G-BA oder des BMG
e aus Zusammenfassungen anderer Ergebnisse des IQWIG

e aus der direkten gesetzlichen Aufgabe des Instituts zur Bereitstellung von
Gesundheitsinformationen fiir Biirgerinnen und Biirger sowie geméfl dem Ge-

neralauftrag des G-BA.

Das Institut kommt dieser Aufgabe insbesondere dadurch nach, indem es eine
Website mit Patienteninformationen http://www.gesundheitsinformation.de be-

reitstellt.

113 Um die Biirgerinnen und Biirger iiber die Erkenntnisse und Arbeitsergebnisse des

Instituts zu informieren und deren Autonomie zu stirken regelt die Vorschrift nach
Nummer 6 die Verpflichtung des Instituts, diese [...] zu informieren.
Dariiber hinaus hat das Institut im Rahmen seiner Beauftragung auch Informationen
dariiber bereitzustellen, welche Kenntnisse iiber den aktuellen Stand der Wissen-
schaft vorliegen. Dies ermdoglicht, dass Biirgerinnen und Biirger auch unmittelbar
von der Arbeit des Instituts profitieren. Um diesem Anspruch gerecht zu werden, hat
das Institut die Informationen in einer allgemein verstdndlichen Form aufzubereiten‘
vgl. Deutscher Bundestag, Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung der
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Modernisierungsgesetz — GMG), 2003.

114" Gemeinsamer Bundesausschuss, Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses
iber die Anpassung der Beauftragung des Instituts fiir Qualitdt und
Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen zur Erstellung von Patienteninformationen,
2008 [Zugriff: 02.09.2011]. URL: http://www.g-ba.de/downloads/39-261-650/2008-
03-13-IQWiG-Anpassung-Generalauftrag.pdf.

VIS fustitut fiir Qualitit und Wirtschaftlichkeit im  Gesundheitswesen (IQOWiG),
Allgemeine Methoden - Version 4.0 vom 23.09.2011, 2011.
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Spezifische Informationen zu IGeLL waren zum Recherchezeitpunkt nicht Bestand-

teil des umfangreichen Informationsangebots.

5.7.2.2 Arztliches Zentrum fiir Qualitit in der Medizin

Die Bundesirztekammer (BAK) und die Kassenirztliche Bundesvereinigung
(KBV) sind Triger des im Jahr 1995 gegriindeten Arztlichen Zentrums fiir Quali-
tit in der Medizin (AZQ). Es entspricht einem Kompetenzzentrum der beiden
Organisationen fiir Wissensmanagement und Wissenstransfer im Gesundheitswe-
sen, medizinische Leitlinien, Patienteninformationen und Patientensicherheit mit
dem Zweck, die Organisationen bei ihren Aufgaben im Bereich der Qualititssi-
cherung der drztlichen Berufsausiibung zu unterstiitzen.!16 Das AZQ betreibt
auch eine eigene umfangreiche Internetplattform mit Patienteninformationen
(http://www.patienten-information.de). Eigenstidndige spezifische Informationen
zu einzelnen IGeL waren zum Recherchezeitpunkt nicht Bestandteil des umfang-

reichen Informationsangebots.

5.7.2.3 Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes Bund der Kranken-
kassen

Der Medizinische Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e.V.
(MDS) ging gem. § 282 SGB V am 1. Juli 2008 in die Triagerschaft des Spitzen-
verbandes Bund der Krankenkassen (GKV-Spitzenverband) iiber, nachdem er seit
1998 als Arbeitsgemeinschaft ,,Medizinischer Dienst der Spitzenverbdnde der
Krankenkassen* agiert hatte. Finanziert wird der MDS durch den GKV-
Spitzenverband und durch férdernde Mitglieder, zu denen die Spitzenverbiande
der Krankenkassen und auch beigetretene Medizinische Dienste der Krankenver-

sicherung zdhlen.

Gesetzlich fixiert sind in § 282 Abs. 2 SGB V auch die Aufgaben des MDS; u. a.

berit er demzufolge ,,den Spitzenverband Bund der Krankenkassen in allen medi-

116 http://www.aezq.de
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zinischen Fragen der diesem zugewiesenen Aufgaben®, ,koordiniert und fordert
die Durchfiihrung der Aufgaben und die Zusammenarbeit der Medizinischen
Dienste der Krankenversicherung in medizinischen und organisatorischen Fragen*
und kann ,,Empfehlungen abgeben®. Die gesetzlichen Vorgaben beinhalten keinen
direkten Auftrag zur Erstellung von Patienteninformationen; zu IGeL hat der
MDS jedoch verschiedene Patienteninformationsmaterialen — in Form von allge-
meinen Informationsbroschiiren zum Thema IGeL und zu einzelnen Leistungen —
erstellt. Seit Januar 2012 stellt er Verbraucherinnen und Verbrauchern iiber die
Internetseite www.igel-monitor.de (vgl. dazu auch Abschnitt 5.3.1) umfangreiche
Informationen zum IGeL-Markt und seinen Akteuren sowie wissenschaftliche

Bewertungen einzelner IGeL zur Verfiigung. 117

5.7.3 Verbindlichkeit einer IGeL-Liste

Eine solche IGeL-Liste konnte verbindlich oder aber rein informatorisch ausge-

staltet sein.

Fiir eine verbindliche IGeL-Liste konnte eine Regelungskompetenz u. a. in der

GOA, die die privatirztliche Abrechnungsgrundlage darstellt, bestehen.

Da hierdurch allerdings nahezu zwangsléufig auch die Abrechnungsgrundlage von
PKV-Versicherten beeinflusst wiirde und zudem die Diskussion um die Novellie-
rung der GOA seit Jahren gefiihrt wird, halten die Autoren einen solchen L&-

sungsansatz derzeit kaum fiir praktikabel und kaum umsetzbar.

Im Falle einer rechtlich verbindlichen IGeL-Liste wire zudem einerseits ein Kon-
sens der beteiligten Akteure (s. 0.) aus Sicht der Autoren nur schwer herstellbar
bzw. entsprechend die politische Umsetzung von stark divergierenden Positionen
maBgeblicher Akteure beeinflusst. Die GOA wurde zudem zuletzt 1996 novelliert

und es ist derzeit nicht erkennbar, dass die Uberarbeitungszyklen in Zukunft kiir-

117 vgl. www.igel-monitor.de
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zere Zeitspannen umfassen werden. Eine kontinuierliche Anpassung einer IGel-

Liste wire daher kaum umsetzbar.

Dennoch ist eine verbindliche IGeL-Liste theoretisch moglich.

Die Frage ob sich eine rein informatorische IGeL-Liste — also eine 1GeL-Liste,
deren Anwendung freiwillig erfolgen wiirde — durchsetzten wiirde und damit in
der Lage wire zur Verbesserung der Transparenz der Verbraucherinnen und Ver-
braucher beizutragen, ldsst sich nicht abschlieBend beantworten. Wichtiger Faktor
hierbei ist die Akzeptanz bzw. ein breiter Konsens einer solchen Liste bei den
beteiligten Akteuren, insbesondere bei der Arzteschaft. Wiirde ein solche Liste
auch mit Vorteilen bzw. Anreizen fiir die Arzteschaft verbunden sein (z. B. nicht
monetiare Vorteile wie Rechtssicherheit, ein strukturiertes Informationsangebot,
Akzeptanz bei den Verbraucherinnen und Verbrauchern) konnte sich auch eine
rein informatorische Liste durchsetzen. Eine Zertifizierung (vgl. Abschnitt 5.7.3)
konnte die Verbindlichkeit der Anwendung einer solchen IGeL-Liste deutlich

steigern.

Aus Verbraucherperspektive wire es somit wiinschenswert, wenn sich die Haupt-
akteure auf ein gemeinsames Vorgehen und eine gemeinsame IGeL-Liste einigen

konnten.

Obwohl sich die Diskussionen um das Fiir und Wider von IGeL mit deren zuneh-
mender wirtschaftlicher Bedeutung eher zu verstirken scheinen!1® bestinde die

Moglichkeit, dass eine informatorische 1GeL-Liste, die zundchst nur eine reine

118 Als Kritiker von IGeL sind z. B. die Verbraucherzentralen, die Stiftung Warentest
und der MDK zu nennen. Kritische Befiirworter sind hingegen Organisationen wie
die Bundesérztekammer (vgl. Rehder, Individuelle Gesundheitsleistungen und
Leistungsbegrenzungen  in  Deutschland Hintergriinde, =~ Angebote,
Patientenerfahrungen, 2008).
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Leistungsdefinition beinhaltet, von vielen Akteuren und ggf. auch von den Kiriti-

kern der IGeL getragen werden konnte. 119

Aus der Perspektive der Verbraucherinnen und Verbraucher kann ein Mehr an
Transparenz dann allerdings nur in einem weiteren Schritt, ndmlich der
evidenzbasierten Aufbereitung von patientenrelevanten Informationen zu den

Leistungen erreicht werden.

Hierzu bedarf es allerdings nicht zwangsldufig aller Akteure. So hat z. B. der
MDS eine umfangreiches, anhand der Bewertungskriterien (vgl. Abschnitt
5.3.1.2) aus Verbraucherperspektive sehr gutes Informationsangebot zu 1GeL be-
reitgestellt. Ein Zusammenschluss wichtiger oder aller Akteure wére allerdings

auch hier wiinschenswert.

Vor dem Hintergrund der Divergenzen im Bereich der IGeL wire ein weitgehend
neutraler Akteur, der insbesondere iiber umfangreiche Erfahrungen in der Zu-
sammenstellung und Aufbereitung von Patienteninformationen nach den aktuellen
wissenschaftlich belegten Anforderungen verfiigt, aus Verbraucherperspektive

sicherlich hochst geeignet, Patienteninformationen zu erstellen und zu verbreiten.

Im Unterschied zum MDS und zum AZQ, die aufgrund der jeweiligen Triger-
schaften nicht als neutral bezeichnet werden konnen, 120 konnte das IQWIG eine
geeignete Institution fiir die Entwicklung und Pflege von Patienteninformationen
sein, insbesondere auch aufgrund der vielféltigen, hier vorhandenen Vorarbeiten

zum Thema Patienteninformationen. 121

119 Jedenfalls sofern die IGeL-Liste nicht auch Patienteninformationen beinhaltet.
120 Djes bezieht sich ausdriicklich nicht auf die bereitgestellten Informationen.

121 vgl. Joncheere/Gartlehner/Gollogly/Mustajoki/Permanand,
Gesundheitsinformationen fiir Patienten und die Offentlichkeit zusammengestellt
vom Institut fiir Qualitdt und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen - Gutachten
der Weltgesundheitsorganisation 2008/2009, 2010.
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Die derzeit bestehenden Informationsangebote zum Thema IGeL, und hier muss
insbesondere das derzeit umfassendste und auch hinsichtlich der Bewertungskrite-
rien beste Informationsangebot des MDS (www.igel-monitor.de) genannt werden,
und deren Konzepte sollten bei den Entwicklungsarbeiten soweit moglich beriick-

sichtigt werden.

Eine Einbindung der bisher zu der Thematik arbeitenden Institutionen und deren
Informationsangebote wird auch die Akzeptanz bei Verbraucherinnen und Ver-
brauchern erhéhen koénnen. Denkbar wire eine solche Zusammenarbeit z. B. in
Form der Griindung einer Arbeitsgemeinschaft und durch Experteneinbezug (das
IQWIG beispielsweise arbeitet bei der Erstellung von Gesundheitsinformationen

mit externen Experten zusammen 122).

Auch die alleinige informatorische IGeL-Liste (ohne Patienteninformationen)!23
konnte aufgrund der Reputation und der fachlichen Neutralitit vom IQWIG er-
stellt werden. Hierdurch wiire gewihrleistet, dass sowohl die Arzteschaft als auch
die GKV und die Patientenvertreter in die Entwicklung einer 1GeL-Liste indirekt
tiber den G-BA eingebunden werden kdnnten, die Organisation selbst aber den-
noch wissenschaftlich unabhingig arbeitet. Zudem kann das IQWIG gem. § 139b
Abs. 1 SGB V auch direkt vom BMG beauftragt werden. 124

122 v gl. Joncheere/Gartlehner/Gollogly/Mustajoki/Permanand,
Gesundheitsinformationen fiir Patienten und die Offentlichkeit zusammengestellt

vom Institut fiir Qualitit und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen - Gutachten
der Weltgesundheitsorganisation 2008/2009, 2010.

123 Eine Trennung der definitorischen IGeL-Liste und darauf aufbauenden Patientenin-
formationen ist aus Sicht der Autoren ein wesentlicher Bestandteil, der eine Umset-
zung moglich machen kdnnte.

124 Eine Diskussion der Erweiterung der Moglichkeit einer Beauftragung des IQWIG
auch durch das BMELV kann in Rahmen dieser Untersuchung nicht vorgenommen
werden, unter Einschrinkung auf die Bereitstellung von Informationen fiir Verbrau-
cherinnen und Verbraucher sollte dies oder ein Anhérungsrecht jedoch weiter disku-
tiert werden.
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Aus der Sicht der Autoren konnte eine solchermaflen erstellte informatorische
IGeL-Liste mittelfristig zu einer ,,Leistungs- bzw. Produktvereinheitlichung® im
Bereich des 1GeL-Marktes fiithren ohne hierbei das privatrechtliche Vertragsver-
hiltnis zwischen Arzt und Patient oder das privatérztliche Abrechnungssystem zu

tangieren.

5.8 Welche Moglichkeiten der Qualititssicherung und -Uberwachung
einzelner 1GeL-Leistungen sind denkbar und wie sind diese zu bewerten?

Die Messung von Ergebnisqualitdt im Gesundheitswesen ist sehr komplex; um die
Qualitdt der Leistungserstellung zu messen, zu sichern und zu verbessern werden
daher in der vertragsdrztlichen Versorgung aber auch in der stationdren Versor-
gung in der Regel Surrogatparameter, wie eine bestimmte Ausstattung und Min-

destqualifikationsstandards, herangezogen.

Im Bereich der IGeL existiert derzeit keine unabhdngige Instanz, die die Qualitit
der IGeL iiberwacht; IGeL konnen somit weitgehend ohne Kontrolle sowohl an-

geboten als auch erbracht werden. 125

Es gelten jedoch auch fiir IGeL die drztlichen Fachgebietsgrenzen, deren Uber-
schreitung mit erhohten Haftungsrisiken des Arztes gegeniiber dem Patienten ver-
bunden ist. Der Patient fungiert insoweit genau wie bei der konventionellen Heil-
behandlung als zentrale Kontrollinstanz des Arztes und kann diesen fiir Fehler
haftbar machen oder bei den Arztekammern berufs- und disziplinarrechtliche

Kontrolle veranlassen.

Sofern das Vertragsarztrecht keine Anwendung findet, gelten fiir die Qualitétssi-
cherung die Regelungen der drztlichen Berufsausiibung. Diese liegt im Zustidndig-
keitsbereich der Bundeslidnder, die auch die Einhaltung des drztlichen Berufs-
rechts iiberwachen. 1. d. R. wird es in den Lindergesetzen den Arztekammern

iiberlassen, entsprechende Berufsordnungen aufzustellen. Diese Berufsordnungen

125 Schnell-Inderst/Hunger/Hintringer/Schwarzer/Seifert-Klauss/Gothe/Wasem/Siebert,
Individuelle Gesundheitsleistungen, 2011.
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entsprechen weitgehend der (Muster-)Berufsordnung (MBO)!26, die vom Deut-
schen Arztetag verabschiedet wird. § 5 MBO verpflichtet die Arztinnen und Arzte
an den von der Arztekammer eingefiihrten MaBnahmen zur Sicherung der Qualitiit
der #rztlichen Titigkeit teilzunehmen und der Arztekammer die hierzu erforderli-

chen Auskiinfte zu erteilen.

5.8.1 Qualititssicherung in der vertragsirztlichen Versorgung

Im Bereich der vertragsarztlichen Versorgung gelten hingegen eine Vielzahl von

z. T. sehr detaillierten Regelungen zur Qualitétssicherung.

Zu nennen sind hier die Vereinbarungen gemif § 135 Abs.2 SGB V, die die Vo-
raussetzungen zur Ausfiihrung und Abrechnung von spezifischen Leistungen in
der vertragsirztlichen Versorgung nach MalBlgabe des Einheitlichen Bewertungs-
malistabes (EBM) regeln (z. B. invasive Kardiologie, Akupunktur bei chronisch
schmerzkranken Patienten, arthroskopische Leistungen). Diese Vereinbarungen
treffen Mindeststandards u. a. fiir die fachliche Befédhigung, sowie Strukturmerk-
male der rdumlichen und apparativen Voraussetzungen oder auch zu einer Min-
destzahl von durchgefiihrten Leistungen je Jahr und beinhalten z. T. auch einen
Genehmigungsvorbehalt, d. h. die Leistungen diirfen im vertragsdrztlichen Be-
reich erst erbracht werden, sofern eine Genehmigung durch die Kassenérztliche

Vereinigung vorliegt.

Aber auch der Einheitliche Bewertungsmalistab selbst beinhaltet eine Vielzahl
von z. T. detaillierten Voraussetzungen hinsichtlich Qualifikation und Ausstattung

zur Abrechnung der Gebiihrenordnungspositionen.

Durch das Gesundheitsmodernisierungsgesetz (GMG) wurden zudem Vertrags-
arzte verpflichtet, ein internes Qualitdtsmanagement in ihrer Praxis einzufiihren

und kontinuierlich weiterzuentwickeln (§135a SGB V). Nach aktueller gesetzli-

126 Deutscher Arztetag, (Muster-)Berufsordnung fiir die in Deutschland titigen
Arztinnen und Arzte - MBO-A 1997 - in der Fassung der Beschliisse des 114.
Deutschen Arztetages 2011 in Kiel.
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cher Regelung besteht allerdings kein Zwang zu einer Zertifizierung des Quali-

tdtsmanagements in einer Vertragsarztpraxis.

5.8.2 Qualititssicherung im Bereich 1GeL

Im Bereich der Leistungserbringung von IGeL existieren solchermallen vereinbar-
te Qualitdtssicherungsstandards hingegen nicht. Ein Arzt dessen Qualifikation
oder Praxisausstattung nicht den Anforderungen der vertragsirztlichen Versor-

gung geniigt, kann theoretisch dieselbe Leistung als Privatleistung anbieten. 127

Auch wenn die allgemeinen Regelungen zur Qualititssicherung im Bereich der
GKV nicht direkt fiir IGeL gelten, sollte allerdings die Qualitdt der IGeL-
Leistungserbringung aber z. B. bei einer Verbesserung des internen Qualitdtsma-

nagements in der Praxis angehoben werden.

Aufgrund der fehlenden Datenbasis (und einer fehlenden gesetzlichen Grundlage
fiir eine solche Datenbasis) ist ein gesetzlich bestimmter Rahmen fiir ein IGeL-
spezifisches Qualititsmanagement bzw. fiir Qualitdtsmindestanforderungen fiir

eine Abrechnungsfahigkeit von IGeL derzeit kaum vorstellbar.

Qualititssicherungsaspekte konnten auch bei einer Novellierung der GOA beriick-
sichtigt werden und wiirden damit alle privatérztlichen erbrachten Leistungen und
nicht ausschlieflich IGeL betreffen. Im Rahmen der derzeitigen GOA-
Novellierung wird gemeinsam mit der Bundesdrztekammer und den Kostentra-

gern gepriift, ob und gegebenenfalls wie Qualitdtsaspekte in die Ausgestaltung der

127" Schnell-Inderst/Hunger/Hintringer/Schwarzer/Seifert-Klauss/Gothe/Wasem/Siebert,
Individuelle Gesundheitsleistungen, 2011.
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Leistungsbeschreibungen und der Abrechnungsbestimmungen einbezogen werden

konnen. 128

Die Abrechnungsfdhigkeit von Leistungen (IGeL) im privatérztlichen Bereich
direkt an Mindeststandards dhnlich denen im vertragsérztlichen Bereich zu kop-
peln, erscheint aufgrund der unterschiedlichen Rechtsnormen und der fehlenden
Kontrollmoglichkeit solchermafBen gesetzter Qualitdtsstandards und aufgrund des
Fehlens von Datentibermittlungen tiber die Leistungserbringung von IGeL derzeit

kaum umsetzbar.

5.8.2.1 Qualitiatssicherung mit Routinedaten

Im Unterschied zur vertragsdrztlichen Versorgung, in der die Abrechnungsdaten
und damit die erbrachten Leistungen (Routinedaten) durch die Kassenarztlichen
Vereinigungen auch gepriift werden (und in einzelnen Fille fiir die Versorgungs-
forschung herangezogen werden konnen), existiert im Bereich der IGeL eine sol-
che empirische Datenbasis, die auch fiir Zwecke der Qualititssicherung genutzt
wird, nicht. Zudem bestehen im vertragsérztlichen Bereich weitere Dokumentati-
onsverpflichtungen, die in einem direkten Zusammenhang zu den Beschliissen des
G-BA bzw. zu den Qualititssicherungsvereinbarungen stehen und u. a. der Quali-

tdtsmessung und Kontrolle dienen. 129

128 Deutscher Bundestag, Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der
Abgeordneten Dr. Harald Terpe, Birgitt Bender, Maria Klein-Schmeink, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN — Drucksache 17/4751
— Reform der drztlichen Gebiihrenordnungen GOA und GOZ, 2011 Drucksache
17/4964.

129 Aus Sicht der Autoren ist ein wichtiger Baustein der kontinuierlichen Qualititsver-
besserung die Mdglichkeit der Analyse der realen Versorgungssituation. Im Bereich
der IGeL ist dies derzeit lediglich mit aufwendigen Primérdatenerhebungen moglich.
Perspektivisch konnte eine Dateniibermittlung (dies betrifft allerdings nicht nur
IGeL, sondern alle privatérztlich erbrachten Leistungen, also insbesondere von PKV-
Versicherten) an eine einheitliche Institution zu einer Verbesserung dieses weillen
Flecks im deutschen Gesundheitssystem beitragen.
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5.8.2.2 Freiwillige Qualititssicherung
Es gibt fiir Arztpraxen unterschiedliche, etablierte Zertifizierungsverfahren, insbe-

sondere in der vertragsdrztlichen Versorgung.

In Verbindung mit einer informatorischen IGeL-Liste besteht die Moglichkeit zur
Qualitdtssicherung auf einer freiwilligen Basis durch Zertifizierungen, die auch

spezifisch fiir IGeL erfolgen konnte. 130

Mit einem Zertifizierungsverfahren, das die Besonderheiten von IGeL berticksich-
tigt (vgl. Abschnitt 5.8), konnte die Qualitit der Leistungserbringung im Bereich
der IGeL sichergestellt werden. Zur Transparenz fiir Verbraucherinnen und Ver-
braucher wiirde ein solches Verfahren allerdings insbesondere dann fithren, wenn
die ggf. auch konkurrierenden Zertifizierungsinstrumente die gleichen oder zu-
mindest sehr &dhnliche Zertifizierungskriterien beriicksichtigen. Die mdgliche
Spannbreite solcher Zertifizierungsinstrumente ist hierbei hinsichtlich der Ausge-
staltung des Zertifizierungsverfahrens und dessen Instrumenten als auch des damit

verbundenen Aufwandes sehr groB3.

In Verbindung mit einer informatorischen 1GeL-Liste kann auch nur eine Zertifi-
zierung sicherstellen, dass Leistungen auf einer solchen IGeL-Liste auch als IGeL
bezeichnet werden und Leistungen, die nicht auf dieser IGeL-Liste stehen ent-

sprechend nicht IGeL genannt werden diirfen.

Allerdings kann die Erbringung von IGeL im Rahmen des Zertifizierungsverfah-
rens an dhnliche oder die identischen Qualititsanforderungen wie im vertragsirzt-
lichen Bereich gekoppelt werden, insbesondere sofern die entsprechenden IGeL

auch im vertragsérztlichen Bereich erbracht werden konnen.

Die Marktdurchdringung eines solchen Zertifizierungssystems und damit die ent-
sprechenden qualititsfordernden Anreize aus Sicht der Verbraucherinnen und

Verbraucher konnte ein solches Zertifizierungsverfahren allerdings lediglich er-

130 Vgl. hierzu auch vgl. Rieser, Deutsches Arzteblatt 2005.
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langen, wenn es entweder auf einem breiten Konsens der beteiligten Akteure be-
ruht (anbieterseitig) oder ggf. durch umfassende Patienteninformationen hiufig

nachgefragt wird.

Beide Aspekte konnen bei der Wahl und der Ausgestaltung eines Zertifizierungs-
systems berticksichtigt werden. Aus Sicht der Autoren kdnnte ein Zertifizierungs-
system von IGeL bei entsprechender Ausgestaltung eine breite Zustimmung bei

den beteiligten Akteuren erfahren.

5.9 Welche Bedeutung hat der Markt der nicht erstattungsfihigen Leis-
tungen fiir PKV-Versicherte, insbesondere fiir Personen, die im Basista-
rif/Tarifen mit geringerem Leistungsumfang bzw. ohne Zusatzversiche-
rung versichert sind?

Der Leistungsumfang der Privaten Krankenversicherung umfasst i. d. R. ,typi-
sche (,,GKV-,,) IGeL.131 Aber auch in der Privaten Krankenversicherung werden
Leistungen, bei denen es sich z. B. um medizinisch nicht notwendige Wunschleis-
tungen handelt, nicht erstattet, sodass auch in der klassischen Privaten Kranken-

vollversicherung IGeL existieren.

131 Die Musterbedingungen der Private Krankenversicherungen fiir die Krankheitskos-
ten und Krankenhaustagegeldversicherung (MB/KK 2009) regeln mit der sogenann-
ten Wissenschaftlichkeitsklausel (§ 4 Abs. 6 MB/KK 2009) den Leistungsumfang:
,Der Versicherer leistet im vertraglichen Umfang fiir Untersuchungs- oder Behand-
lungsmethoden und Arzneimittel, die von der Schulmedizin iiberwiegend anerkannt
sind. Er leistet dariiber hinaus fiir Methoden und Arzneimittel, die sich in der Praxis
als ebenso erfolgversprechend bewéhrt haben oder die angewandt werden, weil keine
schulmedizinischen Methoden oder Arzneimittel zur Verfiigung stehen; der Versi-
cherer kann jedoch seine Leistungen auf den Betrag herabsetzen, der bei der Anwen-
dung vorhandener schulmedizinischer Methoden oder Arzneimittel angefallen wére*
(Verband der Privaten Krankenversicherung, Musterbedingungen 2009 fiir die
Krankheitskosten- und Krankenhaustagegeldversicherung (MB/KK 2009) §§ 1-20,
2009). Zudem kann der Versicherer bei UbermaBbehandlung seine Kostenerstattung
kiirzen (vgl. § 5 Abs. 2 MB/KK 2009) Im Vergleich zu den Kriterien des SGB V
stellen die Wissenschaftlichkeitsklausel als auch der Vorbehalt bei UbermaBbehand-
lung vergleichsweise "weiche" Kriterien dar, die den Kostenerstattungsanspruch der
PKV-Versicherten [lediglich, Anmerkung des Verfassers] potentiell einschrinken
konnen (Hess, in: Hess/Klakow-Franck, S. 13).
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5.9.1 PKV-Versicherte mit einer Krankheitsvollversicherung

Die Tarifvielfalt bei Krankheitsvollversicherungen der Privaten Krankenversiche-
rung fihrt u. a. dazu, dass hinsichtlich der IGeL auch unterschiedliche Kosteners-
tattungsanspriiche flir diese Leistungen existieren. Eine Quantifizierung der Leis-
tungsmenge oder des Leistungsvolumens fiir diese Leistungen ist allerdings man-
gels verfiigbarer Daten nicht moglich. 132,133 Es ist allerdings nach Expertenmei-
nung davon auszugehen, dass fiir die iiberwiegende Mehrzahl der (,,GKV-,,) IGeL
bei der iiberwiegenden Zahl der PKV-Versicherten ein Kostenerstattungsanspruch

besteht.

Hess kommt zwar zu dem Ergebnis, dass ,,das Abschmelzen der ,,groBziigigeren®,
am individuellen Behandlungsfall orientierten Kostenerstattungsregelung in der
Privaten Krankenversicherung in Richtung des immer enger ausgelegten Mindest-
standards an medizinischer Grundversorgung in der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung uniibersehbar ist, nimmt aber keine Quantifizierung vor.134 Krimmel
kommt zu dem Ergebnis, dass ,,IGeL-Leistungen fiir Privatversicherte, abgesehen
von kosmetisch indizierten Leistungen oder Anti-Aging-Behandlung eine quanti-

tativ relativ geringe Rolle spielen‘. 135

Zusammenfassend ldsst sich feststellen, dass, wenn auch in deutlich geringerem
Umfang je Versicherten und mit einem insgesamt relativ geringen Anteil am ge-

samten IGeL-Markt, auch fiir PKV-Versicherte IGeL existieren. Eine Quantifizie-

132 Der Verband der privaten Krankenversicherung fiihrt keine Statistik zu dem Leis-
tungsvolumen oder der Leistungsmenge von Leistungen ohne Kostenerstattungsan-
spruch bei Krankheitsvollversicherungen.

133 Im Rahmen der Versichertenbefragung der KBV wurden die Fragen zu IGeL aus-
schlieBlich GKV-versicherten Befragten gestellt, sodass zu IGeL bei PKV-
Versicherten keine Zahlen erhoben wurden (Forschungsgruppe Wahlen Telefonfeld,
Versichertenbefragung der Kassenirztlichen Bundesvereinigung 2011 - Ergebnisse
einer représentativen Bevolkerungsumfrage, 2011).

134 Hess, in: Hess/Klakow-Franck, S. 13.

135 Vgl. Krimmel/Kleinken, MEGO 2011 Eine Quantifizierung wird hier ebenso nicht
vorgenommen.
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rung der Leistungsmenge oder des Leistungsvolumens ist mangels fehlender Da-
ten nicht moglich. Experten gehen auch im Bereich der PKV-Versicherten von

steigenden Leistungsmengen bei IGeL aus.

Zudem existieren fiir GKV-Versicherte auch private Zusatzversicherungen zur
Erweiterung des GKV-Schutzes im ambulanten Sektor, die i. d. R. einen Versi-
cherungsschutz z. B. in Form von Zuschiissen zu Medikamenten, Brillen oder
Horgerdten bieten. Es existieren aber auch private Zusatzversicherungen, die den
Leistungsumfang im ambulanten Bereich erweitern und damit einen Teil der IGeL
einschlieBen. 136 Der Verband der Privaten Krankenversicherung verdffentlicht
Angaben iiber die abgeschlossenen Zusatzversicherungen.!37 Diese Angaben
werden differenziert nach ambulanten Tarifen (Leistungen wie Kostenerstattung
fiir Brillen, Horgeréte, aber auch IGEL wie Vorsorgeuntersuchungen etc.), Tarifen
fiir Wahlleistungen im Krankenhaus sowie Zahntarife und Krankentagegeldversi-
cherungen. Ende Juni 2011 waren 22 Mio. Zusatzversicherungen abgeschlossen
worden. Hierbei konnen pro Person mehrere Zusatzversicherungen vorliegen oder
in einer Versicherung mehrere Personen versichert sein. Wie viele Zusatzversi-
cherungen auf PKV- bzw. GKV-Versicherte entfallen, kann nicht ermittelt wer-

den.

Von diesen 22 Mio. Zusatzversicherungen beinhalteten im Jahr 2011 zwar
7,6 Mio. Versicherungen einen ambulanten Tarif, welcher ggf. auch IGEL umfas-
sen konnte, eine Abgrenzung nach Inhalten der ambulanten Tarife kann allerdings

nicht vorgenommen werden.

Eine Quantifizierung oder auch nur eine Schiatzung der Leistungsmenge oder des

Leistungsvolumens fiir IGEL bei GKV-Versicherten mit privaten Zusatzversiche-

136 7. B. bietet der Tarif "Optimed" der DKV erweiterte Vorsorgeuntersuchungen oder
der Tarif AM9 einen an die PKV Vertragsbedingungen angelehnten Leistungsum-
fang.

137 Vgl. Verband der Privaten Krankenversicherung, Zahlenbericht der Privaten
Krankenversicherung 2010/2011, 2011
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rungen bzw. fiir PKV-Versicherte mit einer Zusatzversicherung kann daher nicht

vorgenommen werden.

5.9.2 PKV-Versicherte im Basistarif

Seit 2009 bietet die private Krankenversicherung auch den brancheneinheitlichen
Basistarif gem. § 12 Abs. 1a und b Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) an. Die
Leistungen im Basistarif orientieren sich an denen der GKV und der Beitrag fiir
den Basistarif darf den Hochstbeitrag der gesetzlichen Krankenversicherung nicht
ibersteigen. Fiir den Basistarif besteht hinsichtlich bestimmter Personengruppen
wie in der GKV ein Kontrahierungszwang und Risikozuschldge und Leistungs-

ausschliisse sind in diesem Tarif nicht zuldssig.

Aufgrund der Orientierung der Leistungen im Basistarif an denen der GKV sind
IGeL fiir Versicherte im Basistarif i. d. R. Selbstzahlerleistungen und nicht iiber

den Basistarif versichert. 138

Von der Moglichkeit, den Basistarif zu wihlen, hatten bis Ende Juni 2011 ca.
24 Tsd. Versicherte Gebrauch gemacht, dies entspricht trotz deutlich steigender
Versichertenzahl (+75% im Vergleich zu 2009) mit 0,26% nur einem sehr gerin-
gen Anteil an allen PKV-Vollversicherten (vgl. Tabelle 5).139

Tabelle 5: Anzahl Versicherte im Basistarif der privaten Krankenversicherung
PKV-Versicherte 31. Dez. 2009 31.Dez. 2010 30. Juni 2011
Vollversicherte gesamt (in Tsd.) 8.810,9 8.895,5 8.949,5

davon:
Versicherte im Basistarif (in Tsd.) 13,5 210 23,7
Anteil Versicherte im Basistarif 0,15% 0,24% 0,26%
Quelle: Verband der Privaten Krankenversicherung (2011)

138 Zusitzlich zum Basistarif konnen Versicherte Zusatzversicherungen abschlieBen

(s. 0.).

139 Verband der Privaten Krankenversicherung, Zahlenbericht der Privaten
Krankenversicherung 2010/2011, 2011.



IGES / Katzenmeier 95

Angaben zur Leistungsmenge und zum Leistungsvolumen von IGeL von Versi-
cherten im Basistarif liegen nicht vor. Eine Schétzung basierend auf der Leis-
tungsinanspruchnahme der GKV-Versicherten unter Beriicksichtigung der Zahl
der Versicherten im Basistarif ergibt ein Leistungsvolumen in Hohe von insge-

samt ca. 0,5 Mio. € fiir IGeL bei Versicherten im Basistarif, 140

140 Unter der Annahme, dass die Leistungsinanspruchnahme fiir IGeL der Versicherten
im Basistarif derjenigen der GKV-Versicherten entspricht, ergibt sich folgende Ab-
schitzung der Leistungsmenge bzw. des Leistungsvolumens:

GKV-Versicherte:

Leistungsmenge:

15,8 Mio. IGeL / 69.767.395 Versicherte => 0,23 IGeL / Versicherten
Leistungsvolumen:

1,5 Mrd. € fiir IGeL / 69.767.395 Versicherte = 21,50 € je Versicherten

Versicherte im Basistarif

Bei 23.700 Versicherten im Basistarif (Stand 31. Juni 2011) ergibt sich daraus eine
geschitzte Anzahl von 5.367 erbrachten IGeL bei Versicherten im Basistarif und ein
geschitztes Leistungsvolumen in Hohe von 510 Tsd. €.

Basis der Schitzung: Zahl der GKV-Versicherten: (KM6-Statistik des BMG mit
Stichtag 01.07.2010); Leistungsmenge bzw. Leistungsvolumen fiir 1GeL: Zok,
WIdOmonitor 2010; Versicherte im Basistarif: Verband der Privaten
Krankenversicherung, Zahlenbericht der Privaten Krankenversicherung 2010/2011,
2011.
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6 Ergebnisse zu juristischen Fragestellungen

Christian Katzenmeier, Tobias Voig
(Institut fiir Medizinrecht der Universitdt zu Kéln)

6.1 Welche rechtlichen Konkretisierungen der érztlichen Informations-
pflichten (z. B. zur Standardisierung von Informationen, Ubergabe be-
stimmter Unterlagen) sind moglich und welche Vor- und Nachteile sind
damit verbunden?

Die einzige origindre Besonderheit und Gemeinsamkeit aller IGeL liegt darin,
dass ihr Angebot sich an Patienten richtet, die liblicherweise nicht unmittelbar
selbst fiir die Kosten ihrer Untersuchung oder Behandlung autkommen miissen.
IGeL-spezifisch kommt dem Recht insoweit die Aufgabe zu, die Kenntnis des
Kassenpatienten von der Vergiitungspflicht bei der Inanspruchnahme von privaten
Zusatzleistungen sicherzustellen und mit Blick auf die Kostentragung bei Wil-

lensméngeln geeignete Rechtsfolgen vorzusehen.

Im Ubrigen hat das Recht beziiglich des medizinischen Nutzens und der Notwen-
digkeit der Durchfiihrung von Untersuchungs- und Behandlungsmethoden genau
wie bei der konventionellen Heilbehandlung zu gewéhrleisten, dass am Patienten
ohne dessen informierte Einwilligung keine potenziell nutzlosen oder gar schid-

lichen medizinischen Methoden zur Anwendung kommen.

Fiir die erforderliche Beurteilung dieser Problemkomplexe und der Rechtsposition
des Patienten ist das zivile Behandlungsvertragsrecht maf3geblich. Auch wenn das
Sozialversicherungsrecht die Leistungsabgrenzung steuert und deshalb von 1GeL

begriffsnotwendig nur bei Kassenpatienten die Rede sein kann, 141 unterfillt die

141 Im Vergleich zu Privatversicherten ist Vorsicht geboten: Weil das Leistungsspekt-
rum privater Versicherungen nicht mit dem der GKV identisch sein muss, konnen
von einer Leistungsausgrenzung andere medizinische Mallnahmen betroffen sein.
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Leistungserbringung nicht dem Recht der Gesetzlichen Krankenversicherung,

weil IGeL aus deren Rahmen gerade ausgeschlossen sind. 142

Sowohl fiir die Kenntnis des Patienten von medizinischen Aspekten seiner Be-
handlung als auch fiir dessen Kostenbewusstsein kommt der Aufkldrung durch
den Arzt essenzielle Bedeutung zu. Fiir ein kooperatives Verhéltnis zwischen Arzt
und Patient bildet das Aufklirungsgesprich die zentrale Komponente.143 Im Kern
geht es bei der Aufkldrung darum, den Patienten trotz seines fehlenden medizini-
schen Fachwissens zu einer eigenverantwortlichen Entscheidung {iber den weite-
ren Behandlungsverlauf zu befdhigen. Erst dessen daraufhin konkret erteilte Ein-
willigung berechtigt den Arzt, eine ins Auge gefasste diagnostische oder therapeu-

tische Behandlung vorzunehmen.

Nachtrédglich bleibt das konkrete drztliche Vorgehen nicht nur mit Blick auf eine
kunstgerechte Durchfiihrung der Behandlung juristisch nachpriifbar, sondern glei-

chermaBen hinsichtlich einer ordnungsgeméfBen Aufklérung. 144

Wo der Arzt gera-
de wie bei umstrittenen Methoden in hohem Malle die Therapiefreiheit in An-
spruch nimmt, tritt seine Pflicht zur Aufkldrung des Patienten als unausweichli-
ches Korrelat neben die Verbindlichkeit von Standards der gebotenen Mindest-
sorgfalt. Denn bei der Therapiefreiheit geht es nicht um eine Privilegierung des
Arztes, sondern um ein fremdniitziges Recht zugunsten des Patienten und dessen
Anspruch auf Optimierung seiner Behandlung. Auf dieser Grundlage muss sich

arztliches Verhalten neben Aspekten der Standardverfehlung besonders an den

142 vgl. im Einzelnen zu teils divergierenden Normkomplexen Voigt, IGeL, 1. Kap.
a.E., i. Ersch.

143 Zum partnerschaftlich-kooperativen Arzt-Patient-Verhaltnis als Gegenmodell eines
benevolenten Paternalismus vgl. Katzenmeier, in: Laufs/Katzenmeier/Lipp,
Arztrecht, 2009, Kap. 5 A, Rn. 1, S. 101; Katzenmeier, Arzthaftung, 2002, S. 57 ff.
u. passim.

144" Laufs, in: , in: Laufs/Kern, Handbuch des Arztrechts, § 3, Rn. 15 a.E; Katzenmeier,
in: Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 2009, Kap. 10 D IV, Rn. 70 ff., S. 345 ff.
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MaBgaben verbotener Eigenmacht messen lassen.!45 Neben dem Behandlungs-
fehler kommt danach auch bei IGeL dem Aufklarungsfehler eine Schliisselrolle

bei Fragen der drztlichen Haftung zu.

Bevor sich iiber Moglichkeiten und den Bedarf weitergehender rechtlicher Kon-
kretisierungen der &rztlichen Aufklarungspflicht reflektieren lésst, ist zunédchst
deren normative Ausgestaltung, Inhalt und Reichweite nach geltendem Recht fun-

diert zu analysieren.

6.1.1 Aufklarungspflichten des Arztes nach geltendem Recht

6.1.1.1 Normativer Rahmen érztlicher Aufklidrungspflichten

Der Arzt verspricht dem Patienten vertraglich eine kunstgerechte Behandlung
nach dem aktuellen berufsfachlichen Standard seiner Disziplin. 146 Mit dieser ver-
tragstypischen Hauptpflicht hdngt die Erorterung von Kostenfragen sachlich nicht
zwingend zusammen. Sie bezieht sich allein auf den Vermogensschutz des Patien-
ten, so dass eine vom Arzt gegebenenfalls vorzunehmende wirtschaftliche Aufkla-
rung als Nebenpflicht aus dem Vertrag einzuordnen ist (dazu sogleich 6.1.1.3, S.

111 ff).147

Anderes muss fiir die Aufkldrung iiber die mit einem Eingriff verbundenen we-
sentlichen medizinischen Aspekte gelten: Die Rechtsprechung ordnet auch den
arztlichen Heileingriff als Korper- oder Gesundheitsverletzung ein, wenn der Pati-

ent in die jeweils durchgefiihrte Behandlungsmalinahme nicht wirksam eingewil-

145 Grundlegend zum Verhiltnis von Aufklirung und Therapiefreiheit Katzenmeier,
Arzthaftung, 2002, S. 304 ff.

146 5§ 611 Abs. 1 BGB; niher dazu bei privaten Zusatzleistungen Voigt, IGeL, 2. Kap.,
2. Abschn., i. Ersch.

147 Dazu §241 Abs.2 BGB; BGH NJW 2000, 3429, 3431 f; Geiy/Greiner,
Arzthaftpflichtrecht, 2009, Kap. A11 a), Rn. 7, S. 6.
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ligt hat.148 Eine sinnvolle Entscheidung kann er aber nur treffen, wenn der Arzt
ithn angemessen aufgeklért hat. Fehlt es an informierter Einwilligung (informed
consent), so ist die Behandlung grundsitzlich rechtswidrig, und zwar auch dann,
wenn der Eingriff selbst kunstgerecht (lege artis) durchgefiihrt worden ist.149 Das
Erfordernis der Einwilligung in praventive, diagnostische und therapeutische drzt-
liche MaBBnahmen wurzelt normativ in den Verfassungsprinzipien der Selbstbe-
stimmung des Patienten (Art. 1 Abs. 1, Art. 2 Abs. 1 GG) und seinem Recht auf
Leben und korperliche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG).150

Oberster Zweck der Aufklarungspflicht ist es also, dem Patienten eine sinnvolle
Wahrnehmung seines Selbstbestimmungsrechtes zu ermdglichen.15! Sie bezieht
sich dabei nicht nur auf das Ob, sondern auch auf die Art und Weise des Eingriffs.
Der Arzt als Spezialist hat dem Patienten die wesentlichen Entscheidungspramis-

sen zu vermitteln. 152

Bei IGeL kommen die unterschiedlichen Aufklarungspflichten des Arztes kumu-
lativ zum Tragen: Die Information des Patienten iiber die medizinischen Aspekte
des Verfahrens unterfillt der umfassenden Pflicht des Arztes zur Selbstbestim-
mungsaufkliarung, {iberdies trifft den Arzt beziiglich der Kosten eine Pflicht zur

wirtschaftlichen Aufklérung.

148 gl eingehend zur Korperverletzungsdoktrin Katzenmeier in:
Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 2009 Kap. 5 A III, Rn. 8 ff,, S. 104 ff. m.w.N.,
krit. CII 2 a), Rn. 70 ff., S. 134 ff.

149 Katzenmeier, in: Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 2009, Kap. V, Rn. 5, S. 103 u.
Rn. 153, S. 125.

150 BVerfG 2005, 1103, 1104 = MedR 2005, 91, 92; BGHZ 29, 46 = NJW 1959, 811.
151 BVerfG NJW 1979, 1925, 1931; Wagner, in: MK, § 823 BGB, Rn. 700.

152 BVerfG NJW 1979, 1925, 1931: Die ,,Voraussetzungen der Abwigungsmoglichkeit
zu vermitteln, [...] ist typischerweise der Sinn der drztlichen Aufklarungspflicht®.
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6.1.1.2 Selbstbestimmungsaufklirung

Allgemein auf eine Formel gebracht, ist der Patient vom Arzt zu unterrichten iiber
den medizinischen Befund, iiber Art, Tragweite, Dringlichkeit, voraussichtlichen
Verlauf und Folgen des geplanten Eingriffs, {iber Art und konkrete Wahrschein-
lichkeit der verschiedenen Risiken im Verhiltnis zu den entsprechenden Heil-
chancen, iiber mogliche andere Behandlungsweisen und iiber die ohne den Ein-
griff zu erwartenden Risiken einer Verschlechterung des Gesund-

heitszustandes. 153

Der Umfang der erforderlichen Aufkldrung ldsst sich dabei nicht pauschal festle-
gen, sondern hdngt nach der Rechtsprechung weithin von den Umstinden des
konkreten Falles ab. 134 Als Richtschnur gilt fiir die klassische Heilbehandlung im
Allgemeinen, dass der Patient Wesen, Bedeutung und Tragweite der Behandlung
erfassen 55 und das Fiir und Wider in den Grundziigen so verstehen kénnen muss,
dass ihm eine verstindige Abwagung und damit Ausiibung seines Selbstbestim-
mungsrechts iiberhaupt moglich ist.136 Die Aufklirung soll dem Kranken kein
medizinisches Entscheidungswissen vermitteln, sondern ihm aufzeigen, was der
Eingriff fiir seine personliche Situation bedeuten kann.157 Uber drohende gesund-
heitsschddliche Nebenwirkungen drztlicher HeilmaBnahmen ist er prinzipiell
ebenso ins Bild zu setzen wie liber mogliche Gesundheitseinbullen im Zuge der

Behandlung. MaBgeblich kommt es auf die Art der moglicherweise eintretenden

153 Kompakter BGHZ 166, 336, 339 Tz. 6 = NJW 2006, 2108 = MedR 2006, 588 f.:
Erforderlich ist, dass ,,der Patient iiber den Verlauf des Eingriffs, seine Erfolgsaus-
sichten, seine Risiken und moégliche Behandlungsalternativen mit wesentlich anderen
Belastungen, Chancen und Gefahren im Grolen und Ganzen aufgeklirt worden ist™.

154 BGH NJW 1976, 363, 364; VersR 1981, 456, 457 ff.
155 BGHZ 29, 176, 180 = NJW 1959, 814.

156 Der Patient muss ,,im GroBen und Ganzen“ wissen, worin er einwilligt, vgl. BGHZ
166, 336, 339 Tz. 6 m.w.N. = NJW 2006, 2108 = MedR 2006, 588 f.

157 Es muss ,,eine allgemeine Vorstellung von dem AusmaB der mit dem Eingriff ver-
bundenen Gefahren vermittelt werden®, BGHZ 166, 336, 342 Tz. 13 = NJW 2006,
2108, 2109 = MedR 2006, 588, 589 m.w.N.
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Folgen an, den Grad der Gefahr ihres Eintritts im gegebenen Fall und auf das Ge-
wicht des Risikos im Verhiltnis zu den Folgen, die fiir den Patienten im weiteren
Verlauf seiner Erkrankung zu erwarten wiren, wenn die vorgesehene Behandlung
unterbliebe. 158 Auch die berufliche und private Lebensfiihrung des Patienten so-
wie seine erkennbaren Entscheidungspriaferenzen sind zu berticksichtigen. Es gilt

das Prinzip der allgemeinverstindlichen, 159 patientenbezogenen Information. 160

Diese allgemeinen Anforderungen gelten in erster Linie fiir die klassische Heilbe-
handlung. Mit Riicksicht auf einzelfallabhingige Besonderheiten haben Recht-
sprechung und Literatur diese Vorgaben aber weiter konkretisiert. Gerade bei um-
strittenen oder methodisch nicht allgemein anerkannten Methoden — wie auch
einigen 1GeL — steigen hinsichtlich einer ordnungsgemifBlen Aufklarung die An-

forderungen an den Arzt.

6.1.1.2.1 Aufklirung iiber spezifische Risiken der IGeL-Behandlung

Die Anforderungen an den Umfang der Aufkldarung steigen mit den Risiken, die
mit einer Untersuchungs- oder Behandlungsmethode verbunden sind und deren
Realisierung nicht ganz auBerhalb der Wahrscheinlichkeit liegt. Nach gefestigter
Spruchpraxis hat der Arzt ,,auch {iiber seltene Risiken [...] aufzukldren, wo sie,
wenn sie sich verwirklichen, die Lebensfithrung schwer belasten und trotz ihrer
Seltenheit fiir den Eingriff spezifisch, fiir den Laien iiberraschend sind.“161 Weil

es kein festes Zahlenverhéltnis zwischen Komplikationsdichte und Aufkldrungs-

158 vgl. etwa OLG K&In VersR 2010, 1606, 1607 zur altersbedingten Risikoerhohung
im konkreten Behandlungsfall; allg. Laufs, in: Laufs/Kern, Handbuch des Arztrechts
§ 59, Rn. 5; Schiemann, in: Erman, § 823 BGB, Rn. 138: ,,Die Elemente der Beurtei-
lung stehen in einer komparativen Wechselbeziehung zueinander.*

159 BGHZ 166, 336, 343 Tz. 15 = NJW 2006, 2108, 2109 = MedR 2006, 588, 590.

160 Laufs, in: Laufs/Kern, Handbuch des Arztrechts, § 60, Rn. 2; Giesen, FS Skapski,
1994, S. 45, 61: ,,.Das Selbstbestimmungsrecht des Patienten gebietet es [...], dass die
Aufklarung fiir den jeweiligen Patienten quasi 'ma3geschneidert’ sein muss.*

161 gt. Rspr., s. nur BGHZ 166, 336, 343 = NJW 2006, 2108, 2109 = MedR 2006, 588,
589; BGH NJW 2010, 3230, 3231 Tz. 11; weitere Nachw. bei Katzenmeier, in:
Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 2009, Kap. 5 D II 2, Rn. 22 ff., S. 110 ff.
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pflicht gibt, 162 ist auch iiber extrem seltene Risiken eines Eingriffs oder eine Ri-
sikodichte aufzukliren, die sich nur im Promillebereich bewegt.163 Generell sind
also alle behandlungsspezifischen Risiken — von Zwischenfillen oder sonstigen
Schadensfolgen — Gegenstand der Risikoaufkldrung, deren Kenntnis bei dem kon-
kreten Patienten nicht vorausgesetzt werden kann, die aber fiir seine Entscheidung

iiber die Behandlungszustimmung ernsthaft ins Gewicht fallen konnen. 164

Der Umfang dieser Pflicht reicht bei neuartigen Behandlungsmethoden mit Blick
auf deren noch nicht abschlieBend einschétzbares Risikospektrum und die regel-
miBig noch anhaltende wissenschaftliche Uberzeugungsbildung zur Spezifitit von
Risiken weiter als bei der konventionellen Heilbehandlung: 165 Dort muss der Arzt
grundsitzlich auf den nie vollig auszuschlieBenden Eintritt bislang unbekannter
Komplikationen nicht hinweisen.166 Bei neuartigen Methoden hingegen muss der
Arzt den Patienten sogar darauf aufmerksam machen, ,,dass unbekannte Risiken
derzeit nicht auszuschlieBen sind“.167 Und auch wenn bereits in der Fachliteratur
konkrete Risiken einer neuen Methode diskutiert werden, trifft den Arzt eine ge-
geniiber der konventionellen Heilbehandlung intensivierte Aufklarungspflicht.

Wihrend er ndmlich im Allgemeinen nur {iber die nach iiberwiegender wissen-

162 vgl. BGHZ 144, 1, 5 = NJW 2000, 1784 = MedR 2001, 42; BGH MedR 2010, 494,
495 Tz. 11: ,Risikostatistiken sind fiir das Mal} der Aufklarung von nur geringem
Wert.

163 BGHZ 126, 386 = NJW 1994, 3012 = MedR 1995, 25 (Risiko 1:15,5 Mio.); zur Kri-
tik Katzenmeier, in: Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 2009, Kap. 5 C 11 2 b), Rn.
74 f.,S. 136 f.

164 BGH NJW 2009, 1209, 1210, Tz. 11 = MedR 2010, 181.
165 Vgl. im Einzelnen Voigt, IGeL, 2. Kap., 2. Abschn., 2. Teil, i. Ersch.
166 BGH NJW 2010, 3230, 3231 Tz. 12 a.E. = MedR 2011, 242, 243.

167 BGHZ 168, 103, 109, Tz. 14 (Robodoc) = NJW 2006, 2477, 2478 m. Anm.
Katzenmeier, NJW 2006a, S. 2738 = MedR 2006, 650, 651; BGHZ 172, 1, 13 f.,, Tz.
31 =1JZ 2007, 1104 m. Anm. Katzenmeier, JZ 2007 = MedR 2007, 653, 656 m.
Anm. Hart, MedR 2007, S. 631.
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schaftlicher Auffassung bestehenden Gefahren aufklédren muss, ist der Arzt bei
neuartigen Behandlungsmethoden verpflichtet, dem Patienten bereits wissen-
schaftlich noch nicht gefestigte Anhaltspunkte mitzuteilen, wenn es sich bei die-
sen nicht mehr um bloBe Vermutungen handelt, sondern sie sich so weit verdich-
tet haben, dass sie zum Schutz des Patienten in dessen Entscheidungsfindung ein-
bezogen werden sollten. 168 Auf eigene Wissensdefizite kann der Arzt sich dabei
gerade in Zusammenhang mit umstrittenen Methoden regelméBig nicht beru-

fen.169

Nach verbreiteter Einschiitzung bieten Arzte IGeL gerade an, weil ihr Schadens-
potenzial gering erscheint oder falsch eingeschiitzt wird.170 Vor diesem Hinter-
grund mag der Eindruck entstehen, die Aufklarungspflicht iiber Risiken sei ange-
sichts einer niedrigen Schadenswahrscheinlichkeit wenig ausgeprégt. Tatséchlich
trifft jedoch das Gegenteil zu: Fiir die Risikoaufkldrung entscheidend ist vor allem
die Tragweite denkbarer Schadensfolgen fiir die Lebensfiihrung des Patienten, so
dass sich fiir den Arzt durchaus eine ernst zu nehmende Pflicht zur Aufklarung

iiber spezifische Behandlungsrisiken ergibt.

Insbesondere vor der Anwendung einer der zahlreichen angebotenen Friiherken-
nungs-, Vorsorge- und Diagnosemethoden muss der Arzt mit Riicksicht auf die
prognostische Lebensfiihrung des Patienten nicht nur den Zweck der Untersu-

chung erkldren, sondern auch, wie wahrscheinlich ,,falschnegative und ,,falsch-

168 BGHZ 168, 103, 109, Tz. 15 f. (Robodoc) m.w.N.; OLG K&In GesR 2010, 369, 370
(LASIK); ndher Voigt, IGeL, 2. Kap., 2. Abschn., 2. Teil, i. Ersch.

169 vol. BGH NJW 2010, 3230, 3231 Tz. 12 ff. = MedR 2011, 242, 243; BGH NJW
2011, 375 Tz. 7 ff. = MedR 2011, 244, 245 f. m. Anm. Jaeger, MedR 2011; speziell
zu neuartigen Methoden OLG Koln GesR 2010, 369, 370 (LASIK); ndher dazu
Voigt, 1GeL, 2. Kap., 2. Abschn., 2. Teil, i. Ersch.

170 vgl. etwa Windeler, G+G Wissenschaft 2006, 17, 20 f.; Windeler, Die BKK 2008a,
98, 100.
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positive* Befunde sind und worin deren Konsequenzen liegen.!7! Patienten miis-
sen zudem informiert werden, welche Prognose sie ohne die Untersuchung oder
Behandlung zu erwarten haben (natural course, Verlaufsautklarung). Es bedarf
insoweit einer besonders sorgfiltigen Abwigung zwischen der diagnostischen
Aussagekraft, den Kldrungsbediirfnissen und den besonderen Risiken fiir den Pa-
tienten und deshalb einer besonders intensiven Aufklirung,!72 die iiber spezifi-
sche Risiken hinaus auch andere Aspekte einschliefit, etwa die Indikation einer

beabsichtigten Mallnahme.

6.1.1.2.2 (Verlaufs-)Aufklirung und Indikation

Auch die Indikation einer diagnostischen oder therapeutischen Methode beein-
flusst Umfang und Intensitit hinreichender Aufklarung. Im unmittelbar kurativen
Sinne gilt erst und einzig die eigentliche therapeutische Behandlung als medizi-
nisch geboten (i.e. absolut indiziert), so dass zahlreiche édrztliche Aufgaben in den
verstarkt aufklarungspflichtigen Bereich der ,relativ indizierten Mallnahmen
einzuordnen sind. Je weniger dringend eine Maflnahme indiziert ist, desto strenger

und umfassender ist aufzukliaren.173

Besonders strenge Anforderungen an die Aufklérung stellen die Gerichte bei Ein-
griffen ohne Heiltendenz oder (kurative) Indikation, namentlich bei kosmetischen
Operationen. 174 Den Operateur trifft die Pflicht, dem Patienten Vor- und Nachtei-

le mit allen Konsequenzen vollstindig, detailliert und eindriicklich vor Augen zu

171" Katzenmeier, Deutsches Arzteblatt 2006b, A-1054, A-1056 f..: Schuldzinski, VuR
2007, 428, 431.

172 BGH NJW 2009, 1209, 1210 Tz. 13 = MedR 2010, 181 f. zur digitalen Subtrakti-
onsangiographie des Kopfes (DSA).

173 BGHZ 166, 336, 339 f. Tz. 8 = NJW 2006, 2108 = MedR 2006, 588, 589 legt zu-
grunde, dass ,,ein Patient umso ausfiihrlicher und eindriicklicher iiber Erfolgsaus-
sichten und etwaige schédliche Folgen eines érztlichen Eingriffs zu informieren ist,
je weniger dieser medizinisch geboten ist, also nicht oder jedenfalls nicht in erster
Linie der Heilung eines korperlichen Leides dient.*

174 vgl. BGHZ 166, 336, 339 f. Tz. 8 = NJW 2006, 2108 = MedR 2006, 588, 589
m.w.N.
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fiihren, damit dieser in Kenntnis aller Umstdnde, vornehmlich der prognostischen,
seinen Entschluss fassen kann.!75 Diese strengen MaBstibe der ,,schonungslosen
Aufklirung“176 dehnt die Instanzrechtsprechung inzwischen zunehmend auch auf
medizinische MaBnahmen aus, die sie ,,in der Néhe* kosmetischer Eingriffe

withnt, beispielsweise die als IGeL angebotene refraktive Hornhautchirurgie. 177

Doch auch, wenn es nicht in diesem Sinne an der Indikation fehlt, kann die Pflicht
des Arztes zur Aufkldrung ausschlaggebend gesteigert sein. IGeL betreffen hédufig
Fritherkennung und Vorbeugung, fallen also regelmiflig in den fiir die Aufklarung
bedeutsamen Bereich der relativen Indikation. Bereits die im Therapievorfeld er-
forderlichen &rztlichen MaBBnahmen der Diagnose und Friiherkennung stehen we-
gen ihres grundsitzlich fehlenden therapeutischen Eigenwerts unter dem Erfor-
dernis erhdhter Aufklarungsintensitit. Der Patient ist neben den besonderen Risi-
ken auch intensiv liber die diagnostische Aussagekraft der anzuwendenden Me-
thode sowie die ursidchlichen Kliarungsbediirfnisse aufzukldren, um das Fiir und
Wider der MaBnahme abwigen zu kénnen.!178 Auch Angaben zum Fall einer
Nichtbehandlung sind nétig, damit der Patient sich informiert fiir oder gegen die
vorgeschlagene Untersuchung oder Behandlung entscheiden kann.!79 Soweit —
wie bei zahlreichen IGeL — der Nutzen und die Wirksamkeit der jeweiligen Me-

thode fraglich oder umstritten sind, muss der Arzt den Patienten im Rahmen der

175 Vgl. nur BGH NJW 1991, 2349 (Faltenbeseitigung); aus der Lit. Lorz, S. 90 ff.;
Voigt, 1GeL, 2. Kap., 2. Abschn., 2. Teil m.w.N., i. Ersch.

176 S0 etwa OLG Frankfurt MedR 2006, 294.
177 Vgl. OLG K6ln MedR 2010, 716 m.w.N.
178 BGH NJW 2009, 1209, 1210 Tz. 13 = MedR 2010, 181 f. (DSA).

179 Vgl. bereits Giesen, Die zivilrechtliche Haftung des Arztes bei neuen
Behandlungsmethoden und Experimenten, 1976, S. 21 a.E.; Katzenmeier,
Arzthaftung, 2002, S. 328.
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Verlaufsaufkldrung auch tliber das Faktum der fehlenden professionellen Akzep-

tanz und wissenschaftlichen Absicherung unterrichten. 180

Auch Maflnahmen der Prophylaxe dienen nicht in erster Linie kurativen Zwecken
und fithren zu einer gesteigerten Aufklarungspflicht, wenn sie vorrangig durch das
Sicherheitsbediirfnis des Patienten motiviert erscheinen. Neben der erforderlichen
entsprechend eingehenden, patientenbezogenen und sorgfaltigen Risikoaufklarung
muss der Arzt dem Patienten die Tragweite der EntschlieBung gerade auch mit
Blick auf die mogliche Verzichtbarkeit oder Unwirksamkeit der MaBBnahme deut-
lich vor Augen fithren und andere sinnvolle diagnostische Mainahmen besonders
mit ihm besprechen. 81 Damit sind neben der Verlaufsaufklirung bereits Aspekte

der Aufklarung iiber Behandlungsalternativen angesprochen.

6.1.1.2.3 Aufkliarung iiber Behandlungsalternativen

Solange der Arzt eine standardgeméfBle Therapie anwendet, muss er dem Patienten
im Allgemeinen nicht ungefragt erldutern, welche Alternativen theoretisch in Be-
tracht kommen und mit welchen Vorziigen oder Nachteilen diese jeweils verbun-
den sind.!82 Stehen fiir den konkreten Behandlungsfall jedoch mehrere medizi-
nisch gleichermaf3en indizierte Behandlungsmethoden mit unterschiedlichen Risi-
ken und Erfolgschancen zur Verfiigung, gilt anderes: Wenn die alternative Me-
thode entweder bei gleichwertiger Heilungs- oder Erfolgsaussicht den Patienten

mit geringeren Risiken belastet oder bei nach Art und Richtung gleichwertigen

180 vgl. BGHZ 172, 254, 260 Tz. 24 (Racz-Katheter) = NJW 2007, 2774, 2775 = MedR
2008, 87, 88 f.: Der Patient ,,ist auch dariiber aufzuklaren, dass der geplante Eingriff
(noch) nicht medizinischer Standard ist und seine Wirksamkeit statistisch (noch)
nicht abgesichert ist. Der Patient muss wissen, auf was er sich einldsst, um abwéigen
zu konnen, ob er die Risiken einer (eventuell — wie hier — nur relativ indizierten) Be-
handlung und deren Erfolgsaussichten im Hinblick auf seine Befindlichkeit vor dem
Eingriff eingehen will.“

181 Vgl. etwa zur prophylaktischen Mastektomie aus Krebsangst BGH NJW 2003, 1862,
1863 sub II 2 b) = MedR 2003, 685; OLG Ko&ln VersR 2011, 81, 82 sub 1 b): Der
Arzt muss etwa einer moglicherweise iibertriebenen Furcht vor Erkrankung entge-
genwirken.

182 BGHZ 102, 17,22 = NJW 1988, 763, 764; BGH VersR 2011, 1146, 1147 Tz. 11.
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Belastungen und Risiken eine groflere Heilungs- oder Erfolgsaussicht verspricht,
ist iiber die Behandlungsalternativen aufzukliren.!83 Eine solche aufklirungs-
pflichtige Alternative stellen insbesondere solche Methoden und Verfahren dar,
die der vom Arzt vorgeschlagenen Mallnahme bei der Risikoquote oder Erfolgs-

aussicht iiberlegen sind. 184

Viele IGeL weichen vom allgemein anerkannten medizinischen Standard ab, ihre
Risiken sind noch nicht abschlieBend geklért, ihre Wirksamkeit ist statistisch noch
nicht abgesichert und ihre Anwendung ist hiufig gerade aus diesen Griinden um-
stritten. Steht vor diesem Hintergrund in der konkret-individuellen Behandlungs-
situation eine addquate Untersuchungs- oder Behandlungsmethode aus dem Be-
reich des medizinisch bereits allgemein anerkannten Standards zur Verfiigung,
kann diese Mallnahme einen Plausibilitdtsvorsprung fiir sich beanspruchen, der
eine entsprechende Aufklirung des Patienten gebietet.!185 Der Anhinger insbe-
sondere neuer Untersuchungs- und Behandlungsmethoden muss also deutlich ma-
chen, dass und warum er von der Standardbehandlung abweichen will, insbeson-
dere von einer GKV-Behandlung. 186 Dabei reicht die Aufklirungspflicht grund-
sdtzlich um so weiter, je angefochtener oder umstrittener eine gewéhlte medizini-

sche Methode ist, je stirker der Arzt von eingefiihrten oder fachlich anerkannten

183 vgl. BGHZ 168, 103, 107 f. (Robodoc) = NJW 2006, 2477, 2478 m. Anm.
Katzenmeier, NJW 2006a, S.2738 = MedR 2006, 650; allg. Steffen/Pauge,
Arzthaftungsrecht, 2010, Kap. B II 2, Rn. 449, S. 161 ff. m.w.N.

184 Schelling/Erlinger, MedR 2003, 331, 332. Dieser Gedanke gilt iibrigens gleicherma-
Ben bei der GKV-Behandlung, so dass u.U. in deren Rahmen auch tiber 1GeL aufzu-
kldren ist, vgl. dazu ausfiihrlich Voigt, 1GeL, 2. Kap., 2. Abschn., 2. Teil, i. Ersch.

185 BGHZ 168, 103, 109, Tz. 14 (Robodoc) = NJW 2006, 2477, 2478 = MedR 2006,
650: ,,Der Patient muss in die Lage versetzt werden, fiir sich sorgfiltig abzuwégen,
ob er sich nach der herkémmlichen Methode mit bekannten Risiken operieren lassen
mochte oder nach der neuen Methode unter besonderer Beriicksichtigung der in Aus-
sicht gestellten Vorteile und der noch nicht in jeder Hinsicht bekannten Gefahren.*;
zur Plausibilitit des bereits Erprobten Katzenmeier, in: Laufs/Katzenmeier/Lipp,
Arztrecht, 2009, Kap. 10 DIV 2 f,, Rn. 72, 75, S. 346 f.

186 Deutlich OLG Brandenburg VersR 2009, 1230, 1231 zur Hammerzehresektion mit-
tels Laser.
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Heilverfahren abweichen mochte und je tiefer er in Neuland vorstoBen will.187
Gerade hierin korrelieren Therapiewahl und Aufklarungspflicht in besonders au-

genfilliger Weise.'®®

Eine Aufkldrung tiber Behandlungsalternativen ist nur dann nicht geboten, wenn
eine konkrete Methode anderen prinzipiell ebenfalls in Betracht kommenden Ver-
fahren iiberlegen erscheint. Dies wird bei IGeL im Vergleich zu addquaten GKV-
Leistungen regelméBig nicht der Fall sein. Gleichwohl ist theoretisch durchaus
daran zu denken, dass Standard-Verfahren der GKV veralten konnen, bevor eine
anerkannte neuartige Methode Aufnahme in den EBM gefunden hat.!8% Nur in
solchen Konstellationen, in denen eine konkrete IGeL bereits zum allgemein an-
erkannten Standard gehort und anderen Methoden iiberlegen ist, entfdllt die
Pflicht des Arztes zur Aufklirung iiber Behandlungsalternativen.!90 Da den Arzt
aber auch in diesen Fillen zumindest eine Pflicht zur wirtschaftlichen Aufklarung
trifft, wird jedenfalls im Rahmen der Kostenabwigung regelmiBig ein Hinweis

auf parallele GKV-Verfahren veranlasst sein.

6.1.1.2.4 Dringlichkeit der Behandlung und Zeitpunkt der Aufklarung
Im Grundsatz tiberldsst die Rechtsprechung die konkrete Art und Weise der Auf-

klirung dem pflichtgemiBen Ermessen des Arztes.'”' Da Aufklirung eine genuin

187 Katzenmeier, in: Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 2009, Kap. 10 D IV 3, Rn. 76
a.E., S. 348 m.w.N.

188 S bereits S. 100 bei Fn. 153; néher zur Aufklirung iiber Behandlungsalternativen bei
1GeL Voigt, IGeL, 2. Kap., 2. Abschn., 2. Teil, i. Ersch.

189 Ahnlich liegen bestimmte Fille des Off-Label-Use, vgl. dazu OLG Ké&ln VersR
1991, 186 (Aciclovir). Auch kdnnen beim konkreten Patienten im Einzelfall Unver-
traglichkeiten hinsichtlich einer GKV-Behandlung bestehen.

190 vgl. BGHZ 168, 103, 108 Tz 13 (Robodoc) = NJW 2006, 2477, 2478 = MedR
2006, 650.

19T vgl. bereits BGHZ 90, 103 = NJW 1984, 1395 = MedR 1985, 224; BGH NJW 1990,
2928.
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drztliche Tatigkeit ist, obliegt sie grundsitzlich dem behandelnden Arzt.'** Eine
Delegation dieses wesentlichen Teils des Arzt-Patienten-Gespriachs auf nichtirzt-
liches Personal, etwa eine Sprechstundenhilfe, ist unzuléissig.193 Der Arzt soll den
Patienten stets moglichst schonend informieren.'”* Er kann und soll aber bei sei-
nen Formulierungen abwégend den Stellenwert des Risikos gegeniiber den Folgen
einer Nichtbehandlung und das Verhiltnis irreversibler gegeniiber reversiblen
Folgen berticksichtigen, freilich darf er die Risiken nicht verharmlosen oder durch
Verschweigen beschrinkter Erfolgsaussichten des Eingriffs die Bedeutung der

Risiken fiir die Entscheidung des Patienten in ein falsches Rangverhéltnis ri-

cken.'”

Umfang und Genauigkeitsgrad der Aufkldrung hdngen dabei nicht nur von den
Risiken und der Indikation der jeweils beabsichtigten Behandlung, sondern dartii-
ber hinaus auch von deren Dringlichkeit ab.19¢ Die Aufklirung hat desto intensi-
ver zu erfolgen, je weniger dringlich der Eingriff sich nach medizinischer Indika-
tion und Behandlungsabsicht in zeitlicher und sachlicher Hinsicht fiir den Patien-
ten darstellt. So unterliegen nicht zwingend indizierte Eingriffe mit zweifelhaften
Heilungsaussichten, nicht unmittelbar Heilzwecken dienende diagnostische Ein-

griffe, therapeutische oder wissenschaftliche Versuche in steigender Linie genaue-

192" Francke/Hart, Charta der Patientenrechte, 1999, S. 144 m.w.N.; vgl. auch oben Fn.
151, S. 99.

193 BGH NJW 1974, 604, 605; OLG Jena NJW-RR 2006, 135; ndher zum Ganzen Kat-
zenmeier, in: Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 2009, Kap. 5 B II 2, Rn. 38 ff,, S.
118 ft.

194 Niher Hager, in: Staudinger, § 823 Rn. 1 102 f; Katzenmeier, in:
Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 2009, Kap. 5 B III 1, Rn. 37, S. 117 f,; s. auch
die Strukturierungsvorschlége zum Aufklérungsgespriach bei
Rixen/Hofling/Kuhlimann/Westhofen, MedR 2003, 191 ff.

195 S0 bereits BGHZ 90, 103, 108 = NJW 1984, 1397 = MedR 1985, 224.
196 St. Rspr., statt vieler BGH NJW 1998, 1784 m.w.N.
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ren Aufklarungsanforderungen als medizinisch zwingende Eingriffe zur Abwehr

einer erheblichen Gesundheitsgefahr. 197

Bei IGeL muss wie bei jeder Behandlung, die nicht Notfélle oder Sonderlagen
betrifft, dem Patienten eine der Bedeutung des Eingriffs angemessene Uberle-
gungsfrist fiir die Willensbildung verbleiben. 198 Das Selbstbestimmungsrecht des
Patienten ist dabei nur dann gewahrt, wenn die Aufkldrung zum richtigen Zeit-
punkt stattfindet. Auch die Einwilligungserklarung muss rechtzeitig im Zustand
freier Selbstbestimmung erfolgen. 199 Zwischen Aufklirung und Eingriff muss der
Patient die Gelegenheit haben, das Fiir und Wider der BehandlungsmaBnahmen
abzuwiégen und je nach Schwere des Eingriffes etwa in Gesprdchen mit seiner
Familie oder sonstigen Vertrauenspersonen zu besprechen, so dass ihm eine echte
— nicht schon durch die Situation prijudizierte — Wahl moglich ist.200 Der Patient
darf mit den Informationen zeitlich nicht unter Entscheidungsdruck gesetzt wer-

den.201

Gleichwohl bedeutet rechtzeitige Aufkldrung des Patienten keineswegs immer
moglichst friihzeitige Information.202 Wenn sichergestellt ist, dass eine eigen-
standige, freie Entscheidung des Patienten fiir oder gegen den Eingriff in Ruhe
und ohne psychischen Druck mdéglich bleibt, ldsst die Rechtsprechung bei einfa-

chen Eingriffen und bei Eingriffen mit weniger einschneidenden Risiken wie bei

197 vagl. bereits BGH NJW 1981, 633 sub 2 a); Geif/Greiner, Arzthaftpflichtrecht, 2009,
Kap. CII 1,Rn. 8 f,, S. 223 f.

198 Schuldzinski, VuR 2007, 428, 431; grds. zur Uberlegungsfrist BGH NJW 1998,
2734.

199 BGH NJW 1998, 1784 zur verspiteten Aufklirung.

200 Katzenmeier, in: Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 2009, Kap. 5 B III 4, Rn. 47, S.
123 m.w.N.

201 OLG Frankfurt MedR 2006, 294; Schuldzinski, VuR 2007, 428, 431: Wegen fehlen-
der Dringlichkeit vor Erbringung von IGeL Wartezeit einzurdumen.

202 'S, Katzenmeier, in: Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 2009, Kap. 5 B III 4, Rn. 51,
S. 124.
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manchen diagnostischen oder ambulanten MaBBnahmen auch eine Aufkldrung am
selben Tag geniigen.203 Denn bei einem mehrere Wochen zuriickliegenden Auf-
klarungsgespriach kann andernfalls die Gefahr bestehen, dass die Informiertheit

des Patienten im Zeitpunkt des Eingriffs bereits nicht mehr gegeben ist.204

Durch die Mallgaben der Rechtsprechung zum Zeitpunkt insbesondere verspéteter
Aufklirung ist die Haftungssituation der Arzte deutlich verschirft worden.205
Eine Aufkldrung zu IGeL-Angeboten, die etwa ,,Patientinnen wéhrend der Unter-
suchung auf dem gynikologischen Stuhl“206 unterbreitet und unmittelbar umge-
setzt werden, ist danach eindeutig fehlerbehaftet. Die Forderung friihzeitiger In-
formation fiihrt gleichwohl — jedenfalls bei einem Abstand von mehreren Wochen
bis zum Eingriff — an die Grenze des dem Arzt wie dem Patienten Zumutbaren.207
Im beiderseitigen Interesse sollte der Arzt abwarten, bis alle wesentlichen Befun-
de vorliegen, dann den Patienten unterrichten und in einem nicht zu kurz, aber
auch nicht allzu lange vor dem geplanten Eingriff liegenden Gesprach sein Ein-

verstindnis einholen.208

6.1.1.3 Wirtschaftliche Aufklirung
Die bei IGeL ebenfalls besonders bedeutsame wirtschaftliche Aufkldarung des Pa-

tienten unterscheidet sich von der soeben dargestellten einwilligungsrelevanten

203 BGHZ 144, 1, 12 = NJW 2000, 1784 = MedR 2001, 42.

204 vgl. bereits Deutsch, NJW 1979, 1905, 1907; Laufs/Reiling, Anm. zu BGH LM §
823 (Aa) BGB Nr. 139.

205 Vgl. im Einzelnen Katzenmeier, in: Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 2009, Kap. 5
B II1 4, Rn. 47 ff., S. 123 f.und C 11 2 d), Rn. 83 f., S. 141.

206 Bsp. nach Windeler, G+G Wissenschaft 2006, 17, 21; Windeler, Die BKK 2008a,
98, 101.

207 Laufs, RPG 1997 3, 8; Hoppe, NJW 1998, 782, 785.

208 Katzenmeier, in: Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 2009, Kap. 5 C II 2 d), Rn. 84,
S. 141.
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Selbstbestimmungsaufkldrung grundlegend (s. zur Abgrenzung bereits 6.1.1.1, S.
98).2% So berithrt die Pflicht des Arztes zur Aufklirung iiber Kostenaspekte der
Behandlung nicht die Wirksamkeit der Einwilligung des Patienten in den drztli-
chen Eingriff selbst. Wegen ihrer Konsequenzen fiir die Vergiitung bleibt aber
auch fehlerhafte wirtschaftliche Aufkldarung fiir den Arzt nicht rechtsfolgenlos
(i.E. dazu sogleich 6.1.1.4).

Die Pflicht zur wirtschaftlichen Aufkldrung entsteht im konkreten Einzelfall,
wenn dem Arzt wie bei IGeL aufgrund seiner Abrechnungspraxis die fehlende
Kostentragung einer MaBBnahme durch die GKV leicht erkennbar und bewusst

21 Dann verpflichtet ihn dieser Wissensvorsprung dazu, den Kassenpatienten

ist
iiber seine Pflicht zur eigenstindigen Kostentragung aufzukliren.”'’ Mit dem
Hinweis auf die Kostentragung erschopft sich die wirtschaftliche Aufklarungs-
pflicht des Arztes jedoch nicht. Er ist ganz allgemein gehalten, den ,,Patienten vor
unnotigen Kosten und unverhéltnismifigen finanziellen Belastungen zu bewah-
ren“,*'? soweit er diesem gegeniiber mit Blick auf etwaige Kosten der Untersu-
chung und Behandlung besser informiert ist. Deshalb trifft den Vertragsarzt eine
Pflicht zur wirtschaftlichen Aufklirung auch, wenn er in seiner Privatpatienten-
praxis oder im Rahmen seiner Privatsprechstunde Kassenpatienten privatirztlich
behandeln oder Leistungen erbringen mochte, fiir die er eine vertragsérztliche
Genehmigung nicht besitzt. Dann muss er darauf hinweisen, dass der Patient die-
selben Leistungen zu einem anderen Zeitpunkt oder anderswo als kostenfreie

GKV-Leistungen erhalten kann.?"?

209 S, Voigt, 1GeL, 2. Kap., 2. Abschn., 2. Teil m.w.N.

210 vgl. bereits OLG Hamm, NJW 1985, 790. Anderes gilt z.T. im Bereich der Privaten
Krankenversicherung, weil Arzte deren Modalititen i. d. R. im Einzelnen nicht ken-
nen, vgl. BGH NJW 1996, 781 (Krankenhauskosten); ausfithrl. OLG Ko6ln VersR
2005, 1589 (Zahnimplantat).

211 Spickhoff, in: Soergel, § 823 BGB, Anh. I, Rn. 131; Schelling, MedR 2004, 422, 423.
212 BGH NIW 2000, 3429, 3431 m.w.N.
213 Vgl. OLG Hamm NJW 2002, 307, 308 sub 2 c).
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Bislang umstritten geblieben ist fiir die wirtschaftliche Aufkldarung die Frage, ob
der Arzt nur iiber die Entgeltlichkeit der Leistung an sich informieren, oder auch
auf die Hohe oder Groflenordnung des zu erwartenden Entgelts ndher eingehen
muss.”'* Mit Blick auf die Entscheidungsfindung des Patienten und dessen Mog-
lichkeit, eine Kostentragung durch seine (u.U. auch private Zusatz-) Kranken-
versicherung zu eruieren, befiirworten einige Stimmen im Schrifttum eine Auf-
klarungspflicht des Arztes auch hinsichtlich der Hohe der Privatbehandlungs-
kosten.?'” Diese Ansicht ist jedoch vereinzelt geblieben, weil der Arzt regelmiBig
wegen der Unwigbarkeiten des menschlichen Koérpers den erforderlichen medi-
zinischen Aufwand und die Kostenhohe vor Behandlungsbeginn nicht abschlie-

Bend einschitzen kann.?'®

Dies gilt im Grundsatz auch bei IGeL. Bei stationdren
Wahlleistungen etwa steht bei Vertragsschluss noch nicht fest, wie lange der Pati-
ent beispielsweise ein Einzelzimmer belegen oder welche Chefarztleistungen er in
Anspruch nehmen wird. Im ambulanten Bereich ist es insbesondere mit Blick auf
asthetische Eingriffe (z. B. LASIK, Entfernung von Tatowierungen etc.) regelma-
Big fiir den Arzt unmoglich, den fiir die Hohe der Behandlungskosten entschei-

denden konkreten Aufwand des Eingriffes vorab einzuschitzen.

Vor diesem Hintergrund ist auch die Regelung des § 5 Abs. 2 GOA zu sehen, der
die Vergiitung retrospektiv an den tatsdchlichen Aufwand und die Umstidnde des
konkreten Falles ankniipft und Pauschalpreise verbietet.217 Mit Blick auf dieses
Verbot von Pauschalpreisen und die bei Behandlungsbeginn grundsétzlich noch
fehlenden Parameter ordnungsgeméfBer Leistungsabrechnung ist der Arzt nach
GOA nicht dazu verpflichtet, bereits bei Vertragsschluss die konkrete Kostenhdhe

eines Eingriffes anzugeben. Da der Arzt sich aber bei der Abrechnung jedenfalls

214 Abwigend etwa AG Bergheim, VersR 2009, 684; nidher zum Streitstand Voigt,
IGeL, 2. Kap., 2. Abschn., 2. Teil, i. Ersch.

215 Lang, GOA, § 1, Rn. 10, 17; wohl auch, Schelling, MedR 2004, 422, 425.

216 gt Rspr., s. nur BGH MedR 2007, 302, 303 Tz. 7 f. m.w.N. = VersR 2007, 950: kein
Kostenvoranschlag i.S.d. § 650 BGB erforderlich.

217 Anderes gilt nur bei einer schriftlichen Vergiitungsvereinbarung nach § 2 GOA.
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im Gebiihrenrahmen der GOA bewegen muss, ist das Interesse des Patienten an
einer leistungsgerechten Vergiitung jedenfalls im Ergebnis gewahrt. So ist der
Arzt nach § 12 Abs. 2, 3 GOA zur Rechnungslegung verpflichtet. Wihrend zum
einen die Vergiitung des Arztes ohne Rechnung nicht fallig wird, ermdglicht eine
im Sinne des § 12 GOA ordnungsgemife und transparente Rechnung dem Patien-
ten zum anderen, die VertragsgeméBheit der drztlichen Leistung und Abrechnung
nachzupriifen und erforderlichenfalls weitere Recht zu verfolgen.”'® Die Grund-
sitze der Rechnungslegung strahlen somit gewissermallen bereits auf die Konkre-

tisierung der Pflicht zur wirtschaftlichen Aufklédrung aus und umrahmen diese.

Aus diesem Grund erachtet die Rechtsprechung auch fiir private Zusatzleistungen
vorzeitige Angaben zur Kostenhohe nicht fiir erforderlich. Vielmehr ldsst sie im

Rahmen der wirtschaftlichen Aufklidrung folgende Kriterien ausreichen:219

e FEine kurze Charakterisierung des Leistungsinhalts verbunden mit dem Hin-
weis darauf, dass der Patient auch ohne Abschluss einer Wahlleistungsverein-

barung die medizinisch notwendige Versorgung erhilt;

e cine kurze Erlduterung der Preisermittlung fiir drztliche Leistungen nach der
GOA bzw. GOZ (Nummern des Gebiihrenverzeichnisses; Bedeutung von
Punktzahl und Punktwert; Mdglichkeit, den Gebiihrensatz je nach Schwierig-

keit und Zeitaufwand zu erh6hen);

e cin Hinweis darauf, dass die Vereinbarung von Zusatzleistungen eine erhebli-

che finanzielle Mehrbelastung zur Folge haben kann;

e und ein Hinweis darauf, dass die GOA/GOZ auf Wunsch eingesehen werden

kann.

Bei IGeL ergeben sich diesbeziiglich ausweislich der bislang verdftentlichten Pa-

tientenbefragungen in der Praxis offenbar kaum Probleme, weil Arzte zumeist von

218 o bereits BVerfG NJW 1985, 2187.

219 Zum Folgenden vgl. BGH MedR 2007, 302, 303 Fn. 8 (zu Wahlleistungsvereinba-
rungen).



IGES / Katzenmeier 115

sich aus den Kostenrahmen ihrer Angebote bereits im Behandlungsvorfeld umrei-

220
Ben.

Diese Praxis kann zwar im Einzelfall wegen des Pauschalvergiitungsver-
botes fragwiirdig erscheinen, hat jedoch — soweit ersichtlich — noch zu keinen ge-
richtlichen Klagen gefiihrt. Dies mag darauf zuriickzufiihren sein, dass solche
Angaben jedenfalls bei iiberschaubarem Behandlungsaufwand durchaus im Inte-
resse des Patienten liegen, solange spéter die Vergilitung von der Projektion nicht

abweicht.

Im Ubrigen ist es dem Patienten jedoch gerade mit Blick auf den Vermdgens-
schutz durch die Rechnungslegung grundsétzlich zuzumuten, sich selbst nach der
ungefdhren GroBenordnung voraussichtlicher Kosten zu erkundigen, wenn er die
Behandlung von deren Hohe abhéngig machen mochte. Denn auch wenn er eine
entsprechende Nachfrage versidumt, schiitzt ihn die GOA als bindendes staatliches
und der Hohe nach beschrinktes Preisrecht vor unbegriindeten Vergiitungs-
forderungen des Arztes.””' Vor diesem Hintergrund erscheint es weder geboten
noch begriindet, den Anspruch des Arztes auf eine sach- und leistungsgerechte
Vergiitung iiber die GOA hinaus von weiteren Voraussetzungen abhiingig zu ma-

chen.

Eine vornehmlich unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten erfolgende Aufklarung
kann zugleich auch Elemente der Selbstbestimmungsaufklédrung enthalten, ndm-
lich dann, wenn die von der Krankenversicherung nicht umfasste Behandlungs-
methode einen weniger massiven, also schonenderen Weg der Behandlung bietet
als die im Leistungsumfang enthaltenen MaBnahmen.?** Fiir diesen Grenzbereich

zwischen Selbstbestimmungs- und Kostenaufkldrung wird vereinzelt auch gefor-

220 S, etwa Richter/Rehder/Raspe, Deutsches Arzteblatt 2009, 433, 435, 437;
Zok/Schuldzinski, in: WIdO/VZ NRW, Private Zusatzleistungen, S. 58.

221 Niher zur GOA im IGeL-Kontext Voigt, 1GeL, 2. Kap., 2. Abschn., 4. Teil, i. Ersch.

222 Katzenmeier, in: Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 2009, Kap. 5 B 13, Rn. 17, S.
108.
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dert, dass der Patient iiber die Griinde aufzukldren sei, aus denen eine bestimmte

Methode nicht Bestandteil der GKV ist.??

Auch wenn dieser Topos gerichtlich bislang noch nicht entschieden und in der
Literatur kaum diskutiert wurde, diirfte eine derart weitreichende Aufklarungs-
pflicht im Ergebnis klar zu verneinen sein. Die Forderung lasst sich zunéchst
leicht missverstehen: Die Aufkldrung iiber medizinische Aspekte eines Eingriffes
— etwa liber die spezifischen Risiken und die wissenschaftliche Anerkennung von
Nutzen oder Notwendigkeit einer IGeL-Methode und Auskunft iiber vergleichbare
GKV-Alternativen — ist immer bereits als Teil der korper- und gesundheits-
bezogenen Selbstbestimmungsaufkldrung des Patienten erforderlich (s. dazu be-
reits 6.1.1.2.3). Die Forderung nach einer Aufklarung iiber die einzelnen Griinde
von Leistungsausschliissen geht also iiber diese ohnehin aufkldrungspflichtigen
medizinischen Aspekte hinaus. Soweit die Forderung nach weiterer Aufklarung
aber die im Rahmen der Eingriffsaufkldrung bereits umfassend bestehenden me-
dizinischen Informationspflichten {ibersteigt, 14sst sie sich auf Sachgriinde des
Gesundheitsschutzes nicht mehr stiitzen, sondern kann allenfalls der Verfolgung

anderer Zwecke dienen.

Als solcher kommt im IGeL-Kontext namentlich der Schutz des Patienten vor
unerwarteten Kosten in Betracht. Bei ndherer Untersuchung lasst sich jedoch auch
mit diesen Sachgrund eine Pflicht zur Aufkldrung iiber die Griinde von Leistungs-
ausschliissen nicht liberzeugend fundieren. Leistungsausschliisse aus der GKV
dienen in erster Linie der Aufrechterhaltung der Finanzierbarkeit des Systems der
Gesetzlichen Krankenversicherung. Gerade aus diesem Grund sieht § 135 Abs. 1
Nr. 1 SGB V vor, dass in die Beurteilung medizinischer Methoden durch den G-
BA auch Wirtschaftlichkeitserwégungen einflieBen, insbesondere auch ein Wirt-
schaftlichkeitsvergleich der zu beurteilenden Methode mit bereits bestehenden

EBM-Leistungen. Wihrend solche Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen innerhalb

223 go Steffen/Pauge, Arzthaftungsrecht, 2010, Kap. B I 3, Rn. 179, S. 62 fiir gemal
Anl. II RMvV vom G-BA von der GKV ausgeschlossene 1GeL; ganz grundsétzlich
Windeler, G+G Wissenschaft 2006, 17, 21; Windeler, Die BKK 2008a, 98, 100.
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eines solidarisch finanzierten, kollektiven Versicherungswesens zuldssig der Si-
cherstellung dessen Funktionsfahigkeit dienen konnen, lassen sie sich nicht unbe-
sehen iiber dessen Grenzen hinaus iibertragen. Richtlinien des G-BA bezwecken
gerade keine abschlieBende und allgemeinverbindliche Leistungsbewertung, des-
wegen gelten sie auch nur fiir Vertragsirzte und nicht etwa auch im Bereich der
originiren Privatbehandlung, wo die GOA grundlegend anderen Vergiitungsmaf-
gaben folgt als der EBM. Auch nimmt der G-BA seine Beurteilung nicht mit
Riicksicht auf individuelle Werterwartungen des Patienten vor, sondern allein aus
der kollektiven Perspektive der solidarischen Krankenversicherung. Entscheidun-
gen des G-BA dienen somit nicht dem individuellen Vermogensschutz des Patien-
ten und sollen individuelle Vertrags- und Aquivalenzerwartungen auch nicht pri-
judizieren.224 Besteht aber zwischen Entscheidungen des G-BA und dem indivi-
duellen Vermogensschutz kein sachlicher Zusammenhang, ldsst sich aus diesem
Aspekt auch keine Pflicht des Arztes zur wirtschaftlichen Aufklarung {iber die

einzelnen Griinde von Leistungsausschliissen herleiten.

Hinzu kommt schlieBlich, dass es aus der rechtskonstruktiven Perspektive der
wirtschaftlichen Aufklarung regelméBig am zentralen Haftungsgrund fehlen wird:
Der Arzt wird jenseits der von seiner fachlichen Fortbildungspflicht umfassten
medizinischen Aspekte zumeist keinen Informationsvorsprung hinsichtlich der
einzelnen Griinde haben, aus denen eine konkrete Methode — mdglicherweise so-

gar ausschlieBlich aus kollektiven Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen heraus — nicht

224 Stattdessen gilt zwischen Arzt und Patient im Privatbehandlungsbereich grundsitz-
lich die allgemeine vertragliche Abschluss- und Inhaltsfreiheit, die in vermogensbe-
zogener Hinsicht bei IGeL ebenso wie bei der origindren Privatbehandlung Grenzen
allein in den Bestimmungen der GOA findet.
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Bestandteil der GKV ist.**> Nicht nur, aber gerade etwa bei den Satzungsleistun-
gen der einzelnen gesetzlichen Kassen wird die besonders deutlich. In deren Kon-
text bedarf es bereits groBer Umsicht auf Seiten des Arztes, um den Uberblick
iiber das variierende Spektrum von Leistungen zu bewahren, die hier erstattungs-
fahig sind und dort nicht iibernommen werden. Uber die Erstattungsfihigkeit hin-
aus wird der Arzt deren einzelne Begriindung kaum kennen. Dem liee sich zwar
durch die Schaffung einer medizinische Aspekte iibersteigenden Fortbildungs-
pflicht des Arztes begegnen. Eine solche besteht jedoch bislang aus gutem Grund
nicht: Origindr obliegt die allgemeine Vermodgensvorsorge dem Rechtstriager
selbst, hier dem Patienten. Auch wenn der Arzt zur Riicksichtnahme auf das Ver-
mogen des Patienten verpflichtet ist, soll ihn der Behandlungsvertrag nicht zum

«226 machen. Aus diesem Grund

,»Verwalter fremder Vermdgensangelegenheiten
ist der Arzt ohne eigenen Wissensvorsprung bei privatversicherten Patienten auch
nicht dazu verpflichtet, von sich aus die Details des jeweiligen Versicherungs-
schutzes zu erfragen.227 Er kann und muss auch nicht sdmtliche denkbaren Versi-
cherungsvereinbarungen zur Erstattungsfdhigkeit einzelner Leistungen kennen, so
dass ihn in diesem Bereich ohne entsprechenden Wissensvorsprung im Einzelfall
auch keine allgemeine Pflicht zur wirtschaftlichen Aufklarung trifft.**® Im GKV-

Bereich kann jenseits medizinischer Aspekte schwerlich anderes gelten. Wenn der

225 Ein entsprechender Wissensvorsprung ist hingegen auf Seite der Krankenkassen
gegeben. Anders als etwa unmittelbar zum G-BA besteht zwischen Patient und Kas-
se ein direktes Rechtsverhiltnis, aus dem sich — konstruktiv wie beim Arzt — durch-
aus eine wirtschaftliche Aufkldrungspflicht der Kassen ableiten liefe, vgl.
Bohmeier/Schmitz-Luhn/Streng, MedR 2011, 704, 707 Fn. 35 a.E. Auch dann lage
der Zweck Aufklarung jedoch nicht im individuellen Vermogensschutz des Patienten
begriindet, sondern kéme wohl allein mit Riicksicht auf allgemeine Fiirsorge- und In-
formationspflichten aus dem Mitgliedschaftsverhéltnis in Betracht.

226 Vgl. Katzenmeier, in: Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 2009, Kap. 5B 13, Rn. 17,
S. 108.

227 OLG Kéln, VersR 2005, 1589.
228 7um Ganzen ausfiihrlich Voigt, 1IGeL, 2. Kap., 2. Abschn., 2. Teil, i. Ersch.
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Patient jedenfalls weil3, dass er selbst die Behandlungskosten zu tragen hat, bedarf

es keiner weitergehenden Vermogensfiirsorge durch den Arzt.

Auf dem schmalen Grat zwischen Vermogensschutz und —verwaltung sind aktuell
weitere drangende und gerichtlich bislang noch nicht entschiedene Fragen zu ver-
orten. Nach Einfiihrung des Leistungsausschlusses geméll § 52 Abs. 2 SGB V ist
etwa unklar, ob der Arzt den Patienten vor kosmetischen Eingriffen iiber die feh-
lende Kostentragung von potenziellen Folgebehandlungen durch die Krankenkas-
se informieren muss. Vor dem Hintergrund der in diesem Bereich auch ver-
gleichsweise weitreichenden Anforderungen an die Selbstbestimmungsaufkli-

rung”” und unter der Voraussetzung, dass der Arzt die Leistungsbeschrinkung

kennt, ist von einer derartigen wirtschaftlichen Aufklarungspflicht auszugehen.230

Anderes muss hingegen wohl fiir die Frage gelten, ob der Arzt den Patienten auf
(Zusatz-) Versicherungen aufmerksam machen muss, bei deren Abschluss eine ins
Auge gefasste 1GeL erstattungsfahig wire. Ebensowenig wie der Arzt bei privat
versicherten Patienten zur Kenntnis der in der Praxis vielfdltigen Versicherungs-
vereinbarungen verpflichtet ist, muss er iiber derlei Zusammenhdnge den Kassen-

patienten aufkliren.

Die Beispiele lassen jedoch deutlich werden, dass die Grenzen zwischen einer
Aufklarungspflicht iber GKV-Belange einerseits und zuldssiger Zuriickhaltung
bei privater Vermogensvorsorge andererseits zunehmend verschwimmen. Bietet
beispielsweise eine gesetzliche Krankenkasse 1GeL-Zusatzversicherungen an, die
der Arzt im Einzelfall kennt, fillt die Unterscheidung bereits schwerer. Besonders

heikel stellt sich vor diesem Hintergrund auch die Praxis einiger Krankenkassen

229 Vgl. S. 104 bei Fn.174.

230 A. A. mit Verw. auf fehlendes Schutzbediirfnis des Patienten und den Vorrang des-
sen Verhéltnisses zur Krankenkasse Frahm/Nixdorf/Walter, Arzthaftungsrecht —
Leitfaden fiir die Praxis, 2009, Kap. 4 I, Rn. 185, S. 159.
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dar, etwa Reiseschutzimpfungen leistungsrechtswidrig zu erstatten.23! Muss der

Arzt dem Vielflieger einen Kassenwechsel nahelegen?

Soll der Arzt angesichts von Leistungsausschliissen, -beschrankungen oder er-
weiterungen nicht weiter in die Rolle eines Vermogensverwalters gedriangt wer-
den, wird die Pflicht zu wirtschaftlicher Aufkldrung kiinftig zu begrenzen und
ausgewogen auf die Akteure im Krankenversicherungswesen aufzuteilen sein.
Unabhéngig vom zivilrechtlichen Umgang mit solchen Folgeproblemen sind des-
halb in erster Linie die Krankenkassen als Rechtspartner des Patienten und die
Gesundheitspolitik berufen, die urséchlichen leistungsrechtlichen Abgrenzungs-,
Wertungs- und Transparenzfragen iiberzeugend und mit dem Privatbehandlungs-
recht konvergierend aufzulosen und im Fall fortschreitender Leistungsvielfalt die
Versicherten vergleichend dariiber zu informieren. Hier kann im IGeL-Bereich ein
informatorisches Leistungsverzeichnis fiir Patienten hilfreich und von Interesse

sein (vgl. Abschnitt 5.7).

6.1.1.4 Zusammenfassung und Rechtsfolgen unzulinglicher Aufklirung
Im Vergleich zur konventionellen Heilbehandlung treffen den Arzt bei IGeL nach
Mafgabe der dargelegten allgemeinen Grundsdtze in verschiedener Hinsicht ge-

steigerte Aufklarungsanforderungen.

Mit Blick auf die medizinischen Aspekte ist der Arzt aufgrund der bei IGeL gege-
benen Besonderheiten regelméfig in besonderem Mal3e zur Aufkldrung iiber Risi-
ken der Behandlung (vgl. Abschnitt 6.1.1.2.1), auch im Vergleich zu einer Nicht-
behandlung (vgl. Abschnitt 6.1.1.2.2), iiber Behandlungsalternativen und zu Nut-
zen und Reichweite des beabsichtigten Eingriffes verpflichtet (vgl. Abschnitt
6.1.1.2.3). Er muss zumeist insbesondere auch auf ungewisse Risiken und den
moglicherweise umstrittenen Nutzen der beabsichtigten Behandlung hinweisen

und dies bei uniiblichen Methoden ausgiebig und nachdriicklich artikulieren. Da-

231 Dazu kritisch Schuldzinski, VuR 2007, 428, 429; zum Ausschluss von Reiseimp-
fungen aus der GKV vgl. ausdriicklich § 20d Abs. 1 S.2 SGB V.



IGES / Katzenmeier 121

bei darf er den Patient zu keiner Entscheidung dringen und muss ihm eine ange-
messene Zeit zu reiflicher Uberlegung einriumen (vgl. Abschnitt 6.1.1.2.4). Miss-
achtet der Arzt diese umfassenden Gebote zur Aufklirung iiber Risiken, Indikati-
on, Verlauf, Alternativen oder Dringlichkeit eines Eingriffes und klart nur unzu-
reichend, fehlerhaft oder nicht rechtzeitig auf, ist die vom Patienten erteilte Ein-
willigung unwirksam. Der eigenméchtig durchgefiihrte Eingriff stellt grundsétz-
lich eine rechtswidrige Kérper- oder Gesundheitsverletzung dar.** Fiir die daraus
entstehenden Nachteile ist der Arzt dem Patienten zum Ersatz aller materiellen
Schadensfolgen (§§ 249 ff. BGB) sowie zur Zahlung eines angemessenen
Schmerzensgeldes (§ 253 BGB) verpflichtet.233 Uberdies fiihrt die Aufklirungs-
pflichtverletzung bei IGeL regelmifBig zur Freistellung des Patienten von der Kos-

tenlast.234

Hinsichtlich der Untersuchungs- und Behandlungskosten gilt dariiber hinaus au-
Berdem: Kommt der Arzt bei Kassenpatienten seiner Pflicht zur wirtschaftlichen
Aufklarung nicht nach, stellt sich die Vornahme der Behandlung nach Einwilli-
gung des Patienten zwar nicht als rechtswidrige Korper- oder Gesundheitsverlet-
zung dar.” Leistungen, die der Vertragsarzt ohne Unterrichtung iiber die fehlen-
de Kostendeckung oder Ubernahme durch die Kassen erbringt, kann er aber nicht

gegeniiber dem Kassenpatienten liquidieren.236

232 vgl. BGHZ 176, 342, 347 Tz. 20 = NJW 2008, 2344, 2345 = MedR 2008, 666, 668;
s. bereits Fn. 148, S. 99; zu den Einschrankungen Voigt, 1IGeL, 2. Kap., 2. Abschn.,
2. Teil, 1. Ersch.

233 'S.§§ 280 Abs. 1, 241 Abs. 2, 611 BGB und § 823 Abs. 1 BGB; st. Rpsr.: BGHZ 29,
176, 179 f. = NJW 1959, 814; BGHZ 90, 96, 99 = NJW 1984, 1395; BGHZ 106,
391, 397 . = NJW 1989, 1533; zum Ganzen Katzenmeier, Arzthaftung, 2002, S. 112
ff.

234 Vgl. §§ 280 Abs. 1, 3,283 S. 1, 2, 281 Abs. 5, 346 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 BGB, dazu ein-
gehend Voigt, IGeL, 2. Kap., 2. Abschn., 2. Teil, i. Ersch.

235 Vgl. im Einzelnen Voigt, 1GeL, 2. Kap., 2. Abschn., 2. Teil a.E. m.w.N., i. Ersch.
236 So BGH NJW 2000, 3429, 3431 nach §§ 280 Abs. 1, 241 Abs. 2 BGB.
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6.1.2 Moglichkeiten und Bedarf weiterer Regelungen zur érztlichen Auf-
kldrung

6.1.2.1 Normative Uberlegungen zu einem verbindlichen IGeL-
Verzeichnis

Im vornehmlich gesundheitswissenschaftlichen und —politischen Schrifttum fin-
den sich immer wieder Forderungen nach einem verbindlichen Leistungs-
verzeichnis fiir IGeL.237 Die Erstellung eines solchen wird jedoch wegen des be-
stindigen wissenschaftlichen Fortschrittes und der stetigen Anpassungen des
EBM aus berufsfachlicher Sicht zutreffend kaum fiir moglich erachtet.?38 Einer
verbindlichen IGeL-Liste bedarf es zudem weder zu Abgrenzungsfragen noch fiir
mehr Abrechnungstransparenz. Wahrend Abgrenzungsfragen durch die dargeleg-
ten sozialrechtlichen Sachleistungsbestimmungen im Kern nach EBM und SGB V
zu entscheiden sind und sich nicht zuletzt wegen des dort verankerten Wirtschaft-
lichkeitsgebotes dynamisch verindern (s. bereits Abschnitt 3.1),239 richtet sich die
Liquidation von IGeL ausschlieBlich nach den umfassenden und abschlieBenden

Regelungen der GOA.240

237 Vgl. nur Zok/Schuldzinski, in: WIdO/VZ NRW, Private Zusatzleistungen, S. 17 f.;
Schuldzinski, in: VZ NRW, Markttransparenz im Gesundheitswesen, S. 64, 65, 70;
Windeler, in: VZ NRW, Markttransparenz im Gesundheitswesen, S. 74, 78; dhnlich
Lelgemann, WIdO-monitor 2/2010, S. 1: ,,IGeL-Clearingverfahren®.

238 Vgl. Briick/Hess/Klakow-Franck, GOA, Anh. IGeL, S. 1218. Die Erstellung medizi-
nischer Leistungsverzeichnisse stof3t an dieselben Grenzen wie der Versuch einer
Festschreibung des medizinischen Standards auf einen status quo, vgl. dazu Voigt,
IGeL, 2. Kap., 2. Abschn., 1. Teil, i. Ersch.; genau aus diesem Grund enthilt die
GOA mit § 6 Abs. 2 eine Offnungsklausel.

239 Mit Blick auf die Sinnhaftigkeit medizinischer Leistungsverzeichnisse und Fragen
der Transparenz im Gesundheitswesen auch aus Patientensicht hat freilich gerade der
EBM mit seinen iiber 1.400 Gebiihrenpositionen und mehr als 16.000 Gebiihrenaus-
schliissen bereits ebenfalls Kritik auf sich gezogen, vgl. nur Steinhilper, GesR 2009,
337, 340 f. m.w.N. u. zahlr. Bsp.

240 S, § 612 Abs. 2 BGB, vgl. auch § 3 Abs. 1 S.3 BMV-A u. § 2 Abs. 11 S. 3 EKV-A;
umfassend zur Vergiitung von IGeL nach GOA Voigt, 1GeL, 2. Kap., 2. Abschn., 4.
Teil, i. Ersch.
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Das fiir die Privatbehandlung insgesamt malBgebliche Gebiihrenverzeichnis der
GOA lisst sich dabei nicht nur fiir die Leistungsabrechnung heranziehen, sondern
ist indiziell auch fiir die abstrakte Abgrenzung medizinisch vertretbarer und nicht
vertretbarer Leistungen hilfreich und ausreichend. So kann eine medizinische
Leistung allgemein als vertretbar gelten, wenn sie in der GOA enthalten ist oder
die Bundesirztekammer (BAK) Empfehlungen zumindest fiir eine Analogbewer-

tung der Leistung nach § 6 Abs. 2 GOA abgegeben hat.241

Eine ndhere Untersuchung etwa der MEGO als einem der IGeL-Verzeichnisse
liefert dabei iiberraschende Ergebnisse: 225 der 386 verzeichneten IGeL (ca.
58,5 %) sollen direkt nach GOA abrechenbar sein, 91 Leistungen (ca. 23,5 %)
stehen unter den Zusatzvoraussetzungen der Analogabrechnung,24? 54 Leistungen
(14 %) beinhalten teils direkt, teils analog zur Abrechnung empfohlene Posten

und einzig bei 16 Leistungen (4 %) fehlen nihere Angaben zur Abrechnung.243

Der Gesamtbefund, wonach auf den ersten Blick tiber 70 % der in der MEGO
verzeichneten IGeL zumindest teilweise direkt nach GOA abrechenbar erschei-

nen, lasst Zweifel aufkommen an der in der Diskussion wiederkehrend aufgestell-

241 vgl. auch Quaas/Zuck, Medizinrecht, 2008, § 13 IV 5, Rn. 55 a.E., S. 281. Auch das
Gebiihrenverzeichnis der GOA unterliegt einer gewissen Kontrolle der wissenschaft-
lichen Anerkennung aufgenommener Leistungen, ebenso die Empfehlungen der
BAK zur Analogabrechnung, vgl. Hess, in: Hess/Klakow-Franck, S. 68: , Die Bun-
desdrztekammer gibt hierzu [i.e.: Aullenseitermethoden, Erg. d. Verf.] keine Emp-
fehlungen ab, weil es sich aus ihrem Selbstverstindnis verbietet, analoge Bewertun-
gen flir Leistungen zu empfehlen, die nach den Regeln der érztlichen Kunst fiir eine
medizinisch notwendige Versorgung nicht erforderlich ist.

242 Auch in der letzten Ausgabe der MEGO fehlen jedoch Hinweise zur Vereinbarkeit
konkreter IGeL mit den Empfehlungen der BAK.

243 Freilich lasst sich aus laienhaft juristischer Sicht nicht nachpriifen, ob die GOA-
Verweise der MEGO einer kritischen medizinisch-gebiihrenrechtlichen Uberpriifung
standhalten. Im Prozess miissen sich die Gerichte regelméfig auch bei der Subsum-
tion von Lebenssachverhalten unter die Tatbestdnde des Gebiihrenverzeichnisses der
GOA durch einen medizinischen Sachverstindigen beraten lassen, vgl. etwa bereits
BGH NJW 1979, 1250, dort zu Allgemeinen Versicherungsbedingungen.
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ten These, die Mehrzahl der als IGeL erbrachten Leistungen sei fragwiirdig.244
Auf das Verhéltnis umstrittener Methoden zur Gesamtzahl aller denkbaren 1GeL
lassen sich entsprechende Aussagen nach der hier vorgenommenen Analyse kaum
beziehen, verallgemeinerungsfahige Schliisse sind dazu bislang letztlich nicht

moglich.245

Stattdessen ist davon auszugehen, dass medizinische Leistungen ohne berufsfach-
lichen Grundkonsens, hinreichende Erprobung und Bewédhrung weder direkt nach
GOA abrechenbar sind, noch von der BAK zur Analogabrechnung empfohlen
werden.246 Wenn Leistungen — darunter zahlreiche IGeL — also in einem dieser
Verzeichnisse enthalten sind und nicht unter der Bedingung ausdriicklichen Pati-
entenverlangens stehen,247 sind sie bei rein abstrakter Betrachtung #hnlich wie

die Leistungen des EBM als nach dem allgemein anerkannten medizinischen

244 1. d. R. etwa Windeler, G+G Wissenschaft 2006, 17, 20; Windeler, Die BKK 2008a,
98, 99: ,,Fiir die grole Mehrzahl von IGeL [...] gilt [...], dass hier medizinische
Untersuchungs- und Behandlungsverfahren propagiert und teilweise aggressiv be-
worben werden, deren medizinischer Nutzen nicht belegt ist [...].*

245 Moglicherweise ist mit entsprechenden AuBerungen lediglich die Quantitit fakti-
scher Angebote gemeint (also: angeboten werden besonders héufig die etwa 25 %
umstrittenen Leistungen). Auch die — jenseits der Marktanalyse nicht reprasentativen
— WIdO-Studien erméglichen dazu jedoch keine tiefgehende, exakte Analyse der
faktischen Angebotsstrukturen. Soweit die Fragwiirdigkeit von IGeL in der gesund-
heitspolitischen Diskussion aber allein von deren wirtschaftlicher Einschétzung —
auch im Vergleich zum GKV-Leistungsspektrum — abhéngig gemacht wird, ist aus
zivilrechtlicher Sicht zu erinnern: Die Vertragsparteien selbst befinden dariiber, ob
Leistung und Gegenleistung ausgewogen sind (Synallagma). Ein gesellschaftspoliti-
sches Werturteil liber die privatautonome Einigung steht dem Staat grundséitzlich
nicht zu, umso weniger als ohnehin mit der GOA bereits staatlich bindendes Preis-
recht zugrunde liegt.

246 Vgl. Hess, in: Hess/Klakow-Franck, S. 68, niher bereits Fn. 241, S. 123; teilweise
sehen sogar érztliche Leitlinien die Anwendung von IGeL vor.

247 Vgl. zum Verlangen des Patienten als Erfordernis des § 1 Abs. 2 S. 2 GOA.
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Standard vertretbare Leistungen anzusehen,?4® ohne dass es eines dritten Ver-

zeichnisses speziell fiir IGeL bediirfte.

Ob die Anwendung einer medizinischen Mafinahme in einer konkreten Behand-
lungssituation vertretbar ist, ldsst sich {iberdies allein aus abstrakter Perspektive
weder fiir IGeL, noch bei Betrachtung der Leistungen des EBM beurteilen. Auch
wenn der Eintrag einer Leistung in einem anerkannten Verzeichnis ein Indiz fiir
die Vertretbarkeit ihrer Anwendung darstellen mag, geben letztlich sowohl fiir die
Vertragsdurchfiihrung als auch fiir die drztliche Haftung allein die Umsténde des
konkreten Einzelfalles den Ausschlag.249 Je nach Art des individuellen Behand-
lungsanlasses und -ziels kann sogar vertretbar sein, im konkreten Fall eine noch
nicht von der BAK zur Analogabrechnung empfohlene Leistung zu erbringen.250
Dies gilt grundsatzlich ebenso fiir vom G-BA von der GKV ausgeschlossene Be-
handlungsmethoden, wobei flir deren Anwendung teilweise eine besondere medi-
zinische Rechtfertigung aus einer konkreten Sonderlage gefordert wird.25!1 Auch
darin ist aber nichts anderes zu sehen als ein weiterer Hinweis darauf, dass die

Vertretbarkeit der Auswahl und Durchfiihrung umstrittener Methoden letztlich das

248 S0 jedenfalls indiziell zum EBM OLG Hamm, MedR 2006, 111, 112, zust. Kern,
MedR 2006, 111,

249 7ur situativen Dimension des medizinischen Standards vgl. BGHZ 144, 296, 305 f.
= MedR 2001, 197, 199 = NJW 2000, 2737, 2740: Der Arzt schuldet ,,eine Behand-
lung nach dem jeweils zu fordernden medizinischen Standard“ (Hervorhebung d.
Verf.); Katzenmeier, in: Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 2009, Kap. 10 A, B1 1,
Rn. 3,7, S. 314, 316.

250 So nach MaBgabe des arztrechtlichen Grundprinzips der fremdniitzigen Therapie-
freiheit BGH NJW 1996, 3074 = MedR 1997, 172, 174 zu Leistungen mit Versuchs-
charakter als u.U. medizinisch notwendigen Leistungen i.S.v. § 1 Abs. 2 S.1
MB/KK 1976 i.R.d. PKV.

251 So Steffen/Pauge, Arzthaftungsrecht, 2010, Kap. B13, Rn. 179, S. 62.
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entscheidende Kriterium fiir eine sorgfaltsgeméfe Leistung darstellt und jeweils

kritisch von Fall zu Fall zu untersuchen ist.252

Aus diesem Grund ist mit einer verbindlichen IGeL-Liste auch im Rahmen der
Aufkldrung des Patienten kein Mehrgewinn verbunden. Der einzelne Patient ver-
mag in Ermangelung medizinischer Fachkenntnisse seine konkret-individuelle
Situation allein vermittels einer solchen Liste nicht einzuschitzen und ist fiir die
Bewertung der Sinnhaftigkeit eines Angebots letztlich immer allein auf den Rat
seines Arztes angewiesen. Selbst wenn aus abstrakt-genereller Perspektive eine
medizinische Methode als sinnvoll eingestuft wird, kann der einzelne Patient ohne
den Rat seines behandelnden Arztes nicht evaluieren, ob die Mallnahme auch sei-
nen konkreten Beschwerden abzuhelfen geeignet ist. Ebenso kann umgekehrt ein
allgemein noch nicht anerkanntes Verfahren nach ausfiihrlicher drztlicher Bera-
tung fiir den konkreten Patienten in seiner Situation sinnvoll sein. Dieses Phéno-
men ist der Unstetigkeit des menschlichen Organismus und dem individuellen
Selbst- und Gesundheitsbild eines jeden Menschen geschuldet und macht die ge-
sundheitliche Behandlung des Menschen als Vertragsleistung unvergleichbar mit
rein konsumptiven Vertragsgegenstinden, die sich abschlieBend eingrenzen, be-

schreiben, bewerten und objektiv nachvollziehen sowie iiberpriifen lassen.

Forderungen nach einer verbindlichen IGeL-Liste lassen sich jedoch auch dahin-
gehend verstehen, dass der Arzt nur Leistungen erbringen diirfe, die auf einer sol-
chen aufgefiihrt sind. Abgesehen von den bereits genannten Abgrenzungs- und
Aktualitdtsproblemen wére ein solches 1GelL-Verbot mit Erlaubnisvorbehalt je-

doch kaum mit der drztlichen Therapiefreiheit vereinbar.

Genau wie bei der konventionellen Behandlung unterliegt die Auswahl einer kon-
kreten medizinischen Methode auch beziiglich IGeL der arztlichen Therapiefrei-

heit, die das zivile Haftpflichtrecht (und auch das Strafrecht) respektieren, sofern

252 Niher zur geschuldeten Sorgfalt bei IGeL Voigt, IGeL, 2. Kap., 2. Abschn., 1. Teil, i.
Ersch.
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der Behandelnde seine eigenen Grenzen erkennt, dem Patienten die Relevanz der
Entscheidung vermittelt und nach dem Grundsatz der Schadensminimierung ver-
fahrt. Gentigt der Arzt den gesteigerten Anforderungen, die fiir das Abweichen
vom iiblichen Vorgehen zum Schutze des Patienten vor moglichen Gefahren oder
medizinisch nutzlosen MafBlnahmen aufgestellt sind, dann ist sein Vorgehen zivil-
und strafrechtlich genauso zu beurteilen wie die fehlerfreie Anwendung eines all-
gemein anerkannten Verfahrens, auch wenn die GKV eine Kostentragung fiir die
jeweilige Methode nicht vorsieht. Auch bei IGeL, bei denen sich Fragen der me-
dizinischen Methodenanerkennung zwar hdufiger, in der Sache aber nicht anders
als generell im Gesundheitswesen stellen, gelten insoweit keine Besonderheiten.
Weil der IGeL-Begriff allein an den nachgeordneten Fragen der Kostentragung
einer konkreten Behandlung ankniipft (s. Abschnitt 3.1), lassen sich Einschrin-
kungen der vorgelagerten Freiheit der Methodenwahl daran schwerlich festma-
chen. Auch bei origindren Privatpatienten und im Rahmen der GKV sind immer
wieder Haftungsfragen riskanter neuartiger Behandlungsmethoden aufgewor-
fen,253 medizinisch umstrittene Methoden sind keineswegs allein unter den IGeL

zu finden.

Hier wie dort muss deshalb der Grundsatz der drztlichen Therapiefreiheit gelten,
der in der Rechtswissenschaft ganz tiberwiegend anerkannt ist und sich auf ele-

254 Nur der behandelnde Arzt besitzt

mentare Grundsatziiberlegungen stiitzen ldsst.
den fachlichen Uberblick iiber die konkret zu Gebote stehenden Behandlungs-
moglichkeiten und setzt seine Fachkenntnis und Erfahrung fremdniitzig zugunsten
des entsprechend aufgeklarten Patienten ein. Angesichts der stindigen Fortent-
wicklung und Zunahme medizinischen Wissens muss zwangsldufig bei der Me-

thodenwahl die Grenze zwischen ,,anerkannt® und ,,iblich® versus ,,umstritten*

253 Vgl. etwa zum umstrittenen Mammographie-Screening innerhalb der GKV
Katzenmeier, Deutsches Arzteblatt 2006b, A-1054.

254 St. Rspr., vgl. nur BGHZ 172, 254 = MedR 2008, 87 = NJW 2007, 2774 = JZ 2007,
1104 m.w.N.; zur Kritik im Uberblick Katzenmeier, in: Laufs/Katzenmeier/Lipp,
Arztrecht, 2009, Kap. X, Rn. 66.
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und ,,neu’ flieend bleiben.”> Fiir die Freiheit begriindeter Methodenwahl, wel-
che den Pluralismus unserer medizinischen Kultur zum Ausdruck bringt, sprechen
somit letztlich drei gewichtige Griinde: der medizinische Fortschritt, die Beson-

derheiten des Einzelfalls und der Wille des Kranken.256

6.1.2.2 Schriftform der IGeL-Vereinbarung und Aufklirung

Immer wieder bringt die IGeL-Diskussion namentlich aus Sicht des Verbraucher-
schutzes Forderungen hervor, die 1GeL-Vereinbarung oder -Erbringung einem
Formzwang zu unterwerfen.257 Formerfordernisse konnen im Rahmen der Durch-
fiihrung eines medizinischen Behandlungsvertrages in verschiedenen Zusammen-
hingen bedeutsam sein. Nicht nur lieBe sich fiir die Aufkldrung eine bestimmte
Form verlangen, sondern auch der Vertragsschluss an sich oder konkrete Vergii-

tungsvereinbarungen kénnen formbediirftig sein.

255 Brijggemeier, Haftungsrecht, § 6 DI 2 b), S. 477 f.

256 Im Einzelnen dazu Katzenmeier, in: Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 2009, Kap.
10 D III, Rn. 67 ff., S. 343; zum medizinischen Fortschritt vgl. Laufs, in: Laufs/Kern,
Handbuch des Arztrechts, § 6, Rn. 35; Laufs, FS Deutsch, 1999, S. 625, 627: ,,Die
lex artis 14Bt sich [...] nicht auf einem einmal erreichten Stand festhalten, sie 146t
sich auch nicht verabsolutieren, wie die Medizingeschichte lehrt. Die Erkenntnisse
der medizinischen Wissenschaften und die drztlichen Erfahrungen befinden sich
vielmehr in bestdndigem und sich an vielen Stellen beschleunigendem Wachstum.*;
Polemik gegen medizinische AuBlenseitermethoden verkennt, dass die weitere Ent-
wicklung der Medizin nicht zuletzt von AnstdBen auch durch die Vertreter unkon-
ventioneller Heilverfahren abhéngig ist, ndher dazu Katzenmeier, JZ 2007, 1108,
1109. Eine Bindung des Arztes an Methoden der Schulmedizin wiirde iiberdies nicht
nur das Recht des Arztes auf freie Berufsausiibung gemal3 Art. 12 Abs. 1 GG, son-
dern zugleich das in Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG garantierte Selbstbestimmungsrecht des
Patienten tangieren und einem schematischen, die Individualitit des jeweiligen Be-
handlungsgeschehens nicht ausreichend beriicksichtigenden Vorgehen Vorschub
leisten.

257

Briick/Hess/Klakow-Franck, GOA, Anh. IGEL, A III, S. 1224 u. A IV 7, S. 1234.1;
Clausen, in: Terbille, AnwHdb. MedR, § 7, Rn. 180; Lang, GOA, § 1, Rn. 10;
Pieritz, Deutsches Arzteblatt 2008, A-1470; Zok/Schuldzinski, in: WIdO/VZ NRW,
Private Zusatzleistungen, S. 72; differenzierend Krieger, in: ARGE MedR im DAYV,
S. 31, 43.
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Der Abschluss eines medizinischen Behandlungsvertrages bedarf grundsétzlich
nicht der Schriftform.258 Fiir IGeL sind jedoch einige sozial- und vertragsarzt-
rechtliche Bestimmungen einschldgig, welche eine schriftliche Vereinbarung vor-
sehen (etwa § 3 Abs. 1 S.3 BMV-A und § 2 Abs. 11 S. 3 EKV-A, stationir auch
§ 17 Abs. 2 S. 1 KHEntgG sowie im zahnidrztlichen Bereich § 28 Abs. 2 S. 4 SGB
V). Deren Anwendbarkeit und Bedeutung, rechtliche und tatsédchliche Implikatio-
nen sind fiir das konkrete Arzt-Patient-Verhiltnis umstritten.259 Weil diese Form-
erfordernisse jedoch den Vertragsschluss an sich und weniger die Aufklarung be-
treffen sowie regelmdBig mit keinen konkreten &rztlichen Informationspflichten

einhergehen, war hier nur kurz zu Abgrenzungszwecken auf sie hinzuweisen.

Hinreichende Patienteninformation ist nach ganz liberwiegender Auffassung nicht
durch Vertragsschlussbeschrankungen, sondern im Wege ausflihrlicher Aufklé-
rung des Patienten sicherzustellen. Aus guten Griinden bedarf dabei weder die
Aufklirung noch die auf ihr basierende Einwilligung der Schriftform.260 Die
Rechtsprechung hat schon frithzeitig in rechtsgeschéftlichen Formerfordernissen
eine Belastung des fiir eine gelungene Behandlung unverzichtbaren Vertrauens
zwischen Arzt und Patient und eine Gefahr fiir wirksamen Ubereilungsschutz er-
kannt, weil Formulare zu einer Vernachléssigung des essenziellen Aufkldrungsge-
spriches verleiten kdnnen.26! Die Aufklirung muss dabei immer auf das Ziel be-
zogen bleiben, den Patienten im Rahmen des Mdglichen in die Lage einer abge-

wogenen Entscheidung zu versetzen.262

258 Statt vieler Kern, in: Laufs/Kern, Handbuch des Arztrechts, § 40, Rn. 12.
259 Dazu im Einzelnen Voigt, 1GeL, 2. Kap., 1. Abschn., 2. Teil, i. Ersch.

260 Katzenmeier, in: Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 2009, Kap. 5 B III 3, Rn. 45, S.
122; Ausnahmen gelten nur in Sonderbereichen, vgl. § 40 Abs. 2 AMG; § 6 TFG, §
8 Abs. 2 TPG.

261 Vgl. bereits BGHZ 67, 48, 55 f. sub I1 1 a) = NJW 1976, 1790.

262 Katzenmeier, in: Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 2009, Kap. 5 B III 1, Rn. 37
a.E., S.118.
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Der BGH befiirwortet deshalb nachdriicklich die miindliche Information im per-
sonlichen Gesprich zwischen Arzt und Patient.263 Einer formularmiBigen Auf-
klarung des Patienten begegnet die Rechtsprechung mit Skepsis und betont, dass
Formulare das Aufkldrungsgesprdach mit dem Arzt zwar vorbereiten, dieses aber
nicht ersetzen kdnnen.264 Die bloBe Uberreichung eines Merkblatts jedenfalls
geniigt nach hochstrichterlicher Rechtsprechung regelmifig nicht den Anforde-

rungen, die an eine sachgerechte Aufklirung zu stellen sind.265

Gleichwohl werden Aufklirungsformulare in der Praxis verbreitet genutzt.260 Sie
dienen faktisch in erster Linie nicht dem Patienten, sondern der Beweisvorsorge
des Arztes,267 der im Prozess die Beweislast fiir eine ordnungsgemiBe Selbst-
bestimmungsaufklirung triigt.268 Die von einem Patienten unterzeichnete Ein-
willigungserkldrung kann auf ein Aufklarungsgesprach schlieen lassen, hat be-
weisrechtlich also jedenfalls beachtliche indizielle Bedeutung.269 Stets muss dem
Arzt der Nachweis ordnungsgeméBer Aufkldarung des Patienten aber auch ohne

Formulare moglich sein.270 Denn ein Schriftstiick allein garantiert nicht, dass der

263 S0 BGH NJW 2003, 2012 = MedR 2003, 576; BGHZ 166, 336 (Blutspende) = NJW
2006, 2108 m. Anm. Spickhoff, NJW 2006, 2075 = MedR 2006, 588 m. Anm.
Gadicke, S. 568.

264 vgl. bereits BGHZ 90, 103, 110 = NJW 1984, 1397; BGHZ 144, 1, 13 = NJW 2000,
1784 = MedR 2001, 42; Godicke, S. 200 ff. u. passim; Katzenmeier, in:
Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 2009, Kap. 5 B 1II 3, Rn. 46, S. 122, C I, Rn. 64
a.E.,S.131,CII2b), Rn. 75 a.E., S. 137.

265 Katzenmeier, in: Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 2009, Kap. 5 B III 3, Rn. 46, S.
122 m.w.N.

266 7ahlr. Bsp. bei Godicke, S. 13 ff.
267 Katzenmeier, Arzthaftung, 2002, S. 494 ff. m.w.N.

268 So bereits BGH NJW 1981, 2002, 2003; BGH NJW 2004, 3703, 3704 sub 3;
ausfithrl. Katzenmeier, in: Baumgdrtel/Laumen/Priitting, Hdb. Beweislast, § 823,
Rn. 83 ff,, S. 190 ff.

269 Vgl. Katzenmeier, in: Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 2009, Kap. 5 B III 3, Rn.
46, S. 122 m. Nachw. auch zur kontroversen Rspr.

270 BGH NJW 1992, 741 m.w.N.; Katzenmeier, Arzthaftung, 2002, S. 497 f.
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Patient dessen Inhalt auch tatsdchlich zur Kenntnis genommen, verstanden und
auf dessen Grundlage eine informiert-selbstbestimmte Entscheidung getroffen
hat.271 Bei IGeL kommt hinzu, dass einige der angebotenen Leistungen sich hin-
sichtlich ihrer Erprobung und Anerkennung noch im Stadium der wissenschaftli-
chen Diskussion befinden.272 Mit Blick auf den aufgezeigten weitreichenden Um-
fang der drztlichen Aufklarungspflicht iiber diese Methoden erscheinen Formula-
re, die schnell an Aktualitit einbiilen, kein geeigneter Trager umfassender Patien-
teninformation und die Bedeutung des Aufklarungsgespriaches wird ganz deutlich

erkennbar.

Unabhéngig davon besteht auch bei weniger neuartigen Methoden die Gefahr,
dass Formulare haufig von den Eigeninteressen der Herausgeber und Verwender
gepragt sind und eine sachlich-neutrale Einschidtzung der Problematik erschweren
konnen. Angesichts der bisweilen entschiedenen Kritik etwa der Krankenkassen
an der fehlenden wissenschaftlichen Anerkennung der vermeintlich meisten IGeL
verwundert es etwa, dass bislang umfassende Studien zur Zufriedenheit von Pati-
enten nach der Inanspruchnahme solcher Leistungen fehlen.273 Es finden sich in
diesem Zusammenhang bislang nur nicht-reprasentative Angaben zur Ablehnung
von IGeL-Angeboten: 44,9 % all derjenigen Patienten, die ein konkretes 1GeL-
Angebot ausschlugen, gaben als Grund Zweifel am medizinischen Nutzen oder
der Wirksamkeit der Methode an.274 Auch etwa der jiingst im Internet entstande-
ne IGeL-Monitor konnte sich der Problematik noch nicht umfassend annehmen.
Woran es ganz offenkundig auch nach 14 Jahren IGeL noch immer fehlt, ist ein

sachlicher und wertungsfreier Uberblick iiber das Leistungsspektrum, der sich

271 BGH NJW 1985, 1399; aus jiingerer Zeit OLG Koln MedR 2010, 716, 718; aus der
Lit. Godicke, S. 340 ff., 352 {f.

272 zur StandardgeméBheit neuartiger Behandlungsmethoden Voigt, IGeL, 1. Kap. u. 2.
Kap., 2. Abschn., 1. Teil, i. Ersch.

273 Vgl. Raspe, Ethik in der Medizin 2007, 24, 26.

274 Demgegeniiber gaben 50,8 % die hohen Kosten an, vgl. Zok/Schuldzinski, in:
WIdO/VZ NRW, Private Zusatzleistungen, S. 63.
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fachlich aktuell mit Chancen und Risiken der 1GeL-Methoden befasst. Hierin
konnte der Verzug eines informatorischen 1GeL-Verzeichnisses (s. dazu Abschnitt
5.7) bestehen. Patienten ist gleichwohl unmissverstdandlich zu verdeutlichen, dass
ihre konkret-individuelle Situation nur der behandelnde Arzt einschitzen kann, zu

dem er berechtigtes Vertrauen haben darf.

6.1.2.3 Einwilligungssperre

Aufklarung und Einwilligung des Patienten konnen bei einfachen und risikoarmen
Eingriffen wirksam auch in einem einzigen Behandlungstermins zusammenfallen
(s. 6.1.1.2.4). Dies gilt im Grundsatz auch fiir weniger dringliche MaBBnahmen,
solange der Arzt den Patienten in der konkreten Situation nicht unzuléssig unter

Entscheidungsdruck setzt.

Gleichwohl mag vor diesem Hintergrund der Schluss fehlerhafter Aufklarung
nicht fern liegen, wenn 1GeL als zumeist nicht dringende Eingriffe zu demselben
Arzttermin wie die Aufkldrung erbracht werden. Ausweislich einer nicht-
reprasentativen Statistik zur Aufklarung bei IGeL soll 20,5 % aller Patienten keine
ausreichende Bedenkzeit zwischen Angebot und Erbringung der Leistung einge-
riumt worden sein.275 Mit Verweis auf diese wenig gesicherten Erkenntnisse for-
dern Verbraucherschiitzer mitunter, dass Aufkldrung und IGeL-Erbringung nicht
im zeitlichen Rahmen desselben Arztbesuches vollzogen werden diirfen.276 Noch
weiter ging zuletzt auf dieser Linie ein Vorschlag des GKV-Spitzenverbandes, der

sich fiir eine ,,24-stiindige Einwilligungssperrfrist* bei IGeL ausspricht.277

275 Zok/Schuldzinski, in: WIdO/VZ NRW, Private Zusatzleistungen, S. 54 (der reprisen-
tative Teil der Studie bezieht sich allein auf die Analyse des IGeL-Marktes auf S. 31-
44); auch in anderer Hinsicht sei die Aufklarung hdufig mangelhaft, etwa weil sie
nicht durch den Arzt selbst erfolgt.

276 So erstmals Schuldzinski, VuR 2007, 428, 431.

277 GKV-SV, Positionen, S. 8 mit Ausnahme von ,,aktiv" vom Versicherten nachgefrag-
ten IGeL.
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Solche Vorschldge, auch wenn sie dem Patienten in zeitlicher Hinsicht eine wohl-
iiberlegte Entscheidung ermoglichen wollen, begegnen erheblichen Bedenken,

zuerst in praktischer Hinsicht.

Miisste der Arzt dem Last-Minute-Reisenden eine Impfung verweigern, weil er
sie erst in einem spéteren Termin als die Aufkldrung durchfiihren diirfte, stieBe
dies wohl gerade beim Patienten auf wenig Verstindnis. Weil solche Impfungen
bei einigen Krankenkassen zu den Satzungsleistungen gehoren, flihrte eine Sperr-
frist iberdies zu dem schwer nachvollziehbaren Ergebnis, dass etwa der GEK-
Versicherte sich noch unkompliziert am Abreisetag gegen Typhus impfen lassen
konnte, wihrend der Barmer-Versicherte fiir dieselbe Impfung den Arzt mehrmals
aufsuchen miisste.278 Ahnlich kann es liegen, wenn die Gabe eines Arzneimittels
dringend erforderlich ist und der Patient gegeniiber der Kassenvariante ein im
konkreten Fall vielleicht wirksameres oder mit weniger Nebenwirkungen verbun-
denes Medikament im Wege des Off-Label-Use bevorzugt.27® Umgekehrt muss
auch bei im konkreten Fall wenig dringlichen IGeL-Angeboten nichts gegen deren
Erbringung im Aufkldrungstermin sprechen, wenn mit dem Angebot kein Ent-
scheidungsdruck verbunden ist und der Patient sich freien Willens dafiir entschie-

den hat.

Weiter noch als die praktischen Zweifel reichen normative Bedenken gegen eine
Einwilligungssperrfrist. Die Einwilligungsfdhigkeit eines Menschen geht weiter
als dessen Geschéftsfahigkeit und ist essenzieller Ausdruck seiner freien Willens-

bestimmung und Einsichtsfahigkeit.280 Wer die Fihigkeit des Patienten zu einer

278 Beispiel aus dem Frithjahr 2011, als die Typhus-Schutzimpfung zum Leistungsum-
fang der GEK gehorte, wihrend die Barmer EK — trotz Fusion beider Kassen — die
Kosten nicht ibernahm.

279 Zur Arzthaftung wegen Behandlungsverweigerung eines Off-Label-Use vgl. OLG
Koln VersR 1991, 186 (Aciclovir).

280 vgl. §§ 827 f. BGB; Katzenmeier, in: NK, § 823 BGB, Rn. 110 u. § 827 BGB, Rn. 2
f.; Wagner, in: MK, § 823 BGB, Rn. 731.
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miindigen Entscheidung bezweifelt, muss im Grunde bereits die drztliche Aufkla-
rung fiir obsolet halten und konterkariert letztlich das gesteckte Ziel eines selbst-
bestimmten Patientenschutzes. Stattdessen lidge darin eine manifeste Bevormun-
dung des Staates, der einerseits die Kostenerstattung bestimmter medizinischer
Leistungen vorenthdlt und dem Patienten andererseits eine autonome Entschei-

dung iiber diese Leistungen zunichst abspricht.

Auch unter Vermeidung des Begriffes der Einwilligungssperre ldsst sich eine
Bedenkzeitregelung schwerlich begriinden. Wegen der Rechtsverbindlichkeit des
erklarten Willens von Geschiftsfahigen (vgl. auch § 116 BGB) sind etwaige Be-
stimmungen zu einer vertraglichen Bedenkzeit nicht nur dem Arztrecht, sondern
dem Biirgerlichen Recht insgesamt fremd — einschlieBlich des Verbraucherschutz-
rechts.28! Auch beim Kauf gesundheitsgefdhrdender Genussmittel oder der Inan-
spruchnahme gefdhrlicher Waren und Dienstleistungen im Allgemeinen muss der
Geschiéftsfiahige seinem Vertragspartner nicht nachweisen, dass er Abschluss und
Durchfiihrung des Vertrages reiflich iiberlegt hat. Fiir das Arzt-Patient-Verhéltnis,
das de lege lata zudem als besonderes Vertrauensverhéltnis konzipiert ist (vgl.
§ 627 Abs. 1 BGB, dazu sogleich Abschnitt 6.2), kann — auch bei IGeL — nichts
anderes gelten. Ein Verbot der umgehenden 1GeL-Erbringung nach ordnungsge-
malBer Aufklarung stellte stattdessen einen erheblichen Eingriff in die Vertrags-
freiheit und Privatautonomie von Arzt und Patient dar, an dessen Geeignetheit
sich ebenso wie an der VerhidltnismaBigkeit zweifeln ldsst, weil die geltende
Rechtsprechung zur Unwirksamkeit der Aufkldrung bei Entscheidungsdruck ein

gleichwirksames milderes Mittel der Zweckerreichung darstellt.

Die Geeignetheit eines Verbots der sofortigen IGeL-Erbringung nach Aufklérung

lasst sich insbesondere mit Blick auf die beweisrechtlichen Folgen des Rege-

281 Lediglich den Gestaltungsmoglichkeiten der Vertragsauflosung mag indirekt auch
eine Art Bedenkzeitschutz innewohnen. Wahrend der Vertragsdurchfiihrung ist ein
solcher jedoch nirgends gesetzlich vorgesehen.
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lungsvorschlages in Zweifel ziehen. Briachte der Arzt ohne Riicksicht auf ein sol-
ches Verbot direkt im Anschluss an die Aufkldrung eine IGeL-Methode zur An-
wendung, stellte dies zwar mangels wirksamer Einwilligung regelmaBig eine
rechtswidrige Korper- oder Gesundheitsverletzung des Patienten dar. Der Patient
bliebe aber weiterhin beweispflichtig dafiir, dass diese Verletzung einen ersatzfa-
higen und bezifferbaren Schaden verursacht hat.282 Ein Anwendungsverbot be-
wahrte den Patienten insofern nicht vor dem nach der Behandlung erforderlichen
Schritt der gerichtlichen Rechtsdurchsetzung. In deren Rahmen stiinde der Patient
beweisrechtlich moglicherweise sogar schlechter als nach geltendem Recht. Wéh-
rend der Patient den Versto3 gegen ein solches Anwendungsverbot als ihm giins-
tige Tatsache selbst beweisen miisste,283 triigt nach geltendem Recht regelmiBig
der Arzt die Beweislast dafiir, dass die Einwilligung nicht unter beeintriachtigen-

dem Entscheidungsdruck zustande kam.284

Insbesondere bei drztlicher Beweisvorsorge durch die Verwendung entsprechen-
der Formulare liefe nach alledem ein Erbringungsverbot faktisch ins Leere. Zur
Verwendung solcher freizeichnender Formulare ist der Arzt dabei nach dem kon-
kreten Entwurf des Erbringungsverbotes besonders verleitet: So sieht der Vor-
schlag des GKV-Spitzenverbandes vor, dass IGeL ausnahmsweise sofort nach
Aufkldrung erbracht werden diirfen, wenn der Versicherte sie ,,aktiv* nachgefragt

hat.285 Diesbeziiglich steht zu erwarten, dass das wenig bestimmte Kriterium der

282 Vgl. Katzenmeier, in: Baumgdrtel/Laumen/Priitting, Hdb. Beweislast, § 823, Rn. 44,
S. 100; Schiemann, in: Staudinger, Vor §§ 249 ff., Rn. 88.

283 7u den allg. Beweisgrundsitzen BGH NIW 1999, 860 sub II 3 a);
Rosenberg/Schwab/Gottwald, Zivilprozessrecht, 2010, § 115, Rn. 7 ff.; Katzenmeier,
in: Baumgdrtel/Laumen/Priitting, Hdb. Beweislast, § 823, Anh. II, Rn. 3, S. 144,

284 Wihrend der Patient nur substantiierte Tatsachen fiir ein Einverstindnis unter Ent-
scheidungsdruck vortragen muss, obliegt dem Arzt die Fithrung des Gegenbeweises,
so bereits BGH NJW 1992, 2351 = MedR 1992, 277; es gelten geringe Substantiie-
rungsanforderungen, s. BGH NJW 1994, 3009, 3011 sub II 2 ¢) bb) f. = MedR 1995,
20, 22 mit Bedacht auf die von Giesen, JZ 1992, 315, 316 geduBerte Kritik.

285 §. GKV-SV, Positionen, S. 8.
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aktiven Nachfrage?86 Arzte in der Praxis ebenso wie bereits bislang im Rahmen
des §1 Abs.2 S.2 GOA zur Formularverwendung veranlasste. Gerade der
schiichterne und furchtsame Patient, der dem dréngenden Arzt nicht widerspro-
chen, von sich aus keine Bedenkzeit erbeten, aber ein solches Formular unter-
zeichnet hat, wire in missbrauchlichen Fillen Beweisschwierigkeiten bei der
nachgehenden Rechtsverfolgung ausgesetzt. Auch in Féllen ohne missbrauchliche
Formularverwendung ist zudem ist aufgrund der schon nach geltender Recht-
sprechung giinstigen Beweislastverteilung bei Aufklarungsfehlern jedenfalls keine

rechtliche Besserstellung des Patienten durch ein Erbringungsverbot zu erkennen.

Das Selbstbestimmungsrecht des Patienten und wirksamer Schutz vor &rztlicher
Eigenmacht lassen sich nicht durch ein formalistisches Verbot der sofortigen
IGeL-Erbringung nach Aufkldrung verwirklichen, das nicht in jedem Einzelfall zu
sachgerechten Ergebnissen fiihrt. Mit der geltenden Rechtsprechung hingegen
gelingt es, die konkret-individuelle Behandlungssituation und insbesondere die
Risiken und Tragweite des konkreten Eingriffes in eine ausgewogene Abwigung
der einzelnen Umstdnde einzubeziehen und so einzelfallgerechte Ergebnisse zu
erzielen. Ob der Patient sich in freiem Willen zu einer Behandlung entschlossen
hat, hingt mageblich davon ab, ob der Arzt ihn unter Entscheidungsdruck gesetzt
hat. Ob dies jeweils der Fall ist, wenn Aufkldrung und 1GeL-Erbringung in dem-
selben Arztbesuch zusammenfallen, ldsst sich ohne Riicksicht auf die {ibrigen

Umstinde des konkreten Einzelfalles nicht verallgemeinernd bestimmen.

Auch soweit es iiberdies nicht um den Schutz des Patienten vor medizinisch um-
strittenen Methoden, sondern allein um die wirtschaftlichen Fragen der Kostentra-

gung geht, besteht zu einer Regelung kein Anlass. Fiir medizinisch nicht notwen-

286 Kaum ist auf Patientenseite so viel angewandtes medizinisches Fachwissen zu er-
warten, dass dieser einen Arzt aufsuchen und gezielt auf eine bestimmte medizini-
sche Mafinahme ansprechen wird. Schldgt hingegen der Arzt eine solche nach einge-
hender Untersuchung vor, liee sich eine aktive Nachfrage bereits in Abrede stellen.
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dige MaBnahmen setzt bereits § 1 Abs. 2 S. 2 GOA fiir eine rechtmiBige Vergii-

tung des Arztes voraus, dass der Patient die Leistung verlangt hat.287

Angesichts der nach geltendem Recht bei IGeL &uBlerst weitreichenden Aufkla-
rungserfordernisse und insbesondere der ausgeprdgt patientenfreundlichen Be-
weissituation bei Aufklirungsfehlern288 kann der Vorschlag eines Verbots der
sofortigen IGeL-Erbringung nach Aufklarung nicht zielfiihrend erscheinen. Abs-
trakt-generelle rechtliche Beschrankungen der 1GeL-Erbringung iiber die schon
geltenden Mafigaben hinaus werden einer Vielzahl von konkreten Einzelfillen
nicht gerecht. Allein am schillernden 1GeL-Begriff, der ausschlielich durch die
sozialrechtliche Leistungsabgrenzung determiniert ist, lassen sich Rechtsfolgen
ohnehin schwerlich ankniipfen. Statt weiterer Regulierung ist vielmehr auf die
situationsgerechten privatautonomen Einschitzungen der konkreten Vertragspart-

ner Riicksicht zu nehmen.

6.1.2.4 Zusammenfassung und Schlussbetrachtungen

Die bestehenden zivilrechtlichen Regelungen gewéhrleisten Patientenschutz so-
wohl hinsichtlich der Anwendung wissenschaftlich umstrittener Methoden als
auch in Bezug auf das spezifische Problem der privaten Kostentragung von 1GeL
in umfassender Weise. Weitergehender Reglementierung bedarf es im Bereich

privater Zusatzleistungen nicht. Auch Verbraucherschiitzer haben insoweit zutref-

287 Vgl. zu Vergiitungsfragen bei IGeL ausfiihrlich Voigt, IGeL, 2. Kap., 2. Abschn., 4.
Teil, i. Ersch.

283 Der Arzt muss den moglichst frithen Aufkldrungszeitpunkt sowie Angaben zum
Urteils- und Einsichtsvermdgen des Patienten besonders genau dokumentieren,
Katzenmeier, Arzthaftung, 2002, S. 364 f., m. krit. Hinweis auf die bereits nach gel-
tenden Recht drohende Defensivmedizin; ebenso Ulsenheimer, Ausgreifende
Arzthaftpflichtjudikatur und Defensivmedizin - ein Verhéltnis von Ursache und
Wirkung, 1997, S. 17.
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fend konstatiert, dass ,,die Regelungen zur Erbringung und Abrechnung von pri-

vatirztlichen Leistungen an Kassenpatienten eindeutig und effizient sind*.289

Gemeinsames Spezifikum privater Zusatzleistungen ist einzig das Kostenrisiko,
das Kassenpatienten ansonsten wegen der Kostentragung durch die GKV bei érzt-
licher Untersuchung und Behandlung nicht trifft. Das Zivilrecht stellt den Vermo-
gensschutz des Patienten vor wirtschaftlich bedenklichen Entscheidungen bei pri-
vaten Zusatzleistungen schon heute sicher. Dabei fuflt der zivilrechtliche Schutz
auf dem das gesamte Biirgerliche Recht umspannenden Grundgedanken, dass der
geschiftsfahige und insoweit miindige Biirger privatautonom tiber sein Vermdgen
disponieren und dabei auch aus objektivierter Sicht nicht nachvollziehbare
Affektionsinteressen verfolgen kann, welche die Rechtsordnung zu respektieren
hat. Um eine solche schiitzenswerte privatautonome Entscheidung sicherzustellen,
gleicht das biirgerliche Recht ein denkbares Macht- oder Informationsgefille der
Parteien insbesondere auf zwei Ebenen aus, zum einen ndmlich durch Ermogli-
chung einer privilegierten Vertragsauflosung (dazu Abschnitt 6.2) und zum ande-

ren durch Aufklarungspflichten.

Anders als bei konventioneller Untersuchung oder Behandlung von Kassenpatien-
ten im Kontext der GK'V oder bei originiren Privatpatienten290 trifft den Arzt bei
privaten Zusatzleistungen bereits de lege lata eine Pflicht zur Aufklarung des Pa-
tienten liber die wirtschaftlichen Folgen seiner Entscheidung fiir ein konkretes
IGeL-Angebot. Weist also der Arzt im Rahmen seiner wirtschaftlichen Aufkla-
rung ordnungsgemiB auf die Abrechnung privater Zusatzleistungen nach GOA
hin, hat er alles getan, wozu die Rechtsordnung ihn im Sinne der Vergiitungs-
transparenz verpflichten kann. Die wirtschaftliche Aufklédrungspflicht des Arztes

dient dem Vermogensschutz des Patienten danach effektiv. Weil die Ausgrenzung

289 Schuldzinski, VuR 2007, 428, 431.

290 7u Einschrinkungen der wirtschaftlichen Aufklirungspflicht bei origindren Privatpa-
tienten eingehend Schelling, MedR 2004, 422 ff.
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von Leistungen aus der GKV auch auf kollektiven Wirtschaftlichkeitserwégungen
beruhen kann, die auf private Behandlungsverhiltnisse nicht zu iibertragen sind,
lassen sich hinsichtlich des individuellen Vermdgensschutzes an den bloen Um-
stand eines Leistungsausschlusses schwerlich weitergehende Rechtsfolgen an-

kniipfen (dazu i.E. Abschnitt 6.1.1.3).

Auch soweit es um die medizinischen Aspekte der Untersuchung oder Behand-
lung geht, begegnet das geltende Zivilrecht privatirztlichen Zusatzleistungen ein-
zelfallgerecht mit gegeniiber einer konventionellen Behandlung erheblich erhoh-
ten Sorgfalts- und Aufkldrungsanforderungen (s. Abschnitt 6.1.1.2). Gerade bei
umstrittenen Methoden muss der Arzt schon heute hochsten MaBstédben nicht nur
im Rahmen der Aufkldrung, sondern auch bei der dafiir vorausgesetzten Fort- und
Weiterbildung gerecht werden. Weil Verstéf3e mit ernst zu nehmenden Haftungs-
risiken des Arztes einhergehen, haben auch Verbraucherschiitzer bereits Verwun-
derung dariiber geduflert, warum Patienten bislang trotz der vermeintlichen Héu-
figkeit der Fille gegen Aufkliarungsdefizite speziell im IGeL-Kontext kaum ge-

richtlich vorgegangen sind.291

Trotz des rechtlich umfassend gewéhrleisteten Patientenschutzes insbesondere bei
der Aufkliarung zeigen die bisherigen Erfahrungen somit, dass in der drztlichen
Praxis der Stellenwert des Aufklarungsgesprachs hdufig noch immer nicht richtig
eingeschitzt und das Selbstbestimmungsrecht des Patienten nicht ausreichend
beachtet wird. Aktuelle Studien belegen, dass das Aufkldrungsgesprach aus Pati-

entensicht unter Zeitmangel leidet, Unverstdndlichkeit und zu wenig Moglichkei-

291 Vgl. Schuldzinski, VuR 2007, 428, 431 ,,[D]er Umstand, dass eine Vielzahl der er-
brachten Leistungen nicht bezahlt werden miisste, [diirfte] bei konsequenter Umset-
zung durch die Patienten den grofiten Veranderungsdruck erzeugen.®, dhnlich erneut
in Schuldzinski, in: VZ NRW, Markttransparenz im Gesundheitswesen, S. 64, 72.
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ten fiir den Kranken, Fragen zu stellen.292 Gerade bei der Erbringung privater
Zusatzleistungen konstatieren Kritiker: ,,IGeL lebt von der unzureichenden Auf-

kldrung der Interessenten. 293

Kommunikationsdefizite, die gerade auch die konventionelle Heilbehandlung be-
treffen, haben in der Vergangenheit immer hdufiger Anlass zu gerichtlichen Kla-
gen gegeben. Die dargestellte Rechtsprechung zur Aufklarungspflichtverletzung
ist deren Ergebnis und belastet in ihrer Strenge und drohenden Uniiberschaubar-
keit den tagtdglichen Umgang von Arzt und Patient bereits heute ernsthaft. Die
hohe Zahl und inhaltliche Ausdifferenzierung der Judikate ldsst zugleich in aller
Unmissverstindlichkeit erkennen, dass auch eine noch so strenge Regulierung,
verbunden mit gravierenden, teils bis hin zu strafrechtlichen Sanktionen reichen-
den Haftungsrisiken in der Praxis gleichwohl Mingel und Defizite nicht zu ver-
hindern vermag. Alltagsdefizite der Interaktion von Arzt und Patient bei der Auf-
klidrung lassen sich durch verstirkten rechtlichen Zwang nicht beheben.294 Solche
konnen das Anliegen effektiven Rechtsschutzes sogar konterkarieren. Das Recht
biilt mit jeder weiteren Normierung iiberzogener Anforderungen an den Arzt et-
was von seiner verhaltensleitenden Funktion ein, und es verliert an Glaubwiirdig-
keit mit einer wachsenden Diskrepanz zwischen dem juristisch-theoretisch Ver-

langten und dem medizinisch Machbaren oder anerkannt Sinnvollen.295

Einer immer weitergehenden Juridifizierung mit den dargelegten negativen

Riickwirkungen und Nachteilen fiir alle Beteiligten kann auf lange Sicht wirksam

292 Ergebnisse einer Langzeitstudie mitgeteilt von Briiggemeier, Haftungsrecht, S. 503;
vgl. auch Jung, Das préoperative Aufklarungsgesprich; speziell zu IGeL
Zok/Schuldzinski, in: WIdO/VZ NRW, Private Zusatzleistungen, S. 53 ff. (nicht-
reprasentativer Teil der Studie).

293 Windeler, G+G Wissenschaft 2006, 17, 22; Windeler, Die BKK 2008a, 98, 100
m.w.N. = Windeler, in: VZ NRW, Markttransparenz im Gesundheitswesen, S. 74,
79.

294 Vgl. zu der zunehmenden Verrechtlichung der Arzt-Patient-Bezichung Katzenmeier,
in: Katzenmeier/Bergdolt, S. 45 ff. m.w.N.

295 Katzenmeier, Arzthaftung, 2002, S. 190 ff.
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nur dadurch begegnet werden, dass Arzte und Patienten das Aufklirungsgesprich
als Grundlage des zwischen ihnen bestehenden therapeutischen Arbeitsbiindnisses
begreifen und beiderseitig zu einer gedeihlichen Ausgestaltung beitragen. Patien-
ten miissen die thnen zustehenden Rechte auch von sich aus wahrnehmen und an
der Gesprichsfiihrung beteiligen.296 Geboten erscheint eine ,,Mobilisierung der
Selbstbestimmung*.297 Trotz Uberlegenheit des Arztes beim Fachwissen ist der
Patient Herr des Aufklarungsgeschehens — er allein entscheidet, wie weit die me-
dizinischen Aufschliisse zu gehen haben und von welchen Tatsachen er sein Ein-

verstdndnis abhdngig machen will.

All dies lédsst sich normativ nicht erzwingen. Rechtlich lassen sich lediglich Min-
destanforderungen formulieren, die bereits heute in duBlerst detaillierter Form vor-
liegen. Die Entwicklung der letzten Jahre legt indessen den Verdacht nahe, dass
Uberstrapazierungen der Patientenrechte als Surrogat dienen miissen fiir zuneh-
mende Einschridnkungen der ,,Miindigkeit* des Individuums infolge ausgreifender

Reglementierungen des Sozialstaates.298

Vor diesem Hintergrund sind auch die jlingst zunehmenden Forderungen nach
Einschrinkungen der IGeL-Erbringung zu sehen. Auch soweit Leistungsaus-
schliisse auf fachlich-medizinischen Zweifeln am Nutzen oder der Eignung kon-
kreter Methoden beruhen, folgen sie allein einem Urteil aus abstrakt-genereller
Perspektive. Daraus Riickschliisse fiir die konkret-individuelle Behandlungssitua-

tion eines einzelnen Patienten zu ziehen, ist jedoch nicht ohne Riicksicht auf des-

296 1.d.S. BVerfG NJW 1979, 1925, 1930; s. auch Katzenmeier, Arzthaftung, 2002, S.
59 f.

297 So die Forderung von Weifauer/Opderbecke, MedR 1992, 312;; zust. Laufs, RPG
1997, 3, 11; zur Eigenverantwortlichkeit des Rechtstragers als Kehrseite seines
Selbstbestimmungsrechts; Taupitz, Gutachten 63. DJT, A 13.

298 7Zu den Gefahren ausgreifender Verrechtlichung im Gesundheitswesen und damit
einhergehenden Tendenzen hin zur Defensivmedizin ausfiihrl. Katzenmeier, in:
Katzenmeier/Bergdolt, S. 45 ff.; Katzenmeier, Rheinisches Arzteblatt 4/2009, S. 3;
zur Entwicklung allg. Katzenmeier, Arzthaftung, 2002, 17 ff., speziell zu Bedrohun-
gen des fremdniitzigen Rechts der Therapiefreiheit auf S. 314 ff.
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sen Person, Beschwerden und eigene Entscheidung mdéglich. Auch bei IGeL sind
pauschale medizinmethodische Aussagen deshalb unmoglich und allein am 1GeL-
Begriff lassen sich iiberzeugende rechtliche Regelungen kaum festmachen. Insbe-
sondere der Zwang von Arzt und Patient zur Verschriftlichung des Aufklarungs-

geschehens ist abzulehnen (s. Abschnitt 6.1.2.2).

Formulare befordern lediglich den falschen Eindruck des Patienten, alles werde
schon seine Richtigkeit haben, und gefédhrden so dessen Aufmerksamkeit und In-
teresse im Rahmen der Vertragsdurchfiihrung. Zu dem essenziellen Aufklarungs-
gesprach tragen Formulare genauso wenig bei wie eine gesetzlich verordnete
Mindestbedenkzeit (dazu Abschnitt 6.1.2.3), die praktisch rein formell bleiben
und leicht zu umgehen sein wird. Auch Formulare und Bedenkzeit fordern die
Informiertheit und Selbstbestimmung des Patienten nur dann, wenn er sich ihrer
aus eigener Initiative und nicht aus gesetzlichem Zwang heraus bedient und sich
tatsdchlich aufmerksam mit allen aus seiner eigenen Sicht relevanten Fakten aus-
einandersetzt. Unter dieser Voraussetzung kann in den zahlreichen verdffentlich-
ten Muster-Vereinbarungen2?99 zu IGeL eine sinnvolle Ergéinzung der zivilrecht-
lich ausreichenden Regelungen zur Beweislastverteilung zu erblicken sein. Sie
miissen aber nicht in den Stand eines verbindlichen MindestmaRes der Beweissi-
cherung oder gar der Wirksamkeit des Arztvertrages erhoben werden. Nur ein
vorsichtiger und verantwortungsvoller Umgang mit ihnen erscheint empfehlens-

wert und kann dem Patienten auch tatsidchlich niitzen.

Rechtspolitisches Ziel kann nach alledem keine ausgreifende Reglementierung
unter Vernachldssigung des erkldrten Willens des Patienten, der Umstdnde des
Einzelfalles und der &rztlichen Therapiefreiheit sein. Es erscheint mit Blick auf

das einzelne Patientenschicksal vielmehr ehrlich und geboten, den Patienten um

299 Vgl. etwa Hess, in: Hess/Klakow-Franck, S. 167; Hermanns/Filler/Roscher, 1GeL-
Liste 2008, 2008, S. 35; vgl. dariiber hinaus auch die allg. Informationen zu IGeL,
etwa BAK/KBV, 1GeL; BAK, IGeL; AKNo/KVNo, IGeL; MDS, 1GeL-Broschiire;
VZ NRW, IGeL-Faltblatt.
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die Letztverantwortung fiir seine WillensduB8erungen auch bei sensiblen Gesund-
heitsfragen wissen zu lassen und ihn durch ErschlieBung der fiir seinen konkret-
individuellen Einzelfall ausschlaggebenden Fachinformationen zu einer souveréa-
nen und kooperativen Begegnung mit dem Arzt zu befihigen.390 Dies ist nur
durch die bereits nach geltendem Recht gebotene umfassende Aufkldrung, nicht
hingegen durch formelle Beschrinkungen der medizinischen Behandlung zu ge-
wiahrleisten. Statt weiterer Regulierung kann fiir die Aufklarung ebenso wie fiir
die Rechtsverfolgung des Patienten nach der IGeL-Behandlung eine fortlaufend
gefiihrte, informatorische 1GeL-Liste mit zusétzlichen fachlichen Anmerkungen

auch zur Leistungsabrechnung hilfreich sein (vgl. Abschnitt 5.7).

Mit Blick auf Vollzugsdefizite bei der drztlichen Aufkldrung allgemein und auch
speziell bei IGeL versetzt im Ubrigen nur stichhaltige Rechtsinformation den Pa-
tienten in die Lage zur Wahrnehmung und Verfolgung seiner Rechte. Kann der
Patient seine Rechtsposition nicht richtig einschétzen — wie es bei IGeL zu besor-
gen steht —, vermag selbst groBtmoglicher gesetzlicher Schutz den Patienten nicht
zu erreichen und zur Rechtsdurchsetzung zu motivieren. Eine Stirkung der rechts-
tatsdchlichen Position von Patienten und Verbrauchern ist vor diesem Hintergrund
nicht im Wege ausgreifender Rechtssetzung zu suchen, sondern eben durch Pati-

enteninformation. Dazu konnen neben den Akteuren im Gesundheitswesen auch

300 Dazu Katzenmeier, Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht, 2009, Kap. 5 C II 3, Rn. 90
ff.,, S. 144 ff. m.w.N., insb. auch auf BVerfGE 52, 131, 170 = NJW 1979, 1925,
1930: ,,Es bedarf der Mitwirkung des Patienten — nicht nur der in passiver Haltung
erteilten bloBen Einwilligung in é&rztlicherseits gebotene Behandlungsvorschléige.
Verlangt werden muf3, soweit moglich, der auch von seiten des Patienten mitverant-
wortlich gefiihrte Dialog, soll nicht im Blick auf die Folgen beruflicher Haftung die
als besonders gefahrgeneigt angelegte Tatigkeit des Arztes in eine defensive Rolle
gedrangt werden, die dem Sozialauftrag der Medizin nicht mehr gerecht werden
kann.*
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staatliche Stellen beitragen, beispielsweise durch einen an Patienten und Arzte

adressierten rechtlichen IGeL-Leitfaden.301

6.2 Besteht ein Schutzinteresse der Verbraucherinnen und Verbraucher
fiir ein zu schaffendes Widerrufsrecht in Verbindung mit§ 355 BGB bei
Vertrigen iiber IGeL allgemein oder bei bestimmten 1GeL?

6.2.1 Kiindigungsrecht des Patienten de lege lata — §§ 627 Abs. 1, 628
BGB

Eine IGeL-Vereinbarung kann der Patient wie jeden Arztvertrag nach § 627
Abs. 1 BGB jederzeit fristlos und ohne wichtigen Grund kiindigen, weil die érztli-

che Titigkeit Dienste hoherer Art aufgrund des besonderen Vertrauens im Rah-

men der Arzt-Patient-Beziehung umfasst.302

Hinsichtlich mancher IGeL im Bereich reiner Fitness, Kosmetik, Wellness und
z.T. auch bei rein organisatorischen stationdren Wahlleistungen liee sich zwar an
der Eigenschaft der Dienste als hoherartig zweifeln.303 Aus Griinden der Rechts-
sicherheit hat der Gesetzgeber ausweislich der Materialien mit der Regelung des
§ 627 Abs. 1 BGB aber keine einzelfallorientierte Beurteilung der vereinbarten
Dienste bezweckt. Vielmehr liegt der Bestimmung der Hoherartigkeit eine status-

spezifisch-situative Typologisierung zugrunde, wonach der Arzt schon wegen des

301 Etwa nach dem Vorbild der Gemeinschaftspublikation ,,Patientenrechte in
Deutschland* der Bundesministerien fiir Gesundheit und Justiz — abrufbar unter:
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/redaktion/pdf publikatione
n/BMG-G-G407-Patientenrechte-Deutschland.pdf (letzter Zugriff: 15.03.12).

302 vgl. grds. Kern, in: Laufs/Kern, Handbuch des Arztrechts, § 46, Rn. 3. Zur Rechts-
lage nach vollstdndiger Vertragsdurchfiihrung i.S.d. § 620 Abs. 1 BGB vgl. Teumer,
VersR 2009, 333 ff.

303 Vgl. Teumer/Stamm, VersR 2008, 174, 177 f. zur Kosmetik.
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bestehenden besonderen Vertrauens des Patienten immer Dienste hoherer Art er-

bringt,304 also auch bei privaten Zusatzleistungen.

Kiindigt der Patient gemél} § 627 Abs. 1 BGB, 16st sich das Dienstverhéltnis zum
Arzt mit sofortiger Wirkung auf.305 Ubt der Patient das Kiindigungsrecht also vor
Beginn der érztlichen Untersuchung oder Behandlung aus, entfillt mit seinem
eigenen Anspruch auf den Dienst auch der érztliche Vergiitungsanspruch. Erklért
der Patient die Kiindigung jedoch erst nach Beginn der érztlichen Untersuchung
oder Behandlung, hat er gemdf3 § 628 Abs. 1 S. 1 BGB dem Arzt eine Teilvergii-
tung zu zahlen. Diese Teilvergiitungspflicht entfédllt ausnahmsweise nach § 628
Abs. 1 S. 2 BGB dann, wenn der Arzt sich vertragswidrig verhalten hat306 und
der Patient an den bisher erbrachten irztlichen Leistungen kein Interesse hat.307
Als vertragswidriges Verhalten lassen sich Behandlungs- ebenso wie Aufkla-
rungsfehler ausmachen. Da solche zugleich auch eine Pflichtverletzung im Sinne
des § 280 Abs. 1 BGB darstellen, kann die drztliche Vergiitung bei schuldhaftem
Verhalten des Arztes iiberdies auch nach Mallgabe der §§ 280 Abs. 1 u. 3, 281
Abs. 1 S.3, Abs. 4 u. 5,346 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 BGB insgesamt entfallen.308

304 vgl. Prot., Bd. II, S. 302 f. und bereits RG HRR 1932, Nr. 1440; BGH NJW 2011,
1674, Tz. 8 a.E.; dies gilt auch fiir Dienstvertrdge iiber drztliche Tétigkeit, die der
Patient mit einer juristischen Person, etwa einer GmbH, schliefit, vgl. BGH NJW
2010, 150, 152, Tz. 19; Henssler, in: MK, § 627 BGB, Rn. 25.

305 vgl. nur Henssler, in: MK, § 627 BGB, Rn. 28.

306 BGH NJW 2011, 1674, 1675, Tz. 14 f.; sowohl Schlechtleistung als auch Aufkli-
rungsfehler kdnnen vertragswidrig sein, vgl. OLG Hamm MedR 2007, 649.

307 Fehlendes Interesse erkennt die Rechtsprechung insb., wenn die Leistung fiir den
Patienten vollig wertlos und unbrauchbar ist, vgl. BGH NJW 2011, 1674, 1675, Tz.
18.

308 vgl. dazu und zum parallel laufenden Interessewegfall i.R.d. § 628 Abs. 1 S. 2 BGB
1.E. Voigt, 1GeL, 2. Kap., 2. Abschn., 1. u. 2. Teil, i. Ersch.
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6.2.2 Widerrufsrecht des Patienten — §§ 312 Abs. 1 S. 1, 355 BGB?

Ahnlich wie es auch in der Fragestellung der Bundesanstalt fiir Landwirtschaft
und Erndhrung anklingt, ist bereits im Arbeitsrecht die Frage aufgeworfen wor-
den, ob zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer am Arbeitsplatz geschlossene
Authebungsvertrige dem Uberrumpelungsschutz des § 312 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BGB
unterfallen und ein verbraucherschiitzendes Widerrufsrecht des Arbeitnehmers
begriinden.309 Inspiriert durch diese Diskussion lieBe sich auch fiir den Arztver-
trag grundsédtzlich an eine (analoge) Herleitung eines Widerrufsrechts des Patien-
ten aus § 312 Abs. 1 S. 1 BGB oder die Schaffung einer vergleichbaren Bestim-

mung de lege ferenda denken.

Eines solchen verbraucherschiitzenden Widerrufsrechts bedarf es im Bereich drzt-
licher Behandlung jedoch nicht, weil seit jeher das Arztvertragsrecht dem Patien-
ten mit §§ 627 Abs. 1, 628 BGB eine Losung vom Arztvertrag auf hdchstem

Schutzniveau ermdglicht.310

Eine Kiindigung nach §§ 627 Abs. 1, 628 BGB deckt sich — auch bei 1GeL-
Vereinbarungen — im Ergebnis von den Rechtsfolgen her mit denen eines Wider-
rufes:311 Nach § 355 Abs. 1 S. 1 BGB ist der Verbraucher an seine auf einen Ver-
tragsschluss gerichtete Willenserkldrung nicht mehr gebunden, so dass der Ver-
trag entfillt und mit ihm etwaige Vergiitungsbestimmungen. Nach Ausiibung ei-
nes verbraucherschiitzenden Widerrufsrechts schuldet der Verbraucher gleichwohl
gemal §§ 357 Abs. 1 S. 1, 346 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 BGB Wertersatz fiir die erhaltene

Leistung, wenn — wie bei Dienstleistungen — die Riickgewédhr oder Herausgabe

309 vgl. dazu Lorenz, JZ 1997, 277; abgelehnt von BAGE 109, 22 = NJW 2004, 2401.

310 vgl. Henssler, in: MK § 627 Rn. 3 zur Durchbrechung sonst geltender Aufldsungs-
bestimmungen.

311 Allg. zur Angleichung der Rechtsfolgen der Kiindigung nach § 628 BGB, des Riick-
tritts nach § 346 BGB und des Bereicherungsausgleichs nach § 818 Abs. 2 BGB
durch die Schuldrechtsreform 2002 vgl. Preis, in: Staudinger, § 628 BGB, Rn. 33.
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des bereits Erlangten ausgeschlossen ist.312 Hat der Patient IGeL bereits in An-
spruch genommen, kann er sie nicht wieder herausgeben und ist deshalb zum
Wertersatz verpflichtet. Dieser berechnet sich gemél § 346 Abs. 2 S. 2 Hs. 1 BGB
auf der Grundlage der vertraglich geschuldeten Gegenleistung, so dass bei Dienst-
leistungen — wie IGeL — § 612 BGB in Verbindung mit der GOA heranzuziehen
ist.313 Auch nach Ausiibung eines verbraucherschiitzenden Widerrufsrechts
schuldete der Patient dem Arzt fiir bereits erhaltene édrztliche Leistungen also eine
(jedenfalls teilweise) Vergiitung nach GOA, die nur bei Wertlosigkeit314 oder
etwa unter den Voraussetzungen des § 346 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 BGB315 entfillt und
mithin zu denselben Ergebnissen wie das Kiindigungsrecht flihrte (s. insb. Ab-

schnitt 6.2.1 a.E.).

Das Kiindigungsrecht aus § 627 Abs. 1 BGB stellt somit zugunsten des Patienten
ein Regulativ dar, das ihm — ebenso weitreichend wie der verbraucherrechtliche
Widerruf — schon nach geltendem Recht die Mdglichkeit der Auflosung eines
missliebigen oder bereuten Vertrages einrdumt. Insbesondere schiitzt ihn die freie
Kiindbarkeit des Arztvertrages vor unerwarteten Kostenfolgen. Der Patient hat
dementsprechend nach Aufkldarung und vor Beginn der eigentlichen Behandlung
Gelegenheit, die Vergilitungspflicht rechtzeitig durch die Vertragskiindigung zu

Fall zu bringen.

Nach ordnungsgemiBer wirtschaftlicher Aufklédrung kann also nicht davon die
Rede sein, die Kosten trifen den Kassenpatienten bei Inanspruchnahme von 1GeL

vollig unerwartet. Vielmehr kann der Patient folgenlos wieder Abstand von dem

312 Grundsitzlich zum Wertersatz bei Dienstleistungen Kaiser, in: Staudinger, § 346
BGB, Rn. 98 ff.; Réthel, in: Erman, § 346 BGB, Rn. 8 schlief3t ausdr. Gesundheits-
leistungen ein; vgl. auch Gaier, in: MK § 346 BGB, Rn. 20 f.

313 vgl. Gaier, in: MK § 346 BGB, Rn. 21; Kaiser, in: Staudinger, § 346 BGB, Rn. 104;
Lobinger, in: Soergel, § 346 BGB, Rn. 94.

314 7ur Begrenzung des Wertersatzes bei minderwertigen Leistungen vgl. Kaiser, in:
Staudinger, § 346 BGB, Rn. 105.

315 Dazu fiir die Falle der Schlechtleistung und bei Aufklirungsfehlern im Rahmen von
IGeL Voigt, 1GeL, 2. Kap., 2. Abschn., 1. u. 2. Teil, i. Ersch.
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IGeL-Angebot nehmen, indem er es nach erfolgter Aufkldarung ablehnt und auf
diese Weise den Arztvertrag zumindest im Umfang der ansonsten kostenpflichti-

gen IGeL-Vereinbarung kiindigt.

Fehlerhafte Aufklarung hingegen bewirkt, dass der Patient sich gemil § 628
Abs. 1 S. 2 BGB sogar nach Erhalt einer IGeL von dem Vertrag noch 16sen kann,
regelméBig ohne dass ihn eine Vergiitungspflicht trifft (dazu bereits Abschnitt
6.2.1 a.E.).

6.3 Besteht fiir PKV-Versicherte, insbesondere fiir Personen, die im Ba-
sistarif/Tarifen mit geringerem Leistungsumfang bzw. ohne Zusatzversi-
cherung versichert sind, ein Schutzbediirfnis fiir eine Schriftformerfor-
dernis des Behandlungsvertrages?

Die oben im Rahmen der Uberlegungen zur Verschriftlichung des Aufklirungsge-
schehens gefundenen Schliisse (s. Abschnitte 6.1.2.2 und 6.1.2.4) sind auch auf
Privatpatienten im Basistarif zu libertragen, insbesondere die generelle Besorgnis
eines normativen Widerspruches zwischen der als Vertrauensverhéltnis konzipier-
ten Arzt-Patient-Beziehung mit privilegierter Kiindbarkeit (§ 627 Abs. 1 BGB,
dazu Abschnitt 6.2) gegeniiber der einem Schriftformzwang innewohnenden

Misstrauenskonzeption.316

Bei Privatversicherten im Basistarif kommt hinzu, dass diese — anders als GKV-
Patienten — in kein alle Akteure der Leistungserbringung und —abrechnung ein-
schlieBendes normatives Gesamtkonzept integriert sind.317 Wihrend zwischen
Vertragsarzt und Kassenpatient nicht nur ein Behandlungsvertrag besteht, sondern
beide iiber die zustindige Kassenérztliche Vereinigung und Krankenkasse auch

im Rahmen des Abrechnungsverhiltnisses mittelbar in einer Rechtsbeziehung

316 Dazu und zum Streitstand im Einzelnen niher Voigt, 1GeL, 2. Kap., 1. Abschn., 2.
Teil, 1. Ersch.

317 Vgl. Katzenmeier, Arzthaftung, 2002, S. 94 ff.
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stehen, fehlt es an einem solchen Uberbau bei der PKV.318 Entsprechend werden
Privatversicherte mit Fragen der Kostentragung anders als Kassenpatienten ohne
Zwischenschaltung Dritter unmittelbar vom Arzt herangezogen319 und wissen,
dass sie die Kosten einer Behandlung immer selbst zu tragen haben, wihrend eine
nachgehende Kostenerstattung durch die PKV allein vom jeweils abgeschlossenen
Versicherungsvertrag abhingt und im Einzelfall zum Nachteil des Patienten schei-
tern kann. Anders als der Kassenpatient, der bei der konventionellen Heilbehand-
lung prinzipiell nie Kosten endgiiltig zu tragen oder vorzuschieBBen hat, weil3 der
Privatversicherte, dass er selbst Vergiitungsschuldner des Arztes ist und kennt
entweder die Vertragsbedingungen seiner PKV oder hat sich dort im Einzelfall
selbst nach Aspekten der Kosteniibernahme zu erkundigen. Aus dem Blickwinkel
allein des Vermogensschutzes ist das Schutzbediirfnis Privatversicherter deshalb
sogar geringer als bei Kassenpatienten, es bedarf keiner besonderen Warnung

oder Beweissicherung.

Der Arzt indessen steht — anders als im Rahmen der GKV — in keiner Rechtsbe-
ziehung zu der PKV, so dass er deren Vertragsbedingungen auch nicht ohne Wei-
teres kennen kann und muss. Im Rahmen der wirtschaftlichen Aufklérung fiihrt
dies dazu, dass der Arzt nur bei einem konkret gegebenen Wissensvorsprung den
Privatversicherten iiber eine fehlende Kostentragung durch dessen PKV aufzukla-
ren hat (dazu Abschnitt 6.1.1.3). Fiir ein Schriftformerfordernis kann insoweit
nichts anderes gelten: Gerade angesichts der geringen Zahl der im Basistarif Pri-
vatversicherten (s. Abschnitt 5.9) werden Arzte regelmiBig nicht wissen, ob ein
konkreter Patient im Basistarif oder anderweitig privatversichert ist. Bestiinde nun
fir Privatversicherte im Basistarif ein Schriftformerfordernis, wiisste der Arzt

ohne einen solchen Informationsvorsprung regelmdfig nicht, ob der Vertrag

318 Dazu etwa Quaas, in: Quaas/Zuck, Medizinrecht, 2008, § 13, Rn. 2 ff., S. 258 f.

319 Nzher zur Abrechnung nach GOA Lipp, in: Laufs/Katzenmeier/Lipp, Arztrecht,
2009, Kap. 31V 1, Rn. 40 ff., S. 78 ff.; Voigt, 1GeL, 2. Kap., 3. Abschn., i. Ersch.



150 IGES / Katzenmeier

schriftlich abzuschliefen sei. Eine Pflicht des Arztes zu entsprechenden Nachfra-
gen zu begriinden, stiinde jedoch in Widerspruch zum Biirgerlichen Recht im Ub-
rigen: Weder ist der Anwalt verpflichtet, den Mandanten nach Bestehen einer
Rechtschutzversicherung zu befragen, noch der Architekt den Bauherrn etwa nach
einem kostendeckenden Bausparvertrag. Es gilt stattdessen die Bindung des Ge-
schéftsfdhigen an seinen erkliarten Willen, der im Dienstrecht grundsétzlich eine
Vergiitungspflicht nach sich zieht (vgl. §§ 611 Abs. 1, 612 BGB). Abweichungen
von dieser Konzeption fiihrten letztlich zu einer unentgeltlichen Leistungspflicht
des Arztes oder miissten mit einem Schriftformerfordernis jedweder Privatbe-

handlung oder Dienstleistung einhergehen.

Schriftformerfordernisse fiihrten in diesem Kontext zu erheblichen Friktionen
innerhalb des privatrechtlichen Arzt- und Dienstrechts, ohne dass mit weiterer
Reglementierung fiir das mal3gebliche Vertrauen des Patienten in den Arzt etwas

gewonnen wére.

Zu diesen durchgreifenden Bedenken treten bei Privatversicherten dieselben kon-
struktiven Schwierigkeiten wie bei Kassenpatienten: Allein an den unbestimmten
und angesichts der Fortschrittsdynamik nicht abschlieend eingrenzbaren 1GeL-
Begriff lassen sich Rechtsfolgen schwerlich ankniipfen und fiihrten iiberdies zu
erheblichen Spannungen im Grenzbereich zwischen 6ffentlichem und privatem

Behandlungsvertragsrecht und Abrechnungswesen.320

Eine Ankniipfung rechtlicher Regelungen an Kostenaspekte lasst sich wegen der
Vielfalt von (Zusatz-) Versicherungsvereinbarungen nicht nur im PKV-Bereich
und wegen der nach §§ 611 Abs. 1, 612 BGB grundsétzlich dem Patienten zuge-

wiesenen Vergiitungspflicht schwerlich umsetzen.

320 Brenner, in: Hess/Klakow-Franck, S. 15 weist zutreffend darauf hin, dass auch der
Begriff des ,,Zweiten Gesundheitsmarktes* wenig konturiert ist. Entsprechend ent-
zieht er sich einer isolierten, andere Bereiche des Kassen- und Privatbehandlungs-
rechts nicht betreffenden Regulierbarkeit.
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Eine Orientierung weiterer gesetzlicher Sonderregeln an medizinischen Aspekten
der Behandlung wiederum kann kaum alle IGeL erfassen, weil einige Methoden
berufsfachlich bereits verbreitet Anerkennung gefunden haben und inzwischen
auch vom GKV-Spitzenverband als tendenziell positiv bewertet werden (s. dazu
Abschnitt 6.1.2.1). Gegebenenfalls wéren jedoch teilweise auch umstrittene GKV-
Methoden von solchen Regeln miterfasst. Im Privatbehandlungsbereich gilt mit
Riicksicht auf medizinische Behandlungsaspekte zudem schon jetzt § 1 Abs. 2
GOA, der fiir medizinisch nicht notwendige Behandlungen ein Verlangens-
erfordernis des Patienten statuiert, das faktisch wegen entsprechender drztlicher
Formularverwendung zur Beweisvorsorge bereits wie ein Schriftformerfordernis

wirkt — unabhiingig, ob Kassen- oder Privatversicherte betroffen sind.32!

321 Dazui.E. Voigt, 1GeL, 2. Kap., 3. Abschn., i. Ersch.
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7 Voraussichtlicher Nutzen und Verwertbarkeit der Ergebnisse

Die Untersuchung zum Informationsangebot zu Individuellen Gesundheitsleistun-
gen liefert einen Uberblick iiber die bestehenden Informationsméglichkeiten fiir
Verbraucherinnen und Verbraucher zu IGeL und die Nutzung dieser Informati-
onsmoglichkeiten. Fiir die Bewertung von Informationsmaterialien wurden etab-
lierte Instrumente zur Bewertung von Patienteninformationen recherchiert und
darauf aufbauend ein spezifisch auf IGeL angepasster Kriterienkatalog zusam-
mengestellt. Dieser ermdglicht eine Uberpriifung der Qualitit von bereits erstell-
ten Informationsmaterialien und kann auch fiir die Erstellung neuer Informati-
onsmaterialien herangezogen werden. Mithilfe dieses Kriterienkataloges wurde
das fiir Verbraucherinnen und Verbraucher bestehende Informationsangebot zu

IGeL hinsichtlich seiner Qualitdt bewertet.

Dartiber hinaus wurden relevante Aspekte fiir eine transparente Informationsdar-
stellung von Inhalten, Nutzen und Preisen von IGeL zusammengestellt und die
mogliche Ausgestaltung von ergdnzenden Informationswegen ebenso wie denkba-
re Alternativen bei der Umsetzung von bereits bestehenden Informationswegen

betrachtet.

Zudem wurden Anforderungen an Entscheidungshilfen definiert, die Verbrauche-
rinnen und Verbrauchern bei der Entscheidung fiir oder gegen die Inanspruch-

nahme einer IGeL heranziehen konnen.

Die Untersuchung betrachtet auch die relevanten juristischen Aspekte bei IGeL,
etwa zu den diesbeziiglichen Informationspflichten des Arztes. Dariiber hinaus
wurde die Notwendigkeit der Schriftform einer IGeL-Vereinbarung auf Grundlage
der rechtlichen Bestimmungen gepriift, ebenso wie der Vorschlag zur Vorgabe
einer Einwilligungssperre. Anhand der geltenden Kiindigungs- bzw.
Widerrufsmoglichkeiten wurde zudem untersucht, ob bei IGeL ein weitergehen-

des Schutzinteresse der Verbraucherinnen und Verbraucher besteht.
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Daneben wurden Uberlegungen zur mdglichen Konzeption einer IGeL-Liste und
deren denkbare Ausgestaltungsvarianten vorgestellt und diskutiert, ebenso wie

Moglichkeiten zum Qualititsmonitoring und zur Qualititssicherung fiir IGeL.

Da IGeL auch im Bereich der Privaten Krankenversicherung existieren, wurden
eine Schétzung der Bedeutung des IGeL-Marktes fiir PKV-Versicherte vorge-
nommen und die rechtlichen Umsténde einer Schriftformerfordernis fiir diese

Versicherten betrachtet.

Auf Basis der durch die Untersuchung gewonnenen Erkenntnisse soll das Bun-
desministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV)
in die Lage versetzt werden, das derzeit bestehende Informationsangebot fiir Ver-
braucherinnen und Verbraucher bewerten und auf dieser Grundlage eine Ent-
scheidung treffen zu konnen, ob Maflnahmen fiir eine Anpassung der bestehenden
Voraussetzungen fiir Verbraucherinnen und Verbraucher bei der Inanspruchnah-

me von IGeL angestoflen werden sollten.

Die Ergebnisse der Untersuchung erlauben neben einer Einschédtzung des Status
quo auch die Ableitung weiterer MaBBnahmen zum Verbraucherschutz im IGeL-
Markt. Die Ergebnisse der Analysen zu den rechtlichen Rahmenbedingungen im
IGeL-Markt ermoglichen eine Einschidtzung zur diesbeziiglich bestehenden Situa-

tion und weiterem Handlungsbedarf.

Die entwickelten 1GeL-spezifischen Bewertungskriterien fiir Informationsmateria-
lien konnen fiir die Priifung kiinftig zur Verfiigung stehender Informationsmateri-
alien, ebenso als Grundlage flir eine moglicherweise zu definierende Mindestan-
forderung an Informationsmaterialien oder fiir die Entwicklung eines standardi-

sierten Informationsangebotes herangezogen werden.

Auf der Grundlage der Untersuchungsergebnisse kann das Ministerium fiir Ernéh-
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz insgesamt mogliche Vorschliage zur
weiteren Ausgestaltung der Verbraucherschutzmafinahmen entwickeln, die in ak-
tuell und kiinftig gefiihrte Diskussionen um die Stirkung von Patienten- bzw.

Verbraucherrechten eingebracht werden konnen.
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8 Zusammenfassung

Individuelle Gesundheitsleistungen (IGeL) sind drztliche Leistungen, die nicht im
Leistungskatalog der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) enthalten sind
und fiir deren Kosten Verbraucherinnen und Verbraucher somit selbst autkommen
miissen. Sie unterliegen weder einer einheitlichen Systematik noch einer einheitli-
chen Definition, sondern definieren sich durch eine rein normativ-formelle Ab-
grenzung zum Leistungsspektrum der Gesetzlichen Krankenversicherung
(GKV).322 Von niedergelassenen Arzten werden diese Leistungen privat liqui-
diert. IGeL finden sich in unterschiedlichen medizinischen Leistungsbereichen,
etwa bei den Vorsorgeuntersuchungen, bei medizinisch-kosmetischen Leistungen

oder bei Laborleistungen.

Studien zeigen iibereinstimmend, dass IGeL von Arzten zunehmend angeboten
werden und fiir niedergelassene Arzte eine zunehmende wirtschaftliche Bedeu-
tung erlangen. Im Jahr 2010 wurden geschitzt 15,8 Millionen IGeL mit einem

Leistungsvolumen von 1,5 Mrd. Euro in Anspruch genommenen. 323

322 Nicht Bestandteil des GKV-Leistungskataloges sind diese Leistungen
a) weil sie nach SGBV bzw. nach Bundesmantelvertrag von der GKV-
Leistungspflicht ausgeschlossen sind,;
b) wegen fehlender Anerkennung durch den Gemeinsamen Bundesausschuss
(G-BA) aufgrund eines negativen Beschlusses des G-BA oder aufgrund eines feh-
lenden Beschlusses des G-BA;
¢) wegen fehlender Wirtschaftlichkeit (diese Leistungen sind zwar Bestandteil des
GKV-Leistungskatalogs, im konkreten Behandlungsfall sind sie aber als unwirt-
schaftlich anzusehen).

323 Der Leistungsumfang der Privaten Krankenversicherung umfasst zwar i. d. R. IGeL,
seit 2009 bietet die private Krankenversicherung allerdings auch den branchenein-
heitlichen Basistarif an, dessen Leistungen sich an denen der GKV orientieren und
entsprechend sind IGeL fiir Versicherte im Basistarif i. d. R. Selbstzahlerleistungen.
Aufgrund der sehr geringen Versichertenzahlen im Basistarif wird das IGeL Leis-
tungsvolumen bei diesen Versicherten jedoch lediglich auf 510 Tsd. € jahrlich ge-
schatzt.
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Fiir Verbraucherinnen und Verbraucher stellt sich bei IGeL die individuelle Frage
der Einschidtzung von Bedarf, Notwendigkeit, Wirksamkeit und Angemessenheit

(inkl. Risiken) der Leistungen und der Angemessenheit ihrer Preise.

Verbraucherinnen und Verbraucher sind somit im Bereich der IGeLL — unabhéngig
von bestehenden Informationsasymmetrien zwischen ihnen und den Anbietern —
in starkerem Maf3e als in dem regulierten Markt der GKV-Leistungen auf transpa-

rente Informationen als Entscheidungshilfe angewiesen.

Die vorliegende Studie im Auftrag der Bundesanstalt fiir Landwirtschaft und Er-
ndhrung untersucht daher das fiir Verbraucherinnen und Verbraucher bestehende
Informationsangebot und deren Nutzung, die rechtlichen Rahmenbedingungen

und mogliche Mafinahmen zur transparenten Informationsdarstellung fiir IGeL.

8.1 Informationsmoéglichkeiten fiir Verbraucherinnen und Verbraucher

Informationsmaterialien zu IGeL. werden von verschiedenen Organisationen ent-
wickelt und Verbraucherinnen und Verbrauchern bereitgestellt. Neben niederge-
lassenen Arzten als Anbieter von IGeL stellen u. a. auch Krankenkassen, Kassen-
drztliche Vereinigungen, Arztekammern, Verbraucherzentralen oder Patientenbe-
ratungsstellen Informationsmaterialien bereit. Informationen werden in unter-
schiedlicher Form bereitgestellt, etwa als Broschiiren oder Faltblitter, als Online-
information, durch Beitrdge in Verbraucher- oder Gesundheitszeitschriften oder
auch als Biicher. Insgesamt ist das Informationsangebot fiir Verbraucherinnen und
Verbraucher zu IGeL sehr vielfaltig. Die angebotenen Informationsquellen unter-
scheiden sich auch hinsichtlich der Nutzung durch die Verbraucherinnen und

Verbraucher. Der Arztbesuch stellt die haufigste Informationsquelle dar, in den
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vergangenen Jahren zeigte sich jedoch eine starke Zunahme der Nutzung des

Internets fiir gesundheitliche Fragestellungen.324

Anhand einer systematischen Literatur- und Internetrecherche und Recherchen in
Arztpraxen wurde im Rahmen der vorliegenden Studie eine Auswahl von Infor-
mationsmaterialien fiir Verbraucherinnen und Verbraucher zu IGeL. zusammenge-
tragen und hinsichtlich ihrer Qualitit und ihrer Eignung als Entscheidungshilfe fiir

Verbraucherinnen und Verbraucher bewertet.

Fiir diese Bewertung wurde aufbauend auf etablierten Instrumenten zur Bewer-
tung von Patienteninformationen ein spezifisch auf IGeL angepasster Kriterienka-
talog bestehend aus 22 Kriterien entwickelt. Mithilfe dieses Kriterienkatalogs
wurde das im Rahmen der Recherchen zusammengetragene Informationsangebot
sowohl hinsichtlich allgemeiner Informationen zum Thema IGeL als auch fiir ein-

zelne 1GeL bewertet.

Die detaillierte Untersuchung ausgewihlter Informationsmaterialien zeigt ebenso
wie die Priifung der insgesamt recherchierten Informationsangebote, dass den
Verbraucherinnen und Verbrauchern eine Vielzahl von Moéglichkeiten zur Verfii-
gung steht, um entscheidungsunterstiitzende Informationen einzuholen. Bei den
Informationsmoglichkeiten bestehen jedoch sehr deutliche Unterschiede hinsicht-

lich des Umfangs, des Informationsgehaltes und der Qualitit.

Von den betrachteten Informationsmaterialien stellen einige den Verbraucherin-
nen und Verbrauchern durchaus die notwendigen Informationen bereit, die sie bei
ihrer Entscheidung fiir oder gegen die Inanspruchnahme einer 1GeL unterstiitzen
konnen. Sie beinhalten wichtige Hinweise zum Umgang mit IGeL und nennen
beispielsweise Fragen, die die Verbraucherinnen und Verbraucher vor der Ent-
scheidung mit ithrem Arzt besprechen sollten. Vielfach werden in den Informati-

onsmaterialien zusdtzlich auch ergidnzende Informationsangebote benannt, die

324 Dies bezieht sich auf Informationsmdglichkeiten zu gesundheitlichen Fragestellun-
gen im Allgemeinen und nicht explizit auf IGeL. Studien zur Nutzung der Informati-
onsmoglichkeiten in Zusammenhang mit IGeL konnten nicht ermittelt werden.
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weiterfilhrende Informationen bereitstellen. Einige Informationsmaterialien zu
einzelnen IGeL stellen auch umfangreiche Informationen etwa zu Nutzen, Risiken
und den voraussichtlich entstehenden Kosten (i. d. R. als Kostenspanne) der Leis-
tung dar. Von den anhand des entwickelten Kriterienkatalogs untersuchten Patien-
teninformationen stellt derzeit der Medizinische Dienst des Spitzenverbandes
Bund der Krankenkassen e. V. (MDS) mit dem Internetportal www.igel-
monitor.de das beste Informationsangebot zur Verfiigung. Viele der identifizierten
Informationsmaterialien sind jedoch kaum geeignet, um Verbraucherinnen und
Verbrauchern eine informierte Entscheidung fiir oder gegen eine 1GeL zu ermog-
lichen, beispielsweise wegen einer sehr geringen Detailtiefe. Vielfach finden Ver-
braucherinnen und Verbraucher nur grundlegende, allgemein gehaltene Informati-
onen, die nicht auf konkrete Fragestellungen eingehen, die sich ihnen bei der Ent-

scheidung iiber die Inanspruchnahme einer IGeL stellen konnten.

Insbesondere bei der nicht repriasentativen Auswahl von Informationsbroschiiren,
die Verbraucherinnen und Verbrauchern in Arztpraxen zur Verfiigung gestellt
werden, zeigte sich im Rahmen der Untersuchung, dass diese vielfach keine zu-
verldssige Verbraucherinformation darstellen, sondern eher oberfldchlich Leistun-
gen vorstellen, ohne die fiir die Entscheidung fiir oder gegen eine IGeL notwendi-

ge Grundlage an Informationen bereitzustellen.

Unabhingig von der Ausgestaltung der Informationsangebote kann Informati-
onsmaterial stets nur als unterstiitzende Entscheidungshilfe angesehen werden, da
bei einer Entscheidung iiber die Inanspruchnahme auch die individuellen Umstén-
de der Verbraucherinnen und Verbraucher zu beriicksichtigen sind und eine Bera-

tung durch den Arzt daher unerlésslich ist.

8.2 Rechtliche Aspekte zu darztlichen Informationspflichten, zum
Widerrufsrecht und zum Schutzbediirfnis fiir eine Schriftformerfordernis
bei PKV-Versicherten bei 1GeLL

Im Vergleich zur konventionellen Heilbehandlung treffen den Arzt bei IGeL in
verschiedener Hinsicht gesteigerte Aufklarungsanforderungen. So ist Arzt auf-

grund der bei IGeL gegebenen Besonderheiten regelméfig in besonderem Malle
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zur Aufklarung tiber Risiken der Behandlung, auch im Vergleich zu einer Nicht-
behandlung, iiber Behandlungsalternativen und zu Nutzen und Reichweite der
Leistung verpflichtet. Er muss zumeist insbesondere auch auf ungewisse Risiken
und den moglicherweise umstrittenen Nutzen der beabsichtigten Behandlung hin-
weisen und dies bei uniiblichen Methoden ausgiebig und nachdriicklich artikulie-
ren. Dabei darf er den Patient zu keiner Entscheidung drdngen und muss ihm eine
angemessene Bedenkzeit einrdumen. Der Patient kann eine 1GeL-Vereinbarung
wie jeden Arztvertrag nach § 627 Abs. 1 BGB jederzeit fristlos und ohne wichti-
gen Grund kiindigen. Da sich eine solche Kiindigung nach §§ 627 Abs. 1, 628
BGB auch bei IGeL-Vereinbarungen im Ergebnis von den Rechtsfolgen her mit
denen eines Widerrufes deckt, wiirde die Schaffung eines Widerrufsrechtes in
Verbindung mit § 355 BGB bei Vertrdagen iiber IGeL keinen weitergehenden Ver-

braucherschutz bewirken als die geltende Rechtslage.

Eine Stiarkung der rechts-tatsdchlichen Position von Verbraucherinnen und Ver-
brauchern konnte aufgrund des rechtlich bereits umfassend gewdhrleisteten Pati-
entenschutzes insbesondere bei der Aufklarung moglicherweise nicht im Wege
ausgreifender Rechtssetzung zu suchen sein, sondern eben durch Patienteninfor-

mation, nicht nur medizinische, sondern auch rechtliche Aspekte betreffend.

8.3 1GeL-Liste

Im Kontext der Patienteninformation wurde im Rahmen der vorliegenden Unter-
suchung auch die mogliche Konzeption einer ,,IGeL-Liste” betrachtet. Derzeit
existiert keine solche abschlieBende und allgemein akzeptierte, einheitlich defini-
torische "IGeL-Liste" und da sich IGeL lediglich dadurch definieren, dass sie all-
gemein oder im Einzelfall von Verbraucherinnen und Verbrauchern privat zu fi-
nanzieren sind, also insbesondere nicht zum Leistungsumfang der GKV gehoren,

kann es ein solches abschlieBendes Verzeichnis nicht geben.

Denkbar wére jedoch eine IGeL-Liste als ein informatorisches Leistungsverzeich-
nis, das neben der Abgrenzung des Begriffs (IGeL sind Leistungen, die in der
IGeL-Liste aufgefiihrt sind, fiir GKV-Versicherte erbracht werden und im indivi-
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duellen Behandlungsfall nicht zum Leistungsumfang der GKV gehoren) auch die
Moglichkeit bieten konnte, fiir die Leistungen dieser IGeL-Liste Informationen
fiir Verbraucherinnen und Verbraucher zu hinterlegen. Eine eindeutige Leistungs-
definition konnte so die Basis und die Voraussetzung fiir eine Verbesserung der
Transparenz fiir Verbraucherinnen und Verbraucher bilden, die etwa durch die
evidenzbasierte Aufbereitung von patientenrelevanten Informationen zu diesen

Leistungen erreicht werden konnte.325

Aus der Sicht der Autoren konnte eine solchermallen erstellte informatorische
IGeL-Liste mittelfristig zu einer ,,Leistungs- bzw. Produktvereinheitlichung® im
Bereich des 1GeL-Marktes fiihren ohne hierbei das privatrechtliche Vertragsver-
hiltnis zwischen Arzt und Patient oder das privatérztliche Abrechnungssystem zu

tangieren.

In Deutschland existieren einige Akteure im Gesundheitswesen, die mit der
evidenzbasierten Aufbereitung von Patienteninformationen umfangreiche Erfah-
rungen gesammelt haben. Hierzu zdhlt insbesondere das Institut fiir Qualitidt und
Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG), zu dessen Aufgaben insbeson-
dere auch die Bereitstellung von fiir alle Biirgerinnen und Biirger versténdlichen,
allgemeinen Informationen zur Qualitdt und Effizienz in der Gesundheitsversor-
gung sowie zu Diagnostik und Therapie von Krankheiten mit erheblicher epide-

miologischen Bedeutung zéhlt.

325 Solche einheitlichen Leistungsdefinitionen haben insbesondere im stationiren Sek-
tor, durch die Einfiihrung des Fallpauschalensystems (G-DRG-System), zu einer zu-
nehmenden Transparenz des Leistungsgeschehens auch fiir die Verbraucherinnen
und Verbraucher gefiihrt.
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8.4 Qualitiitssicherung bei IGeL

Im Unterschied zum vertragsérztlichen Versorgungsbereich, in dem eine Vielzahl
von z. T. sehr detaillierten Regelungen zur Qualitétssicherung bestehen,326 exis-
tieren im Bereich der IGeL derzeit keine kollektiv vereinbarten Qualititssiche-
rungsstandards und keine unabhéngige Instanz, die die Qualitdt der IGeL {iiber-
wacht; IGeL kdnnen somit weitgehend ohne Kontrolle sowohl angeboten als auch
erbracht werden, zentrale Kontrollinstanzen bleiben der Patient und die durch ihn
angerufenen Arztekammern und Gerichte. Ein Arzt, dessen Qualifikation oder
Praxisausstattung nicht den Anforderungen der vertragsdrztlichen Versorgung
geniigt, kann theoretisch dieselbe Leistung als Privatleistung anbieten. Es gelten
jedoch auch fiir IGeL die drztlichen Fachgebietsgrenzen, deren Uberschreitung
mit erhohten Haftungsrisiken des Arztes gegeniiber dem Patienten verbunden ist
und die Regelungen der drztlichen Berufsausiibung, die den Arzt zu einer kunst-
und standardgerechten Behandlung mit Bedacht auch auf medizinische Leitlinien

verpflichten.

Theoretisch konnten Qualitdtssicherungsaspekte bei der derzeitigen Novellierung
der GOA beriicksichtigt werden, wiirden damit allerdings alle privatirztlichen
erbrachten Leistungen und nicht ausschlieBlich IGeL betreffen. Die Abrechnungs-
fahigkeit von Leistungen (IGeL) im privatdrztlichen Bereich direkt an Mindest-
standards dhnlich denen im vertragsérztlichen Bereich zu koppeln, erscheint auf-
grund der unterschiedlichen Rechtsnormen und der fehlenden Kontrollmoglich-

keit solchermallen gesetzter Qualitdtsstandards allerdings derzeit kaum umsetzbar.

Allerdings konnte in Verbindung mit einer informatorischen IGeL-Liste auch die
Moglichkeit zur Qualitédtssicherung auf einer freiwilligen Basis durch Zertifizie-

rungen spezifisch fiir IGeL bestehen. Mit einem Zertifizierungsverfahren, das die

326 7. B. die Vereinbarungen gemiB § 135 Abs.2 SGB V, die die Voraussetzungen zur
Ausfithrung und Abrechnung von Leistungen regeln und Mindeststandards u. a. fiir
die fachliche Befdhigung oder zu einer Mindestzahl von durchgefiihrten Leistungen
je Jahr beinhalten oder die Leistungsreglementierungen im Einheitlichen Bewer-
tungsmalfstab (EBM) selbst.
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Besonderheiten von IGeL beriicksichtigt, konnte die Qualitit der Leistungserbrin-
gung im Bereich der IGeL sichergestellt werden. Die mogliche Spannbreite sol-
cher Zertifizierungsinstrumente ist hierbei hinsichtlich der Ausgestaltung des Zer-
tifizierungsverfahrens und dessen Instrumenten als auch des damit verbundenen

Aufwandes sehr grof3.

Die Marktdurchdringung eines solchen Zertifizierungssystems und damit die ent-
sprechenden qualititsfordernden Anreize aus Sicht der Verbraucherinnen und
Verbraucher konnte ein solches Zertifizierungsverfahren allerdings lediglich er-
langen, wenn es entweder auf einem breiten Konsens der beteiligten Akteure be-
ruht (anbieterseitig) oder ggf. durch umfassende Patienteninformationen hiufig
nachgefragt wird. Beide Aspekte konnen bei der Wahl und der Ausgestaltung ei-

nes Zertifizierungssystems beriicksichtigt werden.

8.5 Fazit und Ausblick

Transparente Informationen sollen Verbraucherinnen und Verbraucher ,,befdhi-
gen, eigenstindig oder gemeinsam mit Anderen Entscheidungen zu Gesundheits-
fragen zu treffen, die ihren personlichen Praferenzen, Wertvorstellungen und Le-
benssituationen so weit wie mdglich entsprechen®. Dariiber hinaus gelten Kompe-
tenz und Entscheidungsbeteiligung, d. h. Partizipation ,,als Schliisselqualititen der

Nutzer von Gesundheitsleistungen fiir eine optimale Beanspruchung des Gesund-

heitswesens und zur Steuerung der Versorgung*.327

Das bestehende Informationsangebot zu IGeL ist insgesamt sehr vielfdltig, aller-
dings von sehr unterschiedlicher Qualitét. Die fehlende exakte Leistungsabgren-
zung von IGeL erschwert dariiber hinaus eine Transparenz fiir Verbraucherinnen

und Verbraucher.

Aufgrund der deutlich unterschiedlichen Interessen der Akteure im Gesundheits-

wesen zu IGeL konnte die Erstellung einer informatorischen 1GeL-Liste verbun-

327 Klemperer et al. Die ,Gute Praxis Gesundheitsinformation®.
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den mit einem freiwilligen Zertifizierungssystem fiir Arztpraxen mittelfristig zu
einer ,,Leistungs- bzw. Produktvereinheitlichung* und zu definierten Qualititsan-
forderungen im Bereich des IGeL-Marktes fiihren, ohne hierbei das privatrechtli-
che Vertragsverhidltnis zwischen Arzt und Patient oder das privatirztliche Ab-

rechnungssystem zu tangieren.
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9 Gegeniiberstellung der urspriinglich geplanten zu den tatséich-
lich erreichten Zielen

Das Ziel der Untersuchung bestand u.a. in der systematischen und wissenschaftli-
chen Analyse des aktuellen Informationsangebotes zu IGeL sowie in der Bewer-
tung der Transparenz und der Mdoglichkeiten zur Bildung von Entscheidungskom-
petenz fiir Verbraucherinnen und Verbraucher. Dariiber hinaus sollten im Rahmen
der Untersuchung die bestehenden rechtlichen Rahmenbedingungen ausgearbeitet
und im Hinblick auf einen rechtlich wirksamen Patienten- und Verbraucherschutz

evaluiert werden.

Hinsichtlich der fiir die Zielerreichung geplanten und vom Auftraggeber vorgege-
benen Methodik haben sich wihrend der Durchfiihrung der Untersuchung keine
Abweichungen zum geplanten Vorgehen der Identifikation und Analyse der In-
formationsmdglichkeiten ergeben. Die Methodik wurde lediglich fiir die Untersu-
chung einzelner Fragestellungen geringfiigig angepasst, sofern durch eine solche
Anpassung weiterfithrende Erkenntnisse zu erwarten waren. Dies betraf etwa die
Analyse der Bedeutung des 1GeL-Marktes fiir PKV-Versicherte. Aufgrund feh-
lender Daten zur Quantifizierung der Leistungsmenge oder des Leistungsvolu-
mens zur Inanspruchnahme von IGeL durch diese Versicherten wurden der Um-
satz und die Menge basierend auf der Leistungsinanspruchnahme der GKV-

Versicherten geschétzt.

Da zudem keine Studien zum aktuellen Informationsangebot zu IGeL direkt in der
Arztpraxis identifiziert werden konnten, wurde hier eine nicht reprisentative Pri-

mirerhebung durchgefiihrt, um einen Uberblick gewinnen zu kénnen.

Insgesamt haben sich im Verlauf der Untersuchung somit keine relevanten Ab-
weichungen zwischen den urspriinglich geplanten und den tatsichlich erreichten

Zielen der Untersuchung ergeben.
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Anhang

Tabelle 6: Treffer der systematischen Literaturrecherche

Richter S, Rehder H, Raspe H. Individuelle Gesundheitsleistungen und Leistungsbe-
grenzungen: Erfahrungen GKV-Versicherter in Arztpraxen. Deutsches Arzteblatt 2009;
106 (26): 433-9.

Schnell-Inderst P, Hunger T, Hintringer K, Schwarzer R, Seifert-Klauss VR, Gothe H,
Wasem J, Siebert U. Individuelle Gesundheitsleistungen. Ko6ln; 2011.

Quelle: IGES

Tabelle 7: Ubersicht Organisationsgruppen
Organisationsgruppen Anzahl
Organisatio-
nen
Landesportale der Bundeslander 16
Landesgesundheitsministerien und Bundesgesundheitsministerium 17
Kassenérztliche Vereinigungen und Kassenérztliche Bundesvereinigung 18
Krankenkassen und deren Verbiande 17
Landesérztekammern und Bundesirztekammer 18
Medizinische Berufsverbinde 58
Anbieter von IGeL Leistungsbestandteilen (Arzneimittel, Medizintech- 3
nik etc.)
Medizinische Fachgesellschaften 167
Privatérztliche Verrechnungsstellen 16
Bundesministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucher- 17
schutz und fiir Verbraucherschutz zustindige Landesministerien
Verbraucherzentralen der Lander und Verbraucherzentrale Bundesver- 17
band
Vertreter der Patienteninteressen (z. B. UPD) 6

Quelle: IGES
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Tabelle &: Ubersicht Organisationen (I)

Landesportale der Bundeslinder

Landesportal Baden-Wiirttemberg
Bayerisches Landesportal
Hauptstadtportal Berlin
Landesportal Brandenburg
Stadtportal Bremen

Stadtportal Hamburg

Landesportal Hessen

Landesportal Mecklenburg und Vorpommern
Landesportal Niedersachsen
Landesportal Nordrhein-Westfalen
Landesportal Rheinland-Pfalz
Landesportal Saarland
Landesportal Sachsen
Landesportal Sachsen-Anhalt
Landesportal Schleswig-Holstein

Landesportal Thiiringen
Quelle: IGES (Recherche vom 13.12.2011 bis 15.12.2011)
Tabelle 9: Ubersicht Organisationen (IT)

Landesgesundheitsministerien und Bundesgesundheitsministerium

Bundesministerium fiir Gesundheit

Ministerium fiir Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren Baden-
Wiirttemberg

Bayerisches Staatsministerium fiir Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Ge-
sundheit

Senatsverwaltung fiir Gesundheit und Soziales Berlin

Ministerium fiir Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen Brandenburg

Senat fiir Wissenschaft, Bildung und Gesundheit Bremen

Behorde fiir Gesundheit und Verbraucherschutz Hamburg

Hessisches Sozialministerium

Ministerium fiir Arbeit, Gleichstellung und Soziales Mecklenburg und Vorpommern
Niedersdchsisches Ministerium fiir Soziales, Frauen, Familie, Gesundheit und Integrati-
on

Ministerium fiir Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter des Landes Nordrhein-
Westfalen

Ministerium fiir Soziales, Arbeit, Gesundheit und Demografie des Landes Rheinland-
Pfalz

Ministerium fiir Gesundheit und Verbraucherschutz Saarland

Sachsisches Staatsministerium fiir Soziales und Verbraucherschutz

Ministerium fiir Arbeit und Soziales Sachsen-Anhalt

Ministerium fiir Arbeit, Soziales und Gesundheit Schleswig-Holstein

Ministerium fiir Soziales, Familie und Gesundheit Thiiringen

Quelle: IGES (Recherche vom 13.12.2011 bis 15.12.2011)
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Tabelle 10: Ubersicht Organisationen (I1T)

Kasseniirztliche Vereinigungen und Kassenérztliche Bundesvereinigung

Kassenirztliche Bundesvereinigung
Kassenérztliche Vereinigung Baden-Wiirttemberg
Kassenérztliche Vereinigung Bayerns
Kassenirztliche Vereinigung Berlin
Kassenérztliche Vereinigung Brandenburg
Kassenérztliche Vereinigung Bremen
Kassenirztliche Vereinigung Hamburg
Kassenirztliche Vereinigung Hessen
Kassenérztliche Vereinigung Mecklenburg-Vorpommern
Kassendrztliche Vereinigung Niedersachsen
Kassendrztliche Vereinigung Nordrhein
Kassenérztliche Vereinigung Rheinland-Pfalz
Kassenérztliche Vereinigung Saarland
Kassenirztliche Vereinigung Sachsen
Kassenérztliche Vereinigung Sachsen-Anhalt
Kassenérztliche Vereinigung Schleswig-Holstein
Kassenirztliche Vereinigung Thiiringen
Kassenirztliche Vereinigung Westfalen-Lippe

Quelle: IGES (Recherche vom 13.12.2011 bis 15.12.2011)

Tabelle 11: Ubersicht Organisationen (IV)

Krankenkassen und Krankenversicherungsunternehmen und deren Verbénde

GKYV-Spitzenverband

AOK Bundesverband

BKK Bundesverband

vdek

IKK Bundesverband
Spitzenverband der landwirtschaftlichen Sozialversicherung
Knappschaft Krankenkasse
BARMER GEK

Techniker Krankenkasse (TK)
DAK

AOK Bayern

AOK Baden-Wiirttemberg
IKK classic

AOK Rheinland/Hamburg
AOK NordWest

AOK plus

AOK Niedersachsen

Quelle: IGES (Recherche vom 13.12.2011 bis 15.12.2011)



IGES / Katzenmeier

179

Tabelle 12: Ubersicht Organisationen (V)

Landesarztekammern und Bundesirztekammer

Bundeséarztekammer
Landesirztekammer Baden-Wiirttemberg
Bayerische Landesérztekammer
Arztekammer Berlin
Landesérztekammer Brandenburg
Arztekammer Bremen

Arztekammer Hamburg
Landesédrztekammer Hessen
Arztekammer Mecklenburg-Vorpommern
Arztekammer Niedersachsen
Arztekammer Nordrhein
Landesirztekammer Rheinland-Pfalz
Arztekammer des Saarlandes

Séchsische Landesarztekammer
Arztekammer Sachsen-Anhalt
Arztekammer Schleswig-Holstein
Landesdrztekammer Thiiringen
Arztekammer Westfalen-Lippe

Quelle: IGES (Recherche vom 13.12.2011 bis 15.12.2011)

Tabelle 13: Ubersicht Organisationen (V1)

Medizinische Berufsverbinde

Deutscher Arztinnenbund (DAB)

Arzteverband Deutscher Allergologen (ADA)

Berufsverband Deutscher Anésthesisten (BDA)

Berufsverband der Augenédrzte Deutschlands (BVA)

Berufsverband der Deutschen Chirurgen (BDC)

Berufsverband Niedergelassener Chirurgen (BNC)

Berufsverband der Coloproktologen Deutschlands (BCD)
Berufsverband der Deutschen Dermatologen (BVDD)

Bundesverband Niedergelassener Diabetologen e.V. (BVND)
Berufsverband Deutscher Endokrinologen (BDE)

Gemeinschaft Fachérztlicher Berufsverbande (GFB)

Deutscher Facharztverband (DFV)

Deutscher Fliegerarztverband (DFV)

Berufsverband der Frauenérzte (BVF)

Berufsverband Niedergelassener Gastroenterologen Deutschlands (bng)
Bundesverband Gastroenterologie Deutschland (BVGD)
Berufsverband der Niedergelassenen Hématologen und Onkologen in Deutschland
(BNHO)

Deutscher Berufsverband der Hals-Nasen-Ohrenérzte (HNO-Verband)
Hartmannbund

Deutscher Hausérzteverband

Deutscher Zentralverein homdopathischer Arzte (DZVhA)
Berufsverband Deutscher Hygieniker (BDH)
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Medizinische Berufsverbinde

Berufsverband Deutscher Internisten (BDI)

Berufsverband Niedergelassener Facharztlich Tatiger Internisten (BNFI)
Bundesverband Niedergelassener Kardiologen (BNK)

Berufsverband der Kinder- und Jugendirzte (BVKJ)

Berufsverband Kinder- und Jugendpsychiatrie, Psychosomatik und Psychotherapie
(BKJPP)

Berufsverband der niedergelassener Kinderchirurgen Deutschlands (BNKD)
Verband der Leitenden Krankenhausérzte Deutschlands (VLK)

Berufsverband Deutscher Laborérzte (BDL)

Marburger Bund (MB)

Berufsverband der Arzte fiir Mikrobiologie, Virologie und Infektionsepidemiologie
(BAMI)

Deutsche Gesellschaft fiir Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie (Kranio- Maxillo- Fa-
ziale Chirurgie), Gesamtverband der Deutschen Fachérzte fiir Mund-Kiefer-
Gesichtschirurgie (MKG Chirurgie)

NAV-Virchowbund - Verband der niedergelassenen Arzte Deutschlands
Zentralverband der Arzte fiir Naturheilverfahren und Regulationsmedizin (ZAEN)
Berufsverband Deutscher Nervenarzte (BVDN)

Berufsverband Deutscher Neurochirurgen (BDNC)

Berufsverband Deutscher Neurologen (BDN)

Berufsverband Deutscher Neuroradiologen (BDNR)
Bundes-Arbeitsgemeinschaft Notérzte (BAND)

Berufsverband Deutscher Nuklearmediziner (BDN)

Verband leitender Orthopaden und Unfallchirurgen (VLOU)

Berufsverband der Fachérzte fiir Orthopadie und Unfallchirurgie (BVOU)
Bundesverband Deutscher Pathologen

Bundesverband der Pneumologen (BDP)

Berufsverband niedergelassener Pranatalmediziner (BVNP)

Berufsverband Deutscher Psychiater (BVDP)

Berufsverband der Fachérzte fiir Psychosomatische Medizin und Psychotherapie
Deutschlands (BPM)

Berufsverband der Deutschen Radiologen (BDR)

Berufsverband Deutscher Rheumatologen (BDRh)

Berufsverband der Schmerztherapeuten in Deutschland (BSVD)

Berufsverband der Sozialversicherungsarzte Deutschlands (BSD)

Deutscher Sportirztebund (DGSP)

Berufsverband Deutscher Strahlentherapeuten e.V. (BVDST)
Deutsch-Tiirkische Medizinergesellschaft (DTM)

Deutscher Berufsverband der Umweltmediziner (dbu)

Berufsverband der Deutschen Urologen (BDU)

Verein Demokratischer Arztinnen und Arzte (VDAA)

Quelle: IGES (Recherche vom 13.12.2011 bis 15.12.2011)
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Tabelle 14: Ubersicht Organisationen (VII)

Anbieter von IGeL Leistungsbestandteilen

Sanofi Pasteur MSD
GlaxoSmithKline
Novartis

Quelle: IGES (Recherche vom 13.12.2011 bis 15.12.2011)

Tabelle 15: Ubersicht Organisationen (VIIT)

Medizinische Fachgesellschaften

Akademie fiir Ethik in der Medizin e. V. (AEM)

Akademie fiir Sexualmedizin e.V. (ASM)

Anatomische Gesellschaft (AG)

Arbeitsgemeinschaft fiir Angewandte Humanpharmakologie (AGAH) e.V
Arbeitskreis "Krankenhaus- & Praxishygiene" der AWMF

AWMF Arbeitsgem. der Wiss. Medizin. Fachgesellschaften

Bundesverband Deutscher Krankenhausapotheker (ADKA)

Deutsche Adipositas-Gesellschaft (DAG)

Deutsche AIDS-Gesellschaft e.V. (DAIG)

Deutsche Dermatologische Gesellschaft (DDG)

Deutsche Diabetes Gesellschaft (DDG)

Deutsche Gesellschaft der Plastischen, Rekonstruktiven und Asthetischen Chirurgen
(DGPRAC)

Deutsche Gesellschaft flir Allergologie und klinische Immunologie e.V. (DGAKI)
Deutsche Gesellschaft fiir Allgemein- und Viszeralchirurgie e.V. (DGAV)
Deutsche Gesellschaft fiir Allgemeinmedizin und Familienmedizin (DEGAM)
Deutsche Gesellschaft fiir Andrologie e.V. (DGA)

Deutsche Gesellschaft fiir Angiologie - Gesellschaft fiir GefaBmedizin e.V. (DGA)
Deutsche Gesellschaft fiir Anésthesiologie und Intensivmedizin e.V. (DGAI)
Deutsche Gesellschaft flir Arbeitsmedizin und Umweltmedizin (DGAUM)
Deutsche Gesellschaft flir Arterioskleroseforschung e. V. (DGAF)

Deutsche Gesellschaft fiir Audiologie (DGA)

Deutsche Gesellschaft flir Biologische Psychiatrie e. V.

Deutsche Gesellschaft flir Biomedizinische Technik im VDE (DGBMT)
Deutsche Gesellschaft fiir Chirurgie e.V. (DGCH)

Deutsche Gesellschaft fiir Endokrinologie

Deutsche Gesellschaft fiir Endoskopie und Bildgebende Verfahren (DGE-BV)
Deutsche Gesellschaft fiir Epidemiologie

Deutsche Gesellschaft fiir Epileptologie e.V.

Deutsche Gesellschaft fiir Erndhrungsmedizin e.V.

Deutsche Gesellschaft fiir Gefal3chirurgie und GefdaBBmedizin - Gesellschaft fiir operati-
ve, endovaskulére und priventive GefaBBmedizin e.V. (DGG)

Deutsche Gesellschaft fiir Gentherapie e. V. (DG-GT)

Deutsche Gesellschaft fiir Geriatrie (DGGQ)

Deutsche Gesellschaft flir Gerontologie und Geriatrie e. V.(DGGG)

Deutsche Gesellschaft fiir Gerontopsychiatrie und -psychotherapie (DGGPP)
Deutsche Gesellschaft flir Geschichte der Nervenheilkunde (DGGN) e.V.
Deutsche Gesellschaft fiir Gesundheitskonomie e. V. (dggd)




182 IGES / Katzenmeier

Medizinische Fachgesellschaften

Deutsche Gesellschaft fiir Gynikologie und Geburtshilfe (DGGG)

Deutsche Gesellschaft flir Hals-Nasen-Ohren-Heilkunde, Kopf- und Hals-Chirurgie e. V.
Deutsche Gesellschaft fiir Handchirurgie (DGH)

Deutsche Gesellschaft flir Humangenetik e.V.

Deutsche Gesellschaft fiir Hygiene und Mikrobiologie

Deutsche Gesellschaft fiir Hypertonie und Prévention - Deutsche Hochdruckliga e. V.
(DHL)

Deutsche Gesellschaft fiir Himatologie und Onkologie (DGHO)

Deutsche Gesellschaft fiir Immungenetik (DGI)

Deutsche Gesellschaft fiir Immunologie (DGfI)

Deutsche Gesellschaft flir Implantologie im Zahn-, Mund- und Kieferbereich (DGI)
Deutsche Gesellschaft fiir Infektiologie (DGI)

Deutsche Gesellschaft fiir Innere Medizin e.V. (DGIM)

Deutsche Gesellschaft fiir Internistische Intensivmedizin und Notfallmedizin (DGIIN)
Deutsche Gesellschaft fiir Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e¢.V. (DGK)
Deutsche Gesellschaft fiir Kieferorthopéddie (DGKFO)

Deutsche Gesellschaft fiir Kinder- und Jugendmedizin e.V. (DGKJ)

Deutsche Gesellschaft flir Kinder- und Jugendpsychiatrie, Psychosomatik und Psycho-
therapie (DGKIJP)

Deutsche Gesellschaft fiir Kinderchirurgie (DGKCH)

Deutsche Gesellschaft flir Klinische Neurophysiologie und Funktionelle Bildgebung
e.V. (DGKN)

Deutsche Gesellschaft fiir Klinische Psychotherapie und Psychosomatische Rehabilitati-
on (DGPPR)

Deutsche Gesellschaft fiir Koloproktologie

Deutsche Gesellschaft fiir Krankenhaushygiene e.V. (DGKH)

Deutsche Gesellschaft fiir Lasermedizin

Deutsche Gesellschaft fiir Manuelle Medizin

Deutsche Gesellschaft fliir Medizinische Informatik, Biometrie und Epidemiologie ¢.V.
(GMDS)

Deutsche Gesellschaft fiir Medizinische Physik (DGMP)

Deutsche Gesellschaft fiir Medizinische Psychologie DGMP

Deutsche Gesellschaft fiir Medizinische Psychologie und Psychopathometrie (DGMPP)
Deutsche Gesellschaft fiir Medizinische Soziologie (DGMS)

Deutsche Gesellschaft fiir Medizinrecht (DGMR)

Deutsche Gesellschaft fiir Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgiec (DGMKG)

Deutsche Gesellschaft fiir Nephrologie e.V. (DG{N)

Deutsche Gesellschaft flir Neurochirurgie e¢.V. (DGNC)

Deutsche Gesellschaft fiir Neurointensiv-und Notfallmedizin (DGNI)

Deutsche Gesellschaft fiir Neurologie (DGN)

Deutsche Gesellschaft fiir Neurologische Rehabilitation (DGNR)

Deutsche Gesellschaft fiir Neuropathologie und Neuroanatomie (DGNN)

Deutsche Gesellschaft fiir Neuroradiologie (DGNR)

Deutsche Gesellschaft fiir Neurowissenschaftliche Begutachtung e.V.

Deutsche Gesellschaft fiir Nuklearmedizin e. V. (DGN)

Deutsche Gesellschaft flir Orthopadie und Orthopéddische Chirurgie e. V. (DGOOC)
Deutsche Gesellschaft fiir Osteologie e. V. (DGO)

Deutsche Gesellschaft fiir Palliativmedizin (DGP)

Deutsche Gesellschaft flir Parodontologie e. V. (DGP)
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Medizinische Fachgesellschaften

Deutsche Gesellschaft fiir Pathologie e.V. (DGP)

Deutsche Gesellschaft fiir Perinatale Medizin

Deutsche Gesellschaft fiir Pharmazeutische Medizin e. V. (DGPharMed e. V.)
Deutsche Gesellschaft fiir Phlebologie (DGP)

Deutsche Gesellschaft flir Phoniatrie und Padaudiologie e.V. (DGPP)

Deutsche Gesellschaft fiir Physikalische Medizin und Rehabilitation (DGPMR)
Deutsche Gesellschaft fiir Plastische und Wiederherstellungschirurgie

Deutsche Gesellschaft fiir Pneumologie und Beatmungsmedizin (DGP)

Deutsche Gesellschaft filir Prothetische Zahnmedizin und Biomaterialien e.V. (DGPro)
Deutsche Gesellschaft flir Pravention und Rehabilitation von Herz-
Kreislauferkrankungen e.V. (DGPR)

Deutsche Gesellschaft flir Psychiatrie, Psychotherapie und Nervenheilkunde e.V.
(DGPPN)

Deutsche Gesellschaft fiir Psychoanalyse, Psychotherapie, Psychosomatik und Tiefen-
psychologie (DGPT) e.V.

Deutsche Gesellschaft fiir Psychologische Schmerztherapie und -forschung (DGPSF)
Deutsche Gesellschaft fiir Psychosomatische Frauenheilkunde und Geburtshilfe e.V.
(DGPFQG)

Deutsche Gesellschaft fiir Psychosomatische Medizin und Arztliche Psychotherapie e.V.
(DGPM)

Deutsche Gesellschaft filir Padiatrische Infektologie (DGPI)

Deutsche Gesellschaft flir Padiatrische Kardiologie e.V. (DGPK)

Deutsche Gesellschaft fiir Radioonkologie €.V. (DEGRO)

Deutsche Gesellschaft fiir Rechtsmedizin

Deutsche Gesellschaft flir Rehabilitationswissenschaften (DGRW)

Deutsche Gesellschaft flir Reproduktionsmedizin

Deutsche Gesellschaft fiir Rheumatologie e.V. (DGRh)

Deutsche Gesellschaft flir Schlafforschung und Schlafmedizin (DGSM) [German Sleep
Society]

Deutsche Gesellschaft fiir Schidelbasischirurgie e.V. (DGSB)

Deutsche Gesellschaft flir Senologie e.V.

Deutsche Gesellschaft fiir Sexualforschung (DGfS)

Deutsche Gesellschaft fiir Sozialmedizin und Priavention (DGSMP)

Deutsche Gesellschaft flir Sozialpadiatrie und Jugendmedizin e.V. (DGSPJ)
Deutsche Gesellschaft fiir Sportmedizin und Pravention (DGSP)

Deutsche Gesellschaft flir Suchtforschung und Suchttherapie e.V. (DG-Sucht)
Deutsche Gesellschaft fiir Thorax-, Herz- und GefaBchirurgie (DGTHG)

Deutsche Gesellschaft flir Thoraxchirurgie (DGT)

Deutsche Gesellschaft fiir Transfusionsmedizin und Immunhdmatologie

Deutsche Gesellschaft fiir Tropenmedizin und Internationale Gesundheit e.V. (DTGQG)
Deutsche Gesellschaft fiir Ultraschall in der Medizin (DEGUM)

Deutsche Gesellschaft fiir Unfallchirurgie e.V. (DGU)

Deutsche Gesellschaft fiir Urologie e. V. (DGU)

Deutsche Gesellschaft fiir Verbrennungsmedizin e.V. (DGV)

Deutsche Gesellschaft fiir Verdauungs- und Stoffwechselkrankheiten (DGVS)
Deutsche Gesellschaft fiir Verhaltensmedizin und Verhaltensmodifikation (DGVM)
Deutsche Gesellschaft fiir Verkehrsmedizin

Deutsche Gesellschaft flir Wehrmedizin und Wehrpharmazie

Deutsche Gesellschaft flir Wundheilung und Wundbehandlung e.V.
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Medizinische Fachgesellschaften

Deutsche Gesellschaft fiir Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde (DGZMK)

Deutsche Gesellschaft fiir Zytologie (DGZ)

Deutsche Gesellschaft fiir Arztliche Hypnose und Autogenes Training (DGAHAT)
Deutsche Gesellschaft zum Studium des Schmerzes (DGSS)

Deutsche Interdisziplindre Vereinigung fiir Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI)
Deutsche Interdisziplindre Vereinigung fiir Schmerztherapie (DIVS, assoziiert)
Deutsche Krebsgesellschaft (DKG)

Deutsche Migriane- und Kopfschmerzgesellschaft (DMKG)

Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft e. V. (DOG)

Deutsche Parkinson Gesellschaft

Deutsche Physiologische Gesellschaft e. V. (DPG)

Deutsche Region der Internationalen Biometrischen Gesellschaft

Deutsche Rontgengesellschaft (DRG)

Deutsche Schlaganfall-Gesellschaft (DSG)

Deutsche Sepsis-Gesellschaft e.V.

Deutsche STI-Gesellschaft e. V. (DSTIG) - Ges. z. Forderung der Sexuellen Gesundheit
Deutsche Transplantationsgesellschaft (DTG)

Deutsche Vereinte Gesellschaft fiir Klinische Chemie und Laboratoriumsmedizin e. V.
(DGKL)

Deutsche Wirbelsdulen-Gesellschaft (DWG)

Deutsche Arztliche Gesellschaft fiir Verhaltenstherapie (DAVT)

Deutsches Kollegium fiir Psychosomatische Medizin (DKPM)

Deutsches Netzwerk Evidenzbasierte Medizin e. V. (DNEbM)

Deutschsprachige Gesellschaft fiir Kunst und Psychopathologie des Ausdrucks (DGPA)
Deutschsprachige Gesellschaft fiir Psychotraumatologie (DeGPT)
Deutschsprachige Mykologische Gesellschaft (DMykG)

Fachverband Medizingeschichte e.V.

Gesellschaft Deutschsprachiger Lymphologen (GDL)

Gesellschaft fiir Arzneimittelanwendungsforschung und Arzneimittelepidemiologie
(GAA)e.V.

Gesellschaft flir Biochemie und Molekularbiologie e.V.

Gesellschaft fiir Hygiene, Umweltmedizin und Priaventivmedizin GHUP e. V. (GHUP)
Gesellschaft fiir Medizinische Ausbildung (GMA)

Gesellschaft fiir Neonatologie und pédiatrische Intensivmedizin e.V. (GNPI)
Gesellschaft fiir Neuropadiatrie (GNP)

Gesellschaft fiir Padiatrische Gastroenterologie und Erndhrung (GPGE)
Gesellschaft fiir Padiatrische Nephrologie (GPN)

Gesellschaft flir Padiatrische Onkologie und Hiamatologie (GPOH)

Gesellschaft fiir Padiatrische Radiologie (GPR)

Gesellschaft fiir Qualitdtsmanagement in der Gesundheitsversorgung e.V. (GQMG)
Gesellschaft fiir Tauch- und Uberdruckmedizin e.V. (GTUM)

Gesellschaft fiir Thrombose- und Hamostaseforschung (GTH)

Gesellschaft flir Virologie (GfV)

Gesellschaft zur Forderung der biomedizinischen Forschung e.V. GFBF (assoziiert)
Gesellschaft zur Forderung der Qualitdtssicherung in medizinischen Laboratorien
(INSTAND) e.V.

Paul-Ehrlich-Gesellschaft fiir Chemotherapie e.V. (PEG)

Quelle: IGES (Recherche vom 13.12.2011 bis 15.12.2011)
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Tabelle 16: Ubersicht Organisationen (IX)

Privatirztliche Verrechnungsstellen

PVS Verband

Arztliche PrivatVerrechnungsStelle Mosel/Saar e.V. (Neunkirchen)
Arztliche PrivatVerrechnungsStelle Mosel/Saar e.V. (Trier)

Arztliche VerrechnungsStelle Biidingen GmbH

Privatérztliche VerrechnungsStelle Baden-Wiirttemberg e.V.
Privatirztliche VerrechnungsStelle fiir Berlin/Brandenburg GmbH und Co Arztebetreu-
ung KG

Privatérztliche VerrechnungsStelle Limburg / Lahn GmbH
Privatérztliche VerrechnungsStelle Rhein-Ruhr GmbH

Privatéarztliche VerrechnungsStelle Sachsen e.V.

Privatarztliche VerrechnungsStelle Schleswig-Holstein/Hamburg rkv
Privatarztliche VerrechnungsStelle Stidbaden e.V.

Privatérztliche VerrechnungsStelle Stidwest GmbH

Privatérztliche VerrechnungsStelle Westfalen-Nord GmbH
Privatérztliche VerrechnungsStelle Westfalen-Stid rkV
PrivatverrechnungsStelle der Arzte und Zahnérzte in Niedersachsen rkv
PrivatverrechnungsStelle fiir Arzte und Zahnérzte Bremen .V

Quelle: IGES (Recherche vom 13.12.2011 bis 15.12.2011)

Tabelle 17: Ubersicht Organisationen (X)

Bundesministerium fiir Ernihrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz und
fiir Verbraucherschutz zustindige Landesministerien

Bundesministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV)
Ministerium fiir Landlichen Raum und Verbraucherschutz Baden-Wiirttemberg
Bayerisches Staatsministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz
Senatsverwaltung fiir Justiz und Verbraucherschutz Berlin

Ministerium fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz Brandenburg
Verbraucherschutz Land Bremen

Behorde fiir Gesundheit und Verbraucherschutz (BGV) Hamburg

Hessisches Ministerium fiir Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
(HMUELV)

Ministerium fiir Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz Mecklenburg-
Vorpommern

Niederséchsisches Ministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz und
Landesentwicklung

Ministerium fiir Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Ministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz Rheinland-Pfalz

Ministerium fiir Gesundheit und Verbraucherschutz Saarland

Sédchsisches Staatsministerium fiir Soziales und Verbraucherschutz

Landesamtes fiir Verbraucherschutz Sachsen-Anhalt (LAV)

Ministerium fiir Landwirtschaft, Umwelt und landliche Rdume Schleswig-Holstein
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Bundesministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz und
fiir Verbraucherschutz zustindige Landesministerien

Thiiringer Ministerium fiir Soziales, Familie und Gesundheit

Quelle: IGES (Recherche vom 13.12.2011 bis 15.12.2011)

Tabelle 18: Ubersicht Organisationen (XI)

Verbraucherzentralen der Linder und Verbraucherzentrale Bundesverband

Verbraucherzentrale Baden-Wiirttemberg
Verbraucherzentrale Bayern
Verbraucherzentrale Berlin
Verbraucherzentrale Brandenburg
Verbraucherzentrale Bremen
Verbraucherzentrale Hamburg
Verbraucherzentrale Hessen
Verbraucherzentrale Mecklenburg und Vorpommern
Verbraucherzentrale Niedersachsen
Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen
Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz
Verbraucherzentrale Saarland
Verbraucherzentrale Sachsen
Verbraucherzentrale Sachsen-Anhalt
Verbraucherzentrale Schleswig-Holstein
Verbraucherzentrale Thiiringen
Verbraucherzentrale Bundesverband

Quelle: IGES (Recherche vom 13.12.2011 bis 15.12.2011)

Tabelle 19: Ubersicht Organisationen (XIT)

Vertreter der Patienteninteressen

Unabhingige Patientenberatung Deutschland

BundesArbeitsGemeinschaft der PatientInnenstellen und —Initiativen
Bundeszentrale fiir gesundheitliche Aufklérung

Beauftragter der Bundesregierung fiir die Belange der Patientinnen und Patienten
Gesundheitsinformation.de

Stiftung Warentest

Quelle: IGES (Recherche vom 13.12.2011 bis 15.12.2011)

Tabelle 20: Aufgesuchte Arztpraxen flir die Recherche von Informationsmaterial

Gebiets-/Facharztrichtungen bzw. Schwerpunkte

Allgemeinmedizin/Innere Medizin
Augenheilkunde

Orthopédie und Unfallchirurgie
Frauenheilkunde und Geburtshilfe
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Hals-Nasen-Ohrenheilkunde
Haut- und Geschlechtskrankheiten
Gastroenterologie

Kardiologie

Kinder- und Jugendmedizin
Nervenheilkunde/Neurologie

Psychiatrie und Psychotherapie/Psychosomatische Medizin und Psychotherapie/Kinder-
und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie

Radiologie
Urologie
Quelle: IGES
Tabelle 21: Quellen der Handsuche
Organisation Internetseite
Deutsches Arzteblatt www.aerzteblatt.de/
Arztezeitung www.aerztezeitung.de/
bzw.
www.aerztezeitung.de/praxis_wirtschaft/igel/
G+G Wissenschaft www.wido.de/g_g wissenschaft.html
WIdOmonitor www.wido.de/widomonitor.html

Stiftung Gesundheit
Arzneimittelkommission der deutschen
Arzteschaft

Wissenschaftliches Institut der AOK
(WIdO)

GGMA — Gesellschaft fir Gesundheits-
marktanalyse mbH

Arztliches Zentrum fiir Qualitiit in der
Medizin (AZQ)

Medizinischer Dienst der Krankenversi-
cherung

Google

Google Scholar

www.stiftung-gesundheit.de/
www.akdae.de/

www.wido.de/
www.ggma.de/
www.aezq.de/
www.mdk.de/

www.google.de
www.scholar.google.de/

Quelle:IGES; (Recherche am 16.12.2011)






	1 Ziele und Aufgabenstellung des Projekts
	2 Planung und Ablauf des Projekts
	3 Wissenschaftlicher und technischer Stand, an den angeknüpft wurde
	3.1 Definition von IGeL
	3.2 Aktueller Wissensstand

	4 Material und Methoden
	4.1 Systematische Literaturrecherche zu Studien über Informationsmöglichkeiten zu IGeL
	4.2 Systematische Recherche zu Informationsmaterialien über IGeL im Internet
	4.3 Recherche zu Informationsmaterialien über IGeL in Arztpraxen
	4.4 Recherche zu Bewertungsinstrumenten für Verbraucherinformationen

	5 Ergebnisse zum Informationsangebot zu IGeL
	5.1 Welche Informationsmöglichkeiten haben Verbraucherinnen und Verbraucher derzeit zur IGeL-Thematik insgesamt und zu einzelnen IGeL und wie zuverlässig sind die jeweiligen Quellen einzuschätzen?
	5.2 In welchem Ausmaß werden die Informationsmöglichkeiten genutzt, sind die gebotenen Informationen für Verbraucherinnen und Verbraucher zielführend und welche Informationen sind in der Gesprächssituation beim Arzt verfügbar?
	5.3 Welche für Verbraucher entscheidungsrelevanten Kriterien zur Beurteilung von IGeL lassen sich allgemein oder bezogen auf einzelne häufige Leistungen benennen?
	5.3.1 Untersuchung einer Auswahl des recherchierten Informationsmaterials zu IGeL
	5.3.1.1 Untersuchung der Informationsmaterialien mit allgemeinen Informationen zu IGeL
	5.3.1.2 Untersuchung der Informationsmaterialien mit leistungsspezifischen Informationen zu einer IGeL

	5.3.2 Bewertung des recherchierten Informationsmaterials zu IGeL nach Organisationsgruppen
	5.3.3 Untersuchung des recherchierten Informationsmaterials aus Arztpraxen
	5.3.4 Zusammenfassende Bewertung des recherchierten Informationsmaterials

	5.4 Welche Maßnahmen kommen in Betracht, um Inhalte, Nutzen und Preise von IGeL für Verbraucherinnen und Verbraucher transparent zu machen?
	5.5 Welche Informationswege sind in Ergänzung der bestehenden Informationsmöglichkeiten sinnvoll?
	5.6 Welche Maßnahmen kommen in Betracht, um Verbraucherinnen und Verbrauchern Entscheidungskriterien und Entscheidungshilfen für und gegen einzelne IGeL insbesondere im Bereich der Früherkennung an die Hand zu geben, und wie sind sie zu bewerten?
	5.7 Welche differenzierte Konzeption einer Liste von IGeL ist zweckmäßig (inhaltlich; rechtliche Verbindlichkeit versus informatorische Internetliste; Trägerschaft; Kooperationsmöglichkeiten z. B. mit der Ärzteschaft oder den Krankenversicherungen)?
	5.7.1 IGeL-Liste; Begriffsbestimmung
	5.7.2 IGeL-Liste; mögliche Akteure
	5.7.2.1 Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen
	5.7.2.2 Ärztliches Zentrum für Qualität in der Medizin
	5.7.2.3 Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen

	5.7.3 Verbindlichkeit einer IGeL-Liste

	5.8 Welche Möglichkeiten der Qualitätssicherung und -Überwachung einzelner IGeL-Leistungen sind denkbar und wie sind diese zu bewerten?
	5.8.1 Qualitätssicherung in der vertragsärztlichen Versorgung
	5.8.2 Qualitätssicherung im Bereich IGeL
	5.8.2.1 Qualitätssicherung mit Routinedaten
	5.8.2.2 Freiwillige Qualitätssicherung


	5.9 Welche Bedeutung hat der Markt der nicht erstattungsfähigen Leistungen für PKV-Versicherte, insbesondere für Personen, die im Basistarif/Tarifen mit geringerem Leistungsumfang bzw. ohne Zusatzversicherung versichert sind?
	5.9.1 PKV-Versicherte mit einer Krankheitsvollversicherung
	5.9.2 PKV-Versicherte im Basistarif


	6 Ergebnisse zu juristischen Fragestellungen
	6.1 Welche rechtlichen Konkretisierungen der ärztlichen Informationspflichten (z. B. zur Standardisierung von Informationen, Übergabe bestimmter Unterlagen) sind möglich und welche Vor- und Nachteile sind damit verbunden?
	6.1.1 Aufklärungspflichten des Arztes nach geltendem Recht
	6.1.1.1 Normativer Rahmen ärztlicher Aufklärungspflichten
	6.1.1.2 Selbstbestimmungsaufklärung
	6.1.1.2.1 Aufklärung über spezifische Risiken der IGeL-Behandlung
	6.1.1.2.2 (Verlaufs-)Aufklärung und Indikation
	6.1.1.2.3 Aufklärung über Behandlungsalternativen
	6.1.1.2.4 Dringlichkeit der Behandlung und Zeitpunkt der Aufklärung

	6.1.1.3 Wirtschaftliche Aufklärung
	6.1.1.4 Zusammenfassung und Rechtsfolgen unzulänglicher Aufklärung

	6.1.2 Möglichkeiten und Bedarf weiterer Regelungen zur ärztlichen Aufklärung
	6.1.2.1 Normative Überlegungen zu einem verbindlichen IGeL-Verzeichnis
	6.1.2.2 Schriftform der IGeL-Vereinbarung und Aufklärung
	6.1.2.3 Einwilligungssperre
	6.1.2.4 Zusammenfassung und Schlussbetrachtungen


	6.2 Besteht ein Schutzinteresse der Verbraucherinnen und Verbraucher für ein zu schaffendes Widerrufsrecht in Verbindung mit§ 355 BGB bei Verträgen über IGeL allgemein oder bei bestimmten IGeL?
	6.2.1 Kündigungsrecht des Patienten de lege lata – §§ 627 Abs. 1, 628 BGB
	6.2.2 Widerrufsrecht des Patienten – §§ 312 Abs. 1 S. 1, 355 BGB?

	6.3 Besteht für PKV-Versicherte, insbesondere für Personen, die im Basistarif/Tarifen mit geringerem Leistungsumfang bzw. ohne Zusatzversicherung versichert sind, ein Schutzbedürfnis für eine Schriftformerfordernis des Behandlungsvertrages?

	7 Voraussichtlicher Nutzen und Verwertbarkeit der Ergebnisse
	8 Zusammenfassung
	8.1 Informationsmöglichkeiten für Verbraucherinnen und Verbraucher
	8.2 Rechtliche Aspekte zu ärztlichen Informationspflichten, zum Widerrufsrecht und zum Schutzbedürfnis für eine Schriftformerfordernis bei PKV-Versicherten bei IGeL
	8.3 IGeL-Liste
	8.4 Qualitätssicherung bei IGeL
	8.5 Fazit und Ausblick

	9 Gegenüberstellung der ursprünglich geplanten zu den tatsächlich erreichten Zielen
	10 Literaturverzeichnis

